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Vorwort. 



Die vorliegende Arbeit soll die im Jahre 1901 
erschienene Schrift von E. Carlebach über: „Die recht- 
lichen und sozialen Verhältnisse der jüdischen Genieinden 
Speyer, Worms und Mainz von ihren Anfängen bis zur 
Mitte des 14. Jahrhunderts weiterführen. Sie umfasst 
den Zeitraum von 1349—1438. Das Jahr 1438 schien 
als Endpunkt einmal deswegen geeignet, weil mit ihm 
die Dynastie der Luxemburger zu regieren aufhörte, 
dann auch, weil dieses Jahr für zwei unserer Gemeinden, 
Mainz und Speyer, eine abermalige Vernichtung ^rächte. 

Die Quellen für die Arbeit waren hauptsächlich 
die Reichstagsakten Aus ihnen musste. abgesehen von 
einigen Urkunden, die das Wormser, Strassburger und 
Friedberger Urkundenbuch und das der Pfalzgrafen bei 
Rhein lieferten, für die Städte Mainz und Speyer fast 
allein geschöpft werden. Für Worms war die Arbeit 
wesentlich dadurch erleichtert, dass in dem von 
Boos herausgegebenen Urkundenbuch das Material zu- 
zammengestellt war. Dazu kommen noch Böhmers 
Regesten unter Kaiser Karl IV., Chmds Regesta Ruperti, 
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Altmanns Urkunden Kaiser Sigismunds und die Quellen 
zur Geschichte der Juden in Deutschland. 

Es erübrigt mir noch, den Herren Dr. Bondi-Mnmz, 
LehrerÄW<sc////(/-WoimsundDr.i r ; ^mrt///i-Frankfurta.M , 
die mir bereitwilligst Auskünfte erteilten, besonders aber 
Herrn Prof. Frhr. r. d. Hopp, der mich mit Rat und Tat 
unterstützte, auch an dieser Stelle meinen herzlichsten 
Dank auszusprechen. 

Der Verfasser. 
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Einleitung. 

Der Judenmord der Jahre 1348 und 1349, eine 
jener Geldkrisen barbarischster Art, wie Boscher 1 ) sagt, 
der wohl keine Stadt Deutschlands verschont gelassen 
har, vernichtete auch die blühenden Gemeinden Mainz, 
Speyer und Worms. 2 ) 

Am 10. Januar 1349 war Speyer als erstes Opfer 
dieser drei Städte gefallen. Am 1. März folgten die 
Juden von Worms und am 23. August die von Mainz. 8 ) 

Wieder einmal hatte man seinen ungezügelsten 
Hass gegen jenes unglückliche Volk gezeigt. Wieder 
einmal hatte man es vertrieben von den Stätten, die 
ihm zur Heimat geworden, und auf denen es geglaubt 
hatte, wenigstens seines Lebens sicher, sein wahrlich 
nicht beneidenswertes Dasein fristen zu können. 

Gewiss gab es auch damals solche, in denen die 
Stimme der Menschlichkeit auch Juden gegenüber nicht 

*) Roscher, Die Juden im Mittelalter vom Standpunkte der 
allgemeinen Handelspolitik in Ansichten der Volkswirtschaft aus 
dem geschichtlichen Standpunkte II, 339. 

2 > E. Carlebach, Die rechtlichen und sozialen Verhältnisse 
der jüdischen Gemeinden Speyer, Worms und Mainz von ihren 
Anfängen bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts. (Leipzig 1901) S. 73 f. 

*) Grätz, Bd. VII, S. 372 ff. 
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erloschen war, und die jüdischen Quellen versäumen 
nicht, jenen Männern ein Denkmal zu setzen. So er- 
wähnen sie ausdrücklich 4 ) den Herzog von Heidelberg, 
d. i. Kurfürst Ruprecht T. von der Pfalz. Unbekümmert 
um das Murren der Bürger gewährte er den aus Speyer 
und Worms entkommenen Juden in Heidelberg eine 
Freistatt, ebenso wie der Ritter Engelhard von Hirsch- 
horn in Sinsheim. 5 ) 

Mag es auch „die kluge Rücksicht auf die von 
den Juden entrichteten hohen Schutzgelder und Steuern" 
gewesen sein, 6 ) die die Genannten in ihrem Handeln 
bestimmte, den Verfolgten erschien es immerhin schon 
Dankes wert, dass irgend jemand den Mut hatte, sie zu 
schützen, gleichgültig aus welchen Motiven er es tat. 
Jedenfalls bewiesen Ruprecht und Engelhard durch die 
Aufnahme der Juden mehr realen Sinn, als die Städte, 
die da glaubten, auch ohne die Juden in einer Zeit 
fertig werden zu können, in der die Geldwirtschaft die 
Vorherrschaft zu erringen stiebte, und in der trotzdem 
die Kirche Christen gegenüber ihr altes Zinsgebot mit 
Strenge aufrecht zu erhalten suchte. 7 ) 

Bald aber sahen auch die Städte ihren Fehler ein. 

Sie erkannten, dass eine Quelle da sein müsste, aus 
der die ewig geldbedürftigen „Herrn und Knechte" ihren 
Gclddurst stillen könnten, und dass der Stadtsäckel 

4 ) Vergl. Güdemann, Bd. III, 150. Griitz, VII, 394. 
s ) Koch und Wille, Reg. No. 2G08. Lehmann, 8. 700 a. 
«) Werunsfoj, II, 256. 

7 ) Auch in anderen (legenden suchten die Fürsten die Juden 
zu schützen. So liess z. B. Herzog Albrceht von Oesterreich 330 
Juden auf sein festes Schloss Kiburg bringen, ohno sie . indessen 
retten zu können {A. Huber, Geschichte Böhmens IF, 189) VergJ. 
auch Scheret: Weitere Beispiele Werunsky, II, 256. 
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doch durch den Ausfall der Judenabgaben nicht unerheb- 
lich geschädigt würde. 

Vorläufig allerdings sorgte Karl IV. dafür, dass 
sich dieser Ausfall nicht sofort bemerkbar machte. Auf 
Grund des Fremdenrechts, dem die Juden unterworfen 
waren und der daraus resultierenden Kammerknecht- 
schaft, 8 ) hatte der König das Anrecht auf ihre Hinter- 
lassenschaft [s. über die Prinzip, nach denen die Juden be- 
handelt wurden. Scherer, Einleit.]. Und Karl nutzte dieses 
Recht aus. Er kargte nicht mit Privilegien, durch die 
er den Städten alles „Judengut" überwies.' AnT29. März 
1349 verzichtete er der Stadt Worms gegenüber, um 
der Dienste willen, die die Bürger von Worms dem 
Reiche getan und des Schadens, den sie dabei gelitten, 
auf alles Gut, das den Bürgern in und nach dem Juden- 
brande, an dem sie ohne Schuld sind! zugefallen ist, es 
sei liegend oder fahrend. 9 ) Ein gleiches Privileg erhielt 
Speyer. 10 ) 

Sehr gelauscht aber sahen sich die Städte, wenn 
sie glaubten, durch diese Privilegien gegen alle Ansprüche 
sicher zu sein. Ueberall erhoben sich bald Streitigkeiten 
der weltlichen und geistlichen Fürsten über das Juden- 
gut. Karl IV. verringerte diese Streitigkeiten gerade 
nicht dadurch, dass er widersprechende Urkunden über 
das Judengut ausstellte. Bald verschrieb es der Diplomat 
einem guten Freunde, bald einer Stadt. So hatte er 
am 11. Februar 1349 dem edlen Engelhard von Hirsch- 
horn für 2000 Florentiner Goldgulden die Judenschule 
und alle Judenhäuser in Speyer versetzt, 11 ) und schon 

s j S. über die Kammerk oechtschaft Stobbe, S. 12 ff. 

9 ) Böhmer- Huber, Reg. No. 902; Boos, U. ß. II, No. 385. 

10 ) „ „ „ „ 903; Hilgard, U. B. No. 519. 

11 ) i» »> i> »i 860. 
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am 29. März erteilte er der Stadt das bereits erwähnte 
Privileg. 

Es gelang der Stadt, sich mit Engelhard friedlich 
auseinanderzusetzen. Am 6. Mai trat dieser die ihm 
von Karl geschenkten Judenhäuscr, bis auf zwei, an die 
Stadt ab. 12 ) Ebenso verzichtete der Graf Friedich von 
Leiningen auf alle weiteren Ansprüche man hatte 
ihn also abgefunden — an die Stadt Speyer wegen der 
Güter, die einige seiner Juden in der Stadt besessen 
hätten. 18 ) 

Von einem dritten Gegner befreite sie Karl selbst. 
Er erklärte nämlich die Ansprüche, die Joh. v. Heringen 
und seine Genossen auf Grund früherer Privilegien 
machten, am 5. Mai für nichtig, weil er „die Juden- 
häuser und die Judischheit mit Leib und Gut zu eigen 
und ewig den Bürgern und dem Rate zu Speyer gegeben 
habe/ 14 ) 

Damit war aber die Zahl derer, die sich durch 
die Vernichtung der Juden in Speyer geschädigt fühlten, 
noch nicht erschöpft. 

Pfalzgraf Ruprecht machte ebenfalls Ansprüche an 
die Speyerer Juden. Seine Rechte wurden von der Stadt 
jedoch nicht anerkannt. Die Auseinandersetzung mit 
ihm zog sich Jahre lang hin. Am 17. April schlössen 
zwar Ruprecht der ältere und der jüngere mit Speyer 
auf ein Jahr eine Sühne wegen des Schadens, den sie 
durch die Verfolgungen der Juden in Speyer erlitten 
hätten. 15 ) Damit war jedoch die Angelegenheit nicht 

») Hilgard, U. B. No. 528. 
») „ » 522. 

M ) ii „ » m 527. 

l6 ) Koch und Wille, reg. No. 2635. 
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erledigt. Noch in dem Landfrieden, den die Städte 
Strassburg, Worms und Speyer mit Rudolf und Ruprecht 
von der Pfalz am 9. Mai 1351 geschlossen hatten, 16 ) 
nahmen die Räte und Bürger von Speyer „soliche an- 
spräche und sache, als sie an dem vorgenannten herzogen 
Ruprecht hant oder haben mögent von der Juden wegen 
in Spire a aus. Es kam sogar zu Feindseligkeiten 
zwischen Speyer und dem Pfalzgrafen. Ein Krieg, den 
der Pfalzgraf der Juden wegen beschlossen hatte, wurde 
nur durch einen Waffenstillstand vermieden, der am 
4. März 1352 zwischen dem Pfalzgrafen und der Stadt 
Speyer und ihrem Helfer Walram von Sponheim ab- 
geschlossen wurde. 17 ) Erst am 31. Januar 1353 er- 
kannte 18 ) Speyer die Rechte des Pfalzgrafen auf die 
Juden von Speyer auf Grund eines Briefes von Ludwig 
dem Bayern vom 10. August 1335 an. 19 ) 

Schlimmer erging es den Wormsern. Auch hier 
machte eine grosse Reihe von Fürsten, Herrn und 
Rittern Ansprüche an die Juden. Die Raugrafen hatten 
eine Rente von 20 Mk. bezogen, Dietrich von Handschuhs- 
heim eine von 50 Mk ; Philipp von Busenheim eine von 
36 Pfg. ; Friedrich von Meckenheim eine von 15 Pfg. ; 
Gerlach von Weinheim eine von 15 Mk., ausser vielen 
anderen, darunter auch der Pfalzgraf Ruprecht, der 
2000 Pfg. bezogen hatte. 20 ) Alle diese verlangten nun 
von der Stadt Entschädigung. Lange berieten Rat und 

>«) Boos, U. B. II, No. 428. 

17 ) Koch und Wille, No. 2703. 

18 ) „ || ii „ 2724. Boos, ü. B. II, No. 454. 

19 ) „ „ „ „ 2420. „ „ „ No. 285, vgl 
No. 357. 

so ) Schaab, S. 94 ; Werunsktj, II, 210; Arnold, Verfassungs- 
ge8chicbtc der deutschen Kreistädte II, 216; Zorn, S. 139. 
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Sechzehner, wie sie sich ihrer Veipflichtungen entledigen 
könnten. Sie fanden keinen anderen Ausweg, als von 
ihrem, ihnen von Karl IV. am 29. März 1349 verliehenen 
Privileg Gebrauch zu machen und das Judengut anzu- 
greifen. Am 28. Mai 1354 verkauften sie ihrem Mit- 
bürger Reinhold von Sonsheim das Judenbackhaus hinter 
der St. Martinskirche für 80 Pf., Heller. 21 ) 

Für Mainz fehlen uns Berichte über die Folgen 
des Jahres 1349 Die Nachrichten aber, die wir über 
Speyer und Worms haben, lassen uns zur Genüge er- 
kennen, dass die Vertreibung der Juden für die Städte 
keineswegs vorteilhaft war. Sie vergassen deshalb schnell, 
dass sie einst beschlossen hatten, in den nächsten 100 
oder mehr Jahren keine Juden mehr aufnehmen zu wollen. 
Eine Stadt nach der anderen öffnete ihnen wieder die 
Pforten. 22 ) 

S1 ) Boos, 0. B. II, No. 472. 

**) Gräte, VIII, 2. Werumky, 11, 280 f. 
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Die Wiederaufnahme der Juden 
in Mainz, Speyer und Worms und die Neugründung 

der Gemeinden. 

Es hat die Forscher zum Denken veranlasst, wie 
es sich erklären lasse, dass Juden sich bereit fanden, 
wieder in die Orte einzuziehen, in denen das Blut von 
Hunderten ihrer Brüder geflossen war. Man hat es mit 
der „Zähigkeit, die zu den Eigentümlichkeiten ihrer 
Race gehört u erklären zu können geglaubt. 1 ) Sollte es 
wirklich nur die Zähigkeit der Juden gewesen sein, die 
sie zu jenen Städten zurücktrieb? Lässt es sich nicht 
viel besser aus dem allen Menschen von der Natur 
glücklicherweise verliehenen Teile Vergcsslichkeit und 
leichten Sinnes erklären, die uns für die Zukunft an die 
Greuel der Vergangenheit nicht mehr glauben lässt? 
Am Fusse des Vesuvs entstanden neue Ansiedelungen, 
obwohl man befürchten musste, dass ein zweites Pompeji 
folgen könne. 

Allerdings kommt für die Juden noch ein zweites 
Moment hinzu. Ausgeschlossen vom Erwerb von Grund 
und Boden, von der Warenproduktion und dem Waren- 
handol, blieb ihnen nur der Geld- und Zwischenhandel 

*) Werunsky, II, 281. 
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frei. 2 ) Der aber blühte nur in den Städten. In diesen 
allein war ihnen also die Existenzmöglichkeit geboten. 
Sie ergriffen deshalb notgedrungen die ihnen gebotene 
Hand und kehrten wieder in die alten Heimatsorte 
zurück, nicht aber in ihre alten Wohnstätten. Diese 
waren ihnen aberkannt worden und in den Besitz des 
Rates übergegangen. Fortan sollten die „Juden sitzen, 
wo die burger dunkt, do es sich aller best fuegt in der 
stat und niendert anders. 8 ) Aber auch hier können sie 
nicht eigene Häuser erwerben, wie vor dem Jahre 1349. 
Es wurden ihnen mietsweise Wohnungen in einem be- 
stimmten Stadtteil überlassen. Jetzt erst wird die 
Ghettordnung streng durchgeführt. Das Recht der ihnen 
früher gegönnten freien Bewegung wird eingeschränkt. 4 ) 
In Speyer und Worms gab es auch früher ein mit 
Mauern und Toren umgebenes Juden viertel, aber es war 
den Juden Freizügigkeit in andere Viertel gestattet. 
Diese Abschliessung war eine freiwillige und dem ge- 
samten Mittelalter eigene. Commercielle und handwerk- 
liche Verbände suchten ebenfalls durch Zusammenwohnen 
in einem Bezirk ihre Zusammengehörigkeit zu dokumen- 
tieren. Jetzt aber wird das Zusammenwohnen der Juden 
ein erzwungenes. Auch was sie etwa bauten, blieb 
Eigentum der Stadt, der sie dafür Abgaben zu zahlen 
hatten. In Speyer war nicht einmal Synagoge und Fried- 
hof ihr Eigentum. Sie hatten diese nur gegen einen 
jährlich an die Stadtkasse zu zahlenden Erbzins von 
38 fl. in Besitz. 6 ) 

*) AI oys Schulte, Geschichte des mittelalterlichen Handels 
und Verkehrs. (Leipzig 1900) I, 152, s. auch weiter S. 32 f. 
») Städtechroniken I, S. 112 aus Nürnberg. 
*) Stern, Z. f. G. d. J., S. 24f> ff. 

Mitteilungen des hist. Vereins f. d. Pfalz, V (1875) S. 20. 
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Speyer hatte den Anfang mit ihrer Vernichtung 
gemacht, jetzt machte es auch den Anfang mit ihrer 
Wiederaufnahme. Bereits im Jahre 1352 beschlossen 6 ) 
Rat und Zünfte von Speyer, den Juden zu gestatten, 
sich in der Stadt wieder niederzulassen. Alle Juden, 
die in ihre Stadt ziehen wollen, nehmen sie, „in irer 
stedte friden, schirm und drostunge, also daz man in 
unde an iren wiben, iren kinden und irme gedingeten 
gesinde freveln sol glicherwise als an anderen burgern 
zu Spire und geloben ouch wir für uns unde unser 
nachkommen uf unser eyde ungeverlichen, die selben 
vorgenannten die nu oder hernach bi uns hie zu Spire 
wohnende werden als vorgeschriben stet, beide ir lip 
unde gut zu schirmende vor allem gewalte übergriff 
unde unrechten." 

Was aber vergangen ist, soll vergangen sein. Alle 
Schulden, die Bürger und Einwohner von Speyer vor 
Ausstellung obigen Briefes gemacht haben, sollen getilgt 
sein. Kein Jude „soll darumle anspräche noch vorderungo 
an sie haben sunder oder sament mit geriht oder ane 
geriht ane alle geverde." Für Schulden, die „geste 
und uzlute" gemacht haben, lehnte der Rat jede Ver- 
antwortlichkeit ab. 

Von dem Beschlüsse des Rats machten die Juden 
erst im Jahre 1354 Gebrauch. Es zogen wieder Juden 
nach Speyer, denen der Rat die Gegend zwischen der 
Webergasse und dem Schulhofe zuwies und den Teil 
des früheren Friedhofs, der zwischen „Beerfriede, da 
man ausgehet und der Waltgasse lag.* 7 ) Sollte der 

*) M. Stern, a. a. 0. 

7 ) Lehmann, S. 714 a. A. Eps'ein, M. f. G. W. J. 41. Jahrg. 
S. 28, Anm. 4. 
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ihnen zugewiesene Bezirk sich zu klein erweisen, so 
kann der Rat, wenn er es für die Stadt für vorteilhaft 
erachtet, die Ansiedelung auch ausserhalb (Jes Bezirkes 
gestatten. 8 ) 

In Worms liess man sie 1353 wieder zu, da man 
die vielen an sie gemachten Ansprüche bezahlen zu 
müssen fürchtete. 0 ) Der Erlös aus dem Judengut (s. 
S. 6) scheint demnach nicht genügt zu haben. Man 
war sogar so bemüht wieder Juden zu bekommen, 
dass man sich das Recht der Neuaufnahme bestätigen 
liess. Als Karl IV. nämlich am 20. Novbr. 1355 der 
Stadt Worms zum Danke für die Unterstützung, die sie 
ihm bei seiner Romfahrt gewährt hatte, alle Freiheiten 

") Stern, a. a. 0. S. 247. 

Ich kann mich mit Stern (a. a. 0. S. 246 Anm. .1) nicht 
entschliessen, auf die Mitteilung Lehmamts (Chronik S. 713) hin, 
dass 1353 der Friedhof umgeackert worden anzunehmen, wie 
das Werumfaj (II 283 Anm. 3) Epstein (a. a. 0.) Wiener (M. f. 
G. W. J. 1863, S. 424) tun, dass bereits kurz nach 1349 wieder 
Juden aufgenommen worden seien, und dann 1353 eine neue Ver- 
treibung stattgefunden habe. Abgesehen davon, dass es etwas 
sehr unwahrscheinlich klingt, dass -man so kurz hintereinander 
zwei Vertreibungen vorgenommen haben sollte, dürften auch der 
Beschluss des Rates von 1352 und die Mitteilung von der Ueber- 
gabe eines Wohnsitzes an die Juden sich als direkte Folgen des 
Jahres 1349 bequem vereinigen lassen. Die von Wiener zitierte 
Urkunde vom 1. April 1349, (Reinting, U. R. der Bischöfe zu 
Speyer I, 570) wonach dem Bischof Gerhard von Speyer verschiedene 
Reichspfandschaften, darunter auch die Juden von Speyer bestätigt 
werden, spricht nicht gegen unsere Annahme. Man findet in Be- 
stätigungen von Urkunden öfters, dass auf Grund alter Urkunden 
Bestätigungen auch solcher Dinge stattfinden, die einer Bestätigung 
nicht bedürfen, aber mitbestätigt werden, weil sie einmal in der- 
selben Urkunde standen. 

9 ) Z. f. G. d. Oberrh. 9, S. 270. Zorn, S. 139. 
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bestätigte, gab er ihr auch die ausdrückliche Erlaubnis, 
Juden als Bürger aufzunehmen „welche das begerent an 
alle irrunge." 10 ) 

Zuletzt folgte auch Mainz. Dieses sah mindestens 
schon im Jahro 1356 wieder Juden in seinen Mauern, 
da am 27. Dezember 1356 Karl IV. die Mainzer Juden 
als seine Kammerknechte in seinen Schutz nimmt. 11 ) 
So waren denn von neuem Judengemoinden in unseren 
Städten entstanden. Die inneren Verhältnisse dieser 
Gemeinden mögen hier zunächst eine Darstellung erfahren. 

Iw ) Boos, U. B 11 No. 492. Uebcr die Bestrebungen auch 
der Fürsten das ius teuere Judaeos zu erlangen, s. z. B. Scherer, 
a. a. 0., S. 375 ff. 

Böhmer- If über, No. 2567. 
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Innere Verhältnisse der Gemeinden. 



Die Verfolgungen des Jahres 1349 hatten tief in 
die inneren Verhältnisse der Judengemeinden ein- 
geschnitten. Der Erwerb von Grund und Boden, wie 
er uns durch die verschiedensten Urkunden aus früherer 
Zeit bezeugt ist, 1 ) fallt, wie oben erwähnt, von jetzt 
an fort. Der Aufenthalt in einer Stadt wird den Juden 
nur auf eine bestimmte Zahl von Jahren gestattet. So 
nimmt Mainz am 30. Juni 1365 den Rabbi Cohn aus 
Nordhausen mit seiner Hausfrau Bolde, seinen zwei 
Söhnen Kaufmann und Liebmann und deren Hausfrauen, 
seinen Enkel Meyer und ihre Kinder, sowie ihr Ge- 
sinde auf vier Jahre auf. 2 ) Strassburg nimmt am 23. 
August 1369 sechs Judenfamilien auf fünf Jahre auf. 8 ) 
Unter diesen befinden sich drei aus Speyer, der Vivelin 
Arams Sohn, Mannokint und sein Schwager Jacob und 
zwei aus Worms, Simon und Vivelin Mannen. Nach 
Ablauf dieser Frist musste das „Gedingete" erneuert, 
und dafür eine bestimmte Summe entrichtet werden. 

') Carlebach, a. a. 0., S, 46, siehe auch Weruwky, a. a. 0., 
II, S. 261. Anm. 2. 

% ) Schaab, S. 98. Güdemann, III, S. 30. 
») Strassburger, U. B. V., No. 832. 
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In Speyer schwankte diese Summe zwischen 5 und 
35 fl. 4 ) Sie durften also in der Stadt nur ihren „Sess" 
haben, ohne Bürgerrecht erwerben zu können. Wir 
finden zwar wiederholt für Juden die Bezeichnung Bürger. 
In einer Wormser Urkunde vom 17. Dezember 1370 
ist von dem „bescheidenen" Juden Mannes von Köln 
Bürger zu Worms die Rede. 6 ) Strassburg verhandelte 
am [8. Oktober 1387 wegen ihres Bürgers, des Juden 
Kirsmann, mit Speyer. 6 ) Aber diese Bezeichnung ist 
nur, um mit Stobbe zu reden, 7 ) im uneigentlichen Sinne 
zu verstehen. Der Titel »Bürger" verleiht den Juden 
nicht etwa dieselben Rechte, wie den übrigen Bürgern, 
sondern bekundet nur, dass der betreffende Jude des 
Schutzes der Stadt teilhaftig ist. 8 ) 

Dadurch, dass von jetzt an Juden nur noch auf kurze 
Zeit in den Städten aufgenommen werden, beginnt erst 
die eigentliche Heimatlosigkeit dieses Volkes. Es musste 
immer gewärtig sein, dass nach Ablauf der Frist das 
„Gedingete" nicht erneuert würde. Daraus resultierte 
natürlich das Bestreben, zumal der Erwerb von Grund- 
besitz nicht gestattet war, möglichst flüssiges Vermögen 
zu erlangen, um nötigenfalls ohne grosso Schwierigkeiten 
auch anderswo das Dasein fristen zu können. Der 
Gelderwerb musste also eine Hauptsorge bilden. 

Diesen Punkt muss man sich vergegenwärtigen, 
will man die inneren Verhältnisse unserer Gemeinden, 
ihr Erwerbs- und ihr geistiges Leben verstehen, ebenso 
wie ihr Verhältnis zu Stadt und Reich. 

4 ) Mittig. des hist. Vereins f. d. Pfalz. Bd. V (1865). S. 20. 
6 ) Boot, U. ß. II, No. 666. 

6 ) Strassburger, U. B. VI, No. 396. 

7 ) Stobbe, S. 39. 

8 ) Siehe die Urkunde von Speyer von 1352. S. 99 f. 
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1. Die Gemeindeverhältnisse. Der Mittelpunkt 
des Judenviertels war die Synagoge. Wenn auch die 
Zahl der, jüdischen Einwohner wähtend dieser Periode 
in unseren Städten sicherlich nur eine sehr geringe 
war, 1 ) 50 dürfen wir doch annehmen, dass trotzdem die 
Errichtung neuer oder die Wiederherstellung der alten 
Gotteshäuser, soweit sie zerstört waren, zu den ersten 
Aufgaben der jungen Gemeindon gehörte. 

In Mainz wird 1433 eine Synagoge erwähnt, die 
Kurfürst Adolf von Nassau 1473 in eine Kapelle um- 
bauen Hess. 2 ) Wann die hier erwähnte Synagoge er- 
baut ii-t, lässt sich nicht erweisen. Sicherlich nach 1281. 
Ein Grabstein, der 1899 bei der Ausschachtung eines 
Kellers auf der grossen Bleiche gefunden wurde, giebt 
Kunde von der Zerstörung der Synagoge im Jahre 1281. 
„Dies ist das Grab des Rabbiners R. Meir, Sohn Abra- 
hams Hakohen, des alten, der erschlagen wurde, weil 
er die Echtheit seines Gottes unverbrüchlich bekannte, 
den 27. Siwan 5041 (d. i. das Jahr 1281) an dem 
Tage, an dem die Synagoge verbrannt und die Gesetzes- 
rollen zerrissen wurden. Seine Ruhestätte in Ehren!" 2 *) 

Bald scheint sie wieder aus dem Schulte erstanden 
zu sein, und wir dürfen wohl das Jahr 1296 als Jahr 

') Nach dem Judenzinsbuch von Nürnberg z. B. (Städte- 
chroniken I, 8. 111) waren 1381 in Nürnberg 18 Männer und 
Frauen, während vor 1349 dort ea. 220 jüdische Männer und Frauen 
wohnten, abgesehen von Kindern und Gesinde. In einer Wormser 
Urkunde vom Jahre 1377 (Koos, .17. B. N, No. 723) finden sich 
36 Genieindemitglieder aufgezählt, die sicherlich die Zahl der da- 
maligen jüdischen Familienväter von Worms, rot räsentierten, 
während in einer Märtjrerliste des Juhres 1349 (Q. G. J. P. Bd. II, 
8. 259) 400 Märtyrer aufgezählt werden. 

2 ) Srhaab, S. 59. 2a ) Salfehl, Bilder aua der Verg;ingenheit, 
der jüdischen Gemeinde Mainz, S. 17. 
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der Wiedererrichtung der Synagoge ansehen. 3 ) Die 
Stürme des Jahres 1349 scheinen ohne Schaden über 
sie dah ingebraust, denn nirgends erhalten wir Kunde 
von einer abermaligen Zerstörung. Erst der fromme 
Eifer Adolfs von Nassau entzog sie ihrer Bestimmung. 

In Speyer, das ehedem zwei Synagogen besessen 
hatte, eine in Altspeyer und eine in der Innenstadt, 
war die in Altspeyer gelegene schon vor der Katastrophe 
des Jahres 1349 eingegangen. 4 ) Die andere hingegen, 
von der heuto noch drei Wände vorhanden sind, 5 ) diente 
in unserer Periode, in der die Juden „zwischen der 
Webergasse und dem Schulhofe " wohnten, höchst wahr- 
scheinlich noch ihrem alten Zwecke. Sie wird in einer 
Urkunde vom Jahre 1381 erwähnt, in der als nähere 
Bestimmung für ein Haus in der Meyschergasse, der 
heutigen Judengasse, „contigua synagoge Judeorum" 
hinzugefügt wird. 6 ) Sie bestand schon zur Zeit des 
ersten Kreuzzuges, 7 ) während die in Altspeyer erst 1104 
erbaut wurde. 8 ) 

Worms bietet wenigstens in dem für die Männer 
bestimmten Teile der Synagoge in der Judengasso, der 
zu den grössten Sehenswürdigkeiten der Stadt gehört, 
noch den fast unveränderten Bau der Synagoge der 
frühesten Zeit. Es ist ein zwei seh iffiger Raum, der 
durch zwoi Rundsäulen geteilt und dadurch in sechs 

3 ) 8. Salfeld, Das Martyrologium des Nürnberger Memor- 
buches. Q. G. .T. D., Bd. III, S. 288. 

4 ) Carhbach, a. a. 0.. S. 49. 

6 ) A. Epstein, M. f. G. W. J.. 1897, 8. 26. 
ü ) Zeu», Die freie Reichstädt Speyer, S. 21. 

7 ) Epstein, a. a. 0., 8. 29 aus den hehr. Berichten über die 
Judenverfolgungen, 8. 171. 

8 J Epstein, a. a. 0., 8. 42. 
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gleiche, mit Kreuzgewölben überspannte Joche zerlegt 
wird. 9 ) Im Westen lehnt sich an die Mauer des Haupt- 
baues ein halbrund geschlossener, rechteckiger Anbau, 
die sogenannte Raschikapelle. 10 ) Im Osten springt eine 
runde Nische aus der Mauer hervor, die aussen mit 
einem Steindach bedeckt ist. Im rechten Winkel stösst 
an den im Jahre 1034 von Mar Jacob und seiner Frau 
Rachel 11 ) erbauten romanischen Männerbau, der gotische 
Frauenbau. Dieser wurde im Jahre 1213 durch Meier 
und seine Frau Judith errichtet I2 ) Jm Jahre 1349 
wurde er verbrannt. 13 ) 

Das Aeussere des romanischen Teiles der Synagoge 
ist schmucklos, abgesehen von den Portalen und der im 
Osten vorspringenden niederen Nische. Die Erbauung 
der Synagoge fällt in die Zeit der Durchbildung des 
romanischen Stiles. 14 ) 

Die Details im Inneren der Synagoge, wie Leuchter 
und Vorhänge für die heilige Lade gehören einer 
späteren als der von uns zu behandelnden Periode an. 16 ) 

Zum Gemeindeeigentum gehörte denn auch regel- 

9 ) Vergl. über die Beschreibung der Synagoge Ernst Wörner, 
Kunstdenkmäler im Grossh. Hessen (Prov. Rheinhessen, Kr. Worms). 
Darmstndt 1887 und A, Epstein in M. f. G. W. J. 1696, S. 509 ff. 

,0 ) Dieser Bau wurde nach einer Inschrift von David ben 
Josua Josef Oppenheim im Jahre 1624 errichtet. Dass Raschi in 
diesem Hause gelehrt habe, ist also Sage. {Epstein, M. f. G. W. J. 
1896, S. 557 ff.) 

") Epstein, a. a. 0., 8. 512. 

I2 ) Epstein, a. a. 0.. S. 556 f. 

") Lewysohn, 60 Epitaphien von Gralsteinen des israelitischen 
Friedhofs in Worms. S. 107. 

,4 ) S. auch Lewi/sohn, a. a. 0., 8. 104. 

iT >) So stammt z. B. der schöne Kandelaber, rechts von der 
heiligen Lade, erst aus dem Jahre 1656. 
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massig ein Backhaus und ein Bad. In Worms, wo das 
Backhaus, wie wir oben gesehen haben, 16 ) verkauft 
worden war, wird sich diese Gemeinde zur Errichtung 
eines neuen haben entschlicssen müssen. Sie bedurfte 
dessen dringend zur Herstellung <Jer Osterbrote. 

Ebenso war das Bad eine religiöse Notwendigkeit. 
Es wurde unterirdisch angelegt. Die »Judenbäder 8 haben 
sich deshalb auch, trotz der vielen Schicksalsschläge, 
die die Gemeinden heimsuchten, an vielen Orten er- 
halten. 

Zum Teil, wie in Worms, 17 ) in Speyer und in 
Friedberg sind sie erst in neuerer Zeit wieder zugäng- 
lich gemacht worden. Das Judenbad in Friedberg 18 ) 
stammt aus frühgotischer, das Wormser und Speyerer 
aus romanischer Zeit. 19 ) 

Weisstein 90 ) setzt den Bau des Speyerer Bades in 
die Mitte des 12. Jahrhunderts. Diese Ansetzung dürfte 
jedoch etwas zu spät sein. Im Jahre 1126 wird es 
bereits erwähnt. 21 ) 

In Worms dürfte es gleichzeitig mit der Synagoge 
im Jahre 1034 errichtet worden sein. 22 ) 

Das Bad in Speyer befand sich im Synagogenhofe. 
In diesem Hofe stand auch das Gemeindehaus 28 ), 

,ß ) S. IG. 

17 ) Epstein, M. f. G. W. J. 1896. S. 515. Das Wormscr 
wurde erst 1896 aufgedeckt. 

18 ) Adam;/, Kunstdenkmäler im Grossh. Dessen, Krs. Fried- 
berg. S. 102 f. 

ls^ao) Weisstein. Das Juden bad in Speyer im „Zentralblatt 
der Hau Verwaltung" (Berlin 1885). S. 14 f. 

S. Wiener in M. f. ü. W. J., 1863, S. 164, Anm. 9. 
TS f Epstein, a. a. 0. S. 512 f. 

**) Wiener. Das jüdisebe Gemeindehaus im Mittelalter im 
Israelitischen Litteraturblatt (herausg. von Rahmer) 1878 No. 16. 
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das in einer Urkunde von 1381 erwähnt wird. 24 ) In den übri- 
gen Gemeinden dürfen wir ein solches Haus stillschweigend 
voraussetzen. Es fanden darin die Sitzungen des Juden- 
rates statt. Es diente aber auch zur Abhaltung von Hoch- 
zeiten und sonstigen Vergnügungen und führte deshalb auch 
den Namen „Tanzhaus" oder „Brauthaus". 25 ) 

Ein Bild von dsn llochzeitsfeierlichkeiten, wie sie 
in unserer Zeit in Mainz und wohl auch in den beiden 
anderen Gemeindon üblich waren, finden wir im Ab- 
schnitt j^KltiTj der Minhagim des Maharil. 20 ) Man 

wählte in der Regel den Freitag zum Hochzeitstage. 
Die Festlichkeiten beginnen schon abends vorher. Braut 

und Bräutigam tauschen Geschenke (m^OD). Ein 
Festmahl schliesst diese Vorabendfeierlichkeit. Am Freitag 
Morgen aber, wenn der erste Lichtschein von Osten sich 

zeigt, durchschreitet der Schulklopfer 27 ) die Strassen des 
Ghettos, um wie gewöhnlich die Gemeinde zum Gebet 
zu rufen. Heute verbindet er damit gleichzeitig die 
Einladung zum Maan. Bald wird es lebendig in den 
Strassen. Der Festzug ordnet sich. Allen voran schreitet 
der Held des Tages, der Bräutigam. Ihm folgt der 
Rabbiner, dem sich die Gemeinde mit Fackeln und 
Musikinstrumenten anschliesst. 28 ) Am Synagogenhofe 

* 4 ) Zerns a. a. 0. S. 8 Anm. 

25 j In einer Urkunde von 1361 heisst es: „der grosse sohul- 
hoff, den man nennet der Juden danzhus." Der Ausdruck der 
„Juden brutohus" findet sich in einer Urkunde vom Jahre 1381 
(Zerns a. a. 0. S. 8 Anm.) Analog ist dieses Tanzhaus mit den 
noch in vielen Städten sich findenden Ilochzeitshäusern. 

26 ) Siehe über ihn S. 40 f. 

") Ueber diese Institution s. S. 24 f. 

**i Welchen Wert man auf die Musik legte, beweisst ein 
Vorgang, der uns im Abschnitt nY~PXn der Minhagim 
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wird Halt gemacht. Fackelträger und Musiker kehren 
um, um die Braut und ihre Freundinnen zu holen. Sie 
wird bis zum Tore des Synagogenhofes geführt. Der 
Rabbiner und die Angesehensten der Gemeinden führen 
ihr den Bräutigam entgegen. Dieser ergreift sie bei 
der Hand, und nun bewerfen die Anwesenden das Paar 
mit Weizen unter dem dreimaligen Rufe )iyy\ "HB (Seid 
fruchtbar und mehret euch. 29 ) Sie gehen bis zum Ein- 
gang der Synagoge und setzen sich dort ein wenig 
nieder. Die Braut führt man dann nach Hause, damit 
sie ihre Hochzeitstoilette vollenden könne. Ueber ihre 
Feiergewänder zieht sie das Sargenes (Totenkloid), steckt 
den Schleier auf und anstatt mit dem Sarbel, einem 
gewöhnlichen Ueberwurf, schmückt sie sich heute mit 
der Kürsen. 80 ) Währenddessen ist der Bräutigam in 
die Synagoge getreten. Zum Zeichen dafür, dass Israels 
Freuden nicht vollkommen sein können, solange sein 
Heiligtum in Schutt und Asche liegt, hatte er seine 
Kopfbedeckung so aufgesetzt, wie es sonst nur bei 
traurigen Anlässen zu geschehen pflegte. Er nimmt 
den auf der Nordseite des heiligen Schreins für ihn 
bestimmten Platz ein, und der Morgengottesdienst be- 
ginnt. Sogleich nach Beendigung desselben findet die 
Trauung statt, an der die Verwandten, festlich gekleidet, 
teilnehmen. Die Braut wird unter Musikbegleitung 

des Maharil erzählt wird. In einem Nachbarorte von Mainz durfte 
wegen Landestrauer keine Musik gemacht werden. Ks sollto nun 
eine Hochzeit stattfinden, und da Maharil Musik für eine Hochzeit 
als unumgänglich notwendig bezeichnete, sah man sich veran- 
lasst, die Hochzeit in Mainz zu halten. 

2 »j Gen. 1,28. 

80 ) In der Regel ein feiner Pelzmantel, s. Grimm, Deutsches 
Wörterbuch. 
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wieder herbeigeholt und zum Eingang der Synagoge 
geführt. Dort wartet sie bis der Rabbiner den Bräutigam 
auf den Almemor geführt und ihm — ebenfalls zum 
Zeichen der Trauer über den Fall von Israels Heilig- 
tum — etwas Asche aufs Haupt gestreut hat. Der 
Rabbiner und die Angesehensten der Gemeinde geleiten 
die Braut in die Synagoge und stellen sie, in Anlehnung 
an die Psalmworte (45,10) „es stehe die Gemahlin zur 
Rechten," an seine rechte Seite. Die Zipfel der Kopfbe- 
deckung oder die Enden des Schleiers werden über das Paar 
gelegt und dann vom Rabbiner in der vorgeschriebenen Weise 
die Trauung vollzogen. Am Schlüsse derselben ergreift 
der Bräutigam ein Glas, und wirft es, nach Norden 
gerichtet, an die Wand, dass [es zerschellt, zur Mahnung, 
auch im grössten Glücke nicht übermütig zu werden. 

Jubelnd beglückwünschen die Anwesenden das 
junge Paar. Sie führen es zum Hochzeitshause, wo das 
Festmahl ihrer wartet. Mit Spiel und Tanz mag man 
sich hier vergnügt haben. Hier konnte man sich un- 
gehemmt der Freude hingeben, denn hier, äussert 
Berliner, 91 ) durften ja die jüdischen Töchter ohne den 
mit zwei blauen Streifen kennbar gemachten Schleier 
erscheinen und die Herren ohne das Radzeichen am 
Gewände und dem hornartig gekrümmten oder trichter- 
artig geformten Hut auf dem Kopf." 

Dass jede unserer Gemeinden auch in dieser Zeit 
im Besitze eines Friedhofes war, bedarf keiner 
Frage. 

Der Mainzer Friedhof auf dem „ Judensande im 
Nordwesten der Stadt, der auch von den Juden des 

") A. Berliner, Aus dem inneren Leben der deutschen Juden 
im Mittelalter (Berlin 1871) S. 9. 
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Rheingaues benutzt wurde, 32 ) bestand noeh im 15. Jahr- 
hundert. In dieser Zeit musste für die Bestattung eines 
Juden unter 13 Jahren ein Gulden und für ältere zwei 
Gulden an den Erzbischof bezahlt werden. Ausserdem 
hatte die Gemeinde noch 20 fl. jährlich für das Hecht 
der Bestattung zu entrichten. 88 ) 

Der Friedhof von Worms liegt links von der 
Andreasstrasse, vor der Stätte des ehemaligen Andreas- 
tores. Den Bewohnern der umliegenden Orte diente er 
ebenfalls zum Begräbnisplatze. 84 ) Wie in Mainz und 
wohl auch sonst, musste in Worms für die Bestattung 
eines Juden eine Abgabe entrichtet werden. Darüber 
kam es sogar im Jahre 1423 zu Streitigkeiten zwischen 
der Stadt und ihrem Bischof Johann von Fleckenstein. 85 ) 

Aus einem der umliegenden Orte war eine Leiche 
nach Worms gebracht und dort beigesetzt worden. Der 
Rat hatte die Leiche ausgraben lassen und dadurch den 
Bischof um die Abgabe gebracht. Dieser beschwerte 
sich deswegen. Der Rat, der sicherlich durch sein Vor- 
gehen nur die Schädigung des Bischofs, mit dein er in 
Feindschaft lebte, beabsichtigte, erwiderte auf die Be- 
schwerde, er habe die Ausgrabung der Leiche nur an- 
geordnet, weil die Juden geächtet seien. 80 ) Dieses 
Argument wollte der Bischof aber keineswegs gelten 
lassen. Der Rat lasse ja die Juden ungestört in der 
Stadt ein- und ausgehen. Der angegebene Grund sei 
also durchaus nicht stichhaltig. Die Ratsherren waren 
um eine Erwiderung auch jetzt nicht verlegen. Am 

8S ) Schaab, S. 126. 

S3 ) Schaab a. a. 0. und Stobbe, S. 270. 
M ) Stobbe, S. 270. 

"*) Boos, Städtekultur, Bd. II, S. 323 ff. 
ae ) Ueber den Grund der Acht 8. S. 95. 
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6. Dezember 1423 teilten sie Bischof Johann mit: Sie 
seien für die Handlungsweise der Juden nicht verant- 
wortlich, diese beträten die Stadt auf ihr Risiko. Sie 
würden durchaus nicht eingreifen, wenn jemand dio 
Acht an ihnen vollstrecken würde. Mit diesem Be- 
scheide musste sich der Bischof zufrieden geben. 

Während die Friedhöfe von Mainz und Worms der 
Zerstörungswut entgangen sind, war dies in Speyer, wo 
Bischof Rüdiger den Juden im Jahre 1084 einen Bc- 
gräbnisplatz „bei der Zwerggasse" 37 J angewiesen hatte, 
nicht der Fall. Im Jahre 1349 wurden die Grabsteine 
zur Erbauung von Türmen und zur Ausbesserung der 
Stadtmauern verwandt 38 ) Im Jahre 1353 wurde der 
Friedhof sogar umgeackert. 30 ) 

Bei ihrer Neubegründung im Jahre 1354 erhielt 
die Gemeinde den Teil des früheren Friedhofes, der 
zwischen „Beeifriedo, da man ausgehet, und der Walt- 
gasse" liegt 40 ) zurück. Den ganzen Friedhof gab ihr 
der Rat erst im Jahre 1358 „mit der hofeieyde, da der 
bronne inno stet und das husel mitten in demselben 
Judenkirchhofe in aller der fryheit und in aller der 
maze als vormals von altershcr Juden denselben Fried- 
hof gehabt hant, usgenommen der anderen huser und 
hofe, die daran stossent, dio der rat zu spire Christcn- 
luden verliehen hat, die sollen alle unserer stat eigent- 



37 J Zeuss, Dio freie Reichsstadt Speyer. S. 8. Siehe auch 
Zenas, S. 24. 

88 ) Von den Grabsteinen haben sich bei der Abtragung 
älterer Gebäude 13 Stück vorgefunden. Der älteste tr.lgt das 
Datum 1145 {Epstein a. a. 0.) 

a ») Lehmann, S. 713 b und Epstein a. a. 0. M. f. G. W. J. 
1897. S. 26. 

4Ü ) Lehmatin, S. 714 a. Epstein a. a. 0. S. 28 Anm. 4. 
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liehen zugehoren eweclichen und verbliben, also daz die 
Juden kein recht daran haben sollcnt anc alle geverdo. 841 ) 

Die jüdische Gemeinde brachte ihn in Ordnung 
und befestigte ihn wieder, sodass bei der Fehde unserer 
Städte mit Emich von Leiningen (s. S. 52 ff.) die Stadt 
Speyer den Friedhof durch einen Teil ihrer Söldner be- 
setzen Hess, 42 ) wie sich einst auch Ludwig der Bayer 
im Jahre 1315 vor Friedrich dein Schönen und Leopold 
von Oesterreich auf den Friedhof zurückgezogen hatte. 43 ) 

Zum Eigentum der Gemeinde gehörte in Worms 
dann auch noch ein Gemeindegarten. 44 ) 

Zur Unterhaltung dieser Institutionen mussten allo 
Gemeindemitglieder beitragen. Sie taten das entwoder 
durch freiwillige Zuschüsse, oder die Gemeindeverwaltung 
verteilte die Laston auf die einzolnen. 45 ) Wie immer, 
gab es dann viele, die sich zu hoch veranlagt glaubten 
und über Ungerechtigkeit schrieen. Dass hier und da 
Ungerechtigkeiten vorkamen, soll in Anbettacht der 
Klagen eines so unbefangenen Zeugen wie Jacob Weil 46 ) 
nicht in Abrede gestellt werden. Doch wird man im 
allgemeinen annehmen dürfen, dass alles nach Recht 
und Billigkeit zuging. 

An der Spitze jeder unserer Gemeinden stand ein 
Rabbiner. Er war der geistige Führer der Gemeinde, 
der durch Wort und Tat auf die Gemeinde einwirken 

4I ) Zeuss a. a. 0. S. 8 Anm. und Epstein M. f. G. W. J. 
1896. S. 28 Anm. 4. 

4i ) Wiener, M. f. G. \V. J. 1863 S. 300. Lehmann, S. 723. 

") „ S. 26, No. 10. 

44 ) Siehe Minhagim des Maharil, im Abschnitt .Q^lp? 

4 ') G üdemann III. S. 90 ff. 1 

4ti ) Jacob Weil (Ein Zeitgenosse Kaiser Sigismunds), Responsen 
No. 173. 
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sollte. Männer, wie Maharil, über den an anderer Stelle 
noch näher zu handeln sein wird, taten dies sicher in 
segensreichster Weise. Oft aber drängten sich in unserer 
Periode Männer an die Spitze, denen jede Qualifikation 
zum Rabbiner fehlte. 47 ) Es mag dies daraus zu er- 
klären sein, dass bei den viel verzweigten Vorschriften 
der jüdischen Religion, der Rabbiner, dem die Ent- 
scheidung in diesen Dingen zustand, vor allen Dingen 
die einschlägigen Werke genau kennen musste. Mancher, 
der es verstand, durch übertünchte Gelehrsamkeit den 
ungelehrten Laien zu imponieren, mag sich so eine 
Rabbinerstelle erschlichen habon. Diesem Unwesen 
sollte die Wiedereinführung der Semicha (Handauflegung) 
d. h. die Autorisation zum Rabbiner durch dazu quali- 
fizierte Männer und die Verleihung des Morenutitels 
steuern. 48 ) 

Die Gemeindeangelegenheiten verwalteten die ge- 
wählten Parnasim (Vorsteher). Sie hatten vor allem 
die Gemeinde nach aussen zu vertreten, etwaige Ver- 
handlungen mit dem Stadtrat zu führen und dergl. 49 ) 
Ihnen, ebenso wie dem Rabbiner, stand zur Ausführung 
von Anordnungen der Gemeindediener zur Seite. 50 ) 
Ihm oblag die Reinhaltung der Synagoge und, wie in 
Worms, auch die Instandhaltung des Gemeindegartens. 51 ) 
Er musste die Gemeindemitglieder zum Gottesdienste 



47 ) Siehe Jacob Weil, Responsen No. 85, 129 und 163. 

4S ) Güdemann, Die Neugestaltung des Rabbinerwesens und 
deren Einfluss auf die rabbinische Wissenschaft im Mittelalter 
M. f. G. W. J. 1864. S. 68 ff. 

49 ) 50 ) Beispiele siehe in den Minhagim des Maharil Abschnitt 

6I ) Ebenda. 



Digitized by Google 



- 25 - 

rufen und zu Feierlichkeiten einladen. 52 ) Er führte 
deshalb auch den Namen Schulklopfer. 

2. Die Rechtsverhältnisse. Es galt bei den 
Juden des Mittelalters als schwere Sünde, Streitigkeiten 
zwischen Juden vor christlichen Gerichten zum Austrag 
zu bringen. 1 ) Es mag dabei weniger die Furcht vor 
ungerechter Behandlung durch etwa übelwollende 
Christen mitgewirkt haben. Man wollte vielmehr, nach 
meiner Ansicht, einerseits vermeiden, dass durch die 
Anrufung des nichtjüdischen Gerichts der Obrigkeit 
Veranlassung gegeben würde, sich in jüdische Angelegen- 
heiten einzumischen, andrerseits verhindern, dass das 
Vergehen eines Juden in der OeftVntlichkeit aufgebauscht 
und der Allgemeinheit zur Last gelegt würde. So war 
es naturgemäss das Bestreben unserer Gemeinden, das 
Recht des eigenen Gerichtsstandes, das sie vor 1349 
besessen hatten, wieder zu erlangen. 

In Worms und Speyer gelang ihnen das, wie es 
scheint, ohne weiteres, in Mainz dauerte es längere 
Zeit, bis man ihren Wünschen nachkam. 

Die jüdische Behörde, die die Gerichtsbarkeit hatte, 
führte den Titel „Judenrat". An ihrer Spitze stand 
der „Judenbischof", der keineswegs mit dem Rabbiner 
identisch ist. Dass dieser aber zum Judenrate gehörte 
und oft den Vorsitz führte, 2 ) ist schon deshalb anzu- 

hi ) Maharil a. a. 0. z. B. Abschnitt ♦^Kl^ 

') Vgl. Talmud Babli Tractat Gittin fol 88 b u. a Vergl. 

auch die Bestimmung einer Rabbinersynode in Frankreich im 

12 Jahrhundert, dass kein Jude einen anderen vor das Landgericht 

laden solle. (Grätz, VI, 215.) 

*) Gengier, Deutsche Stadtrechtsaltertümer, S. 103. Güde- 

mann III, 93. Stern- Uöniger Q. G. J. D. 1, 242 f. Dagegen Epstein, 

M. f. G. W. J* 1902. S. 167 Anm. 1. 
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nehmen, weil der Judenrat nach jüdischem Recht 
urteilte, 8 ) und darin doch vor allen der Rabbiner Auto- 
rität war. 

In Worms bestand der Judenrat in der alten Weise 
fort, nach den Bestimmungen, die am 25. Juli 1312 der 
Bischof Emmerich erlassen hatte. 4 ) Danach sollte die 
Zahl der „Ratsherrn" einschliesslich des „ Judenbischofs Ä 
nicht mehr als 12 betragen. Sie sollten nach jüdischem 
Recht, wie es von alters herkommen ist, richten. Der 
Judenbischof wurde aus den 12 Ratsherrn vom Bischof 
ernannt und behielt den Namen sein ganzes Leben. 
Das Amt des Judenbischofs dagegen wechselte unter 
den Ratsherrn. Starb einer derselben, so war von den 
übrigen ein neuer zu wählen, und dafür 60 Pfund Heller 
an den Bischof zu zahlen. 

Nur in diesem letzten Punkte trat am 8. Februar 
1439 eine kleine Aenderung ein. Der Bischof Friedrich 
bestimmte, dass anstatt der 60 Pf., die für einen neuen 
Ratsmann zu zahlen waren, jährlich am St. Martinstag 
20 fl. an den Bischof entrichtet werden sollten. 5 ) 

Diese Bestimmung war für die Juden eine grosse 
Erleichterung. Für einen längere Zeit abwesenden Rats- 
mann [mussto nämlich eine Ersatzwahl stattfinden, und 
dafür also jedesmal 60 Pf. bezahlt werden. Um dieser 
Last zu entgehen, hätte man also nur solche wählen 
dürfen, die sich verpflichteten, stets zu Hause zu bleiben. 
Das aber war bei der Art des Erwerbslebens, das sicher- 
lich viele lange von zu Hause fernhielt, nicht gut mög- 

s ) Vergl. die folgende Urkunde Bischof Emmerichs, die Be- 
stallungsinkunde für die Hochmeister Israel und Anselm, Stobbe, 
S. 148. 

4 ) Boos, ü. B. II, No. 74. 

*) Z. f. G. d. Oberrh. 18G7, S. 40. 
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lieh. Die Auswahl der zu Wählenden wäre eine zu 
geringe gewesen. Durch die Bestimmung Friedrichs 
wurde dies geändert. Man konnte nun auch jemanden 
wählen, der vielleicht auf Reisen ging, da eine etwaige 
Neuwahl der Gemeinde keine besondere Lasten auf- 
erlegte. 

In den Fällen, in denen der Judenrat nicht 
kompetent war, also vor allem in Streitigkeiten zwischen 
Juden und Christen, oder wenn eine Partei sich dem 
Urteilsspruch nicht fügen wollte, trat anfangs das 
bischöfliche, 6 ) später, als der Hat die Herrschaft an 
sich gezogen hatte, das Stadtgericht ein. In dem Eide, 
den der Schultheiss, der Greve, die beiden Richter und 
die Schöffen schwören mussten, heisst es denn auch, 
dass sie jedermann gerecht richten wollen, den Pfaffen, 
den Laien, den Christen und Juden, den In- und Aus- 
mann. 7 ) 

Trotzdem, mögen die Juden manches Urteil als 
ungerecht empfunden haben. Da kam ihnen denn ihre 
sonst gerade nicht angenehme Stellung als Kammer- 
knechte zu nutze. Dem Schutze des Königs direkt 
unterstellt, konnten sie ihre Streitigkeiten auch vor 
dem Reichshofgericht anhängig machen. 

Sigmund bestätigte ihnen dieses Recht, indem er 
ihnen im Jahre 1415 versprach, überall, wo es nötig 



6 ) Der Bischof konnte das Judengericht verleihen. So be- 
kennen am 6. Februar 1405 Heinrich Kemmerer und seine Sübno 
vom Bischof Mathäus von Worms das dortige Judengericht als 
Lehen empfangen zu haben. Schannat, Hist. Ep. Worm I, 256. 
Scriba, Hess. Regcsten III, 36, 37. 

7 ) Boos U. B. III, S. 2 72. Arnold, Verfassungsgeschichte der 
deutschen Freistädte II, 453. 



Digitized by Google 



- 28 - 



sei, Richter einzusetzen, die nach dem Recht des Reichs- 
hofgerichtes urteilen sollten. 8 ) 

Das sollten sie nur an dem Wohnsitze der be- 
treifenden Juden tun, sie aber nicht vor fremde Gerichte 
zitieren, wodurch grosse Kosten erwuchsen. In Worms 
waren sie durch diese Evokationen so geschädigt worden, 
dass viele fortzuziehen drohten. Um die königliche 
Kammer vor diesem Schaden zu bewahren, bestimmte 
Ruprecht am 29. Juli 1406,°) dass die Wormser Juden- 
schaft einzeln oder im allgemeinen vor kein fremdes 
Gericht, es sei Hof- oder Landgericht, gezogen werden 
dürfe, sondern nur vor dem Stadtgericht in Worms zu 
Recht stehen solle Diese Bestimmung sollte jedoch 
nur sechs Jahren gelten Nach Ablauf dieser Frist be- 
gannen denn auch die Klagen wieder von neuem. Be- 
sonders hart gingen die Erben der Leute vor, denen einst 
die Steuern der Wormser Juden verschrieben worden war. 
Sigmund sah sich deshalb genötigt, am 3. August 1414 
noch einmal einzuschärfen, (jassdic Wormser Juden nur vor 
dem Stadtgericht in Worms zu Recht zu stehen brauchten. 10 ) 
Am 1. Februar 1431 bestätigte er dieses Privileg noch- 
cinmal und dehnte es gleichzeitig auf die Juden von 
Mainz, Speyer und Frankfurt aus. 11 ) Den Pfalzgrafen 
bei Rhein, den Grafen Emich von Leiningen, sowie je 
ein Mitglied der Familien Eppenstein und Cronberg be- 
auftragte er mit der Ueberwachung dieser Privilegien 
und mit der Einziehung der Strafgelder. 

Von einem Prozesse gegen Juden, der vor dem 

8 ) S. Seite 89 und Wiener, Reg. No. 497. 

») Chmel, Reg. No. 2177. Wiener, S. 63, No. 64. 

10 ) Altmann, Reg. No. 1119. 

•') , , , 8262. Wiener, M. f. G. W. J. 1863. 

S. 452. 
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Stadtgerichte ausgetragen wurde, giebt uns der Streit 
zwischen dem Kate und der Geistlichkeit im Jahre 1410 
Kunde. 12 ) Die Geistlichen beschuldigten den Rat, er habe 
die Juden, die ein Kind ermordet haben sollten, nicht nach 
Kecht gerichtet und trotzdem Geld von ihnen genommen. 
Der Rat bemerkte dazu, dass die Schuld der Juden keines- 
wegs erwiesen worden wäre, da aber die Juden der 
Stadt mit Leib und Gut zu eigen wären, so dürfe der 
Rat trotzdem Geld von ihnen nehmen. 

In Speyer hatte der Bischof die ausschliessliche 
Gerichtsbarkeit über die Juden. Dieses Recht be- 
stätigte 18 ) Karl IV. am 10. April 1349 dem Bischof 
Gerhard. Streitigkeiten, die unter den Juden oder gegen 
sie entstanden, waren an den Bischof zu bringen. Ausser 
ihm und seinen Bevollmächtigten hatte niemand das 
Recht, es sei Christ oder Jude, Zwist igkeiten der Juden, 
mag es sich um wichtige oder unwichtige Dinge handeln, 
zu entscheiden Dieses Privileg schloss nicht aus — 
ja es ist sogar wahrscheinlich, — dass auch in Speyer 
der Judenrat nach den Bestimmungen von 1333 weiter- 
bestand. 14 ) Die Zwistigkeiten zwischen Juden beziehen 
sich wohl nur auf Strafsachen, während Zivilprozesso 
dem Judenratc vorbehalten waren. In Mainz dagegen 
scheint man alle Prozesse, auch solche zwischen Juden 
und Juden, vor das geistliche Gericht gezogen zu haben. 
Erst Adolf von Nassau befreite die zu seiner Bot- 
mässigkeit gehörigen Juden von dem Zwange der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit und stellte den Rabbiner Isaak 

13 ) Boos, U. B. III, S. 277, No. 32 Art 5. Boos, II. 216. 

I3 j Bohmer-Jfubcr, Reg. No. 917. Remlivy, U. B. der Bischöfe 
von Speyer I, No. 574; Wiener, M. f. 0. W. J. 1863. S. 425. 
S. über dieses Privileg, S. 10, Anm. 8. 

") Hilgard, U. B. No. 421. 
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von Wydauwe als ihren ständigen Richter an. 15 ) Dieser 
hatte sicherlich nur die Zivilgerichtsbarkeit, während 
alle anderen Prozesse nach wie vor, wie in Speyer, dem 
geistlichen Gerichte vorbehalten blieben. In Streitig- 
keiten zwischen Juden und Christen war immer das geist- 
liche Gericht zuständig, 16 ) sei es dass „yn burger eym 
Juden beclagit ader eyn Jud eym burger a , wie es in 
„Recht und Ordnung eines Waldpoten zu Menz vom 
Jahr 1422 a heisst. 17 ) Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
mit dem Tode Adolfs die Institution des jüdischen 
Richters wieder in Wegfall kam, und allo Prozesse 
wieder vor dem geistlichen Gericht anhängig gemacht 
werden mussten, so sehr das auch dem jüdischen 
Empfinden widersprach (s. S. 25). Mainz stand jedoch 
damit nicht vereinzelt da. Auch in Zürich z. B. hatten 
die Juden keine eigene Gerichtbarkeit. Sie mussten 
dort sogar schwören, alle ihre Streitigkeiten vor der 
Stadtobrigkeit entscheiden zu lassen. 18 ) 

Das Recht, das beim jüdischen Gerichte gehandhabt 
Wurde, war, wie bereits oben (S. 26) erwähnt, das jüdische. 
Neben Geldbussen war die wirksamste Strafe, die das 
jüdische Gericht verhängen konnte, der Bann, der in 
drei Abstufungen, als Nesipha, Niddui oder Schamtha 
und Olierem vorkam. Die erste Stufe bestand in sieben- 
tägiger Zuriickgezogcnheit, die zweite erschwerte dem 
Verbannten den Verkehr mit der Aussenwelt und verbot 
ihm die Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten. 

,3 ) arätz, Bd. 8, S. 14. Schaab, 8. 108. 

'«) Vergl. auch Inventar« des Frankfurter Stadtarchivs. 
Bd. I, 146, No. 3474, die Klage des Joh. Uebelackcr gegen einen 
Mainzer Juden. 

") SiebenkefK, Beiträge zum toutschen Kocht I, 43. 

1S ) Stobbe, S. 141. 
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Niddui wurde zunächst auf 30 Tage verhängt und dann 
nötigenfalls auf 30 Tage verlängert. Zeigte der Be- 
strafte während dieser Zeit keine Reue, so wurde der 
Cherem verhängt, der ihn recht- und friedlos machte. 1 ") 

Wie wirksam der Bann war, beweist, dass König 
Ruprecht dem später zu erwähnenden Hochmeister 
Israel ausdrücklich das Bannrecht verlieh, und dass er, 
als durch die Verhängung des Bannes über Israel seine 
Massregcl illusorisch geworden war, durch eine neue 
Urkunde seinem Hochmeister Anerkennung zu ver- 
schaffen suchen musste. 20 ) 

Vor dem Stadt- oder bischöflichen Gerichte sollten 
die Juden nach allgemeinem Rechte, nicht anders als 
die Christen behandelt werden. Im Grossen und Ganzen 
mag man das auch gehalten haben, abgesehen davon, 
dass man sich nicht genug darin tun konnte, die Eides- 
formel, nach der die Juden schwören mussten, von den 
furchtbarsten Verwünschungen überfliessen zu lassen. 21 ) 
In einigen Fällen jedoch wurde an die Juden ein viel 
strengerer Massstab angelegt. So verlangt das „Recht 
und Ordnung cyns Waldpotcn zu Menz vom Jahre 
1422" 22 ) als Bestrafung eines Juden, der „by eyner 
Christenfrouwen adir maget gevunden wird, Unkeusch- 
heit mit ör zu tribendc" dem Juden „syn ding" ab- 
zuschneiden und ein Auge auszustechen. Beide sind 
ausserdem noch mit Ruten auszupeitschen. Eine Ab- 
lösung der Strafen mit Geld war statthaft. 23 ) 

i9 l Jorc. Den, § 334. 

*') Siehe Seite 81 f. Vergl. auch Wiener, S. 91, No. 82. 
S. 95, No. 106, S 103, No. 409. 
2I ) S. Stobbe, S. 153 ff, 

Siebenkees, Hey träge zum teutschen Hecht I, 60. 
- 3 ) Ueber dergl. grausame Strafen bei Unzucht s. Stobbe, S. 260. 
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3. Das Erwerbsleben. Die Zeit, die wir be- 
handeln, kennt die Juden fast ausschliesslich als 
Wucherer. 1 ) Büchers Behauptung, 2 ) dass der Wucher 
von jeher fasst das ausschliessliche Geschäft der 
deutschen Juden gewesen sei, bedarf wohl für den, der 
die geschichtliche Entwickeluug des deutschen Judentums 
kennt, keiner Widerlegung. 

Sie waren im Frühmittelalter fast die einzigen 
Vertreter des Grosshandels. Der Warenhandel, nament- 
lich das Levantegeschäft, ruhte fast ausschliesslich in 
ihren Händen. Geldgeschäfte betrieben sie in jener 
Zeit jedenfalls nur in beschränktem Masse, da sich 
in erster Linie die Klöster damals mit Darlehns- 
geschäften befassten. 3 ) Ihre überall zerstreuten Ge- 
meinden ermöglichten den Juden, eher wie jedem anderen, 
ausgedehnten Warenhandel. Diese Gemeinden bildeten, 
wie Schulte 4 ) mit Recht bemerkt, die natürlichen Etappen 
und gewährten ihnen Vorteile, wie sie kein anderes 
Volk gewinnen konnte. Und dass ein so ausgesprochenes 
Handelsvolk wie die Juden, diese Vorteile unbenutzt 
gelassen hätten, lässt sich schwer annehmen. 

Erst von der Mitte des 12. Jahrhunderts ab, tritt 
der Warenhandel hinter dem Geldgeschäft zurück/') 
Unserer Periode war es dann vorbehalten, den Juden 
als alleinigen Erwerbszweig den Geldhandel zuzuweisen. 

') Wucher ist im Mittelalter gleich Zinsen 
*) Buchet; Die Bevölkerung von Frankfurt a. M. im 14. und 
15. Jahrhundert (Tübingen 1886) 8. 572. 

3 ) Hvnigrr, Z. f. G. d. J. I, 83 ff. Inama-Sternegg, Deutsche 
"Wirtschaftsgeschichte I, 447 f., IV, 477 ff. La mp recht, Deutsches 
Wirtschaftsleben im Mittelalter I, 840 und 1446. Stobbc,S. 103 ff. 

4 ) Schulte, Geschichte des mittelalterlichen Handels, S. 78. 
*) Stobbe, S. 103. 
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„Die Bildung der mittelalterlichen Genossenschaften 
verdrängte die Juden aus ihrem alten Platze. Die 
Bürgergemeinden schlössen sie der Regel nach aus, die 
Zünfto stets und erst recht die kaufmännischen Gilden. 
Und da durch sie die Warenproduktion und der Waren- 
handel geregelt wurde, war der Jude von diesen Ge- 
bieten ausgeschlossen. Die Kraft dieser Korporationen 
drängte sie auf die Seite und Hess ihnen nur den Geld- 
und Zwischenhandel frei." 6 ) 

Diese Entwickelung verkannte man auch in der 
damaligen Zeit durchaus nicht. Der Eisenacher Stadt- 
schreiber Purgoldt, der am Anfange des 16. Jahrhunderts 
lebte, äussert in seinem Rechtsbuche (VIII. cap. 31 ed. 
Ortloff Jena 1860). „Ir Ordnung is anders geschieht, da 
sye czu lande niht mögen eygens gehaben, noch erblicher 
guter besitzen, und hetten sye dye, so gesche yn von 
den luten schade darezu; erbeiten sye dye hantwerge, 
des ledin dye zunfte und hantwerks meyster niht, und 
mussten irer geselschaft enperen, und dye lute lissen 
sy niht ai beyten ; triben sy dan kaufmannschaft so 
kaufte nymand gerne weder sye. Und daruinb so 
müssen sye wuchern und dit is ir behelffen, aber die 
cristenn Wucherer haben kein beheltfen, wan es ist ir 
girheit und ir vorczwifelte bosheit.* 7 ) 

Die christlichen Wucherer, Lombarden und Kawer- 
schen, 8 ) verstiessen mit ihrem Gewerbe gegen das 
strenge Verbot der Kirche, die das Zinsennehmen als 



G ) A. Schulte, a. a. 0., S. 152. 

7 ) Max Neumann, S. 305 ff. 

8 ) Die Ka werschen trugen ihren Namen nach der Stadt 
Cahors, stammten aber nach Schuttes (a. a. 0. S. 811) Untersuchung 
fast ausnahmslos aus Asti, waren also Italiener. 
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im alten und neuen Testament verdammt (utriusque 
testamenti paginna condemata) bezeichnet. Sie konnten 
deswegen keine sehr grosse Ausbreitung gewinnen. Es 
blieb also den Juden fast allein dieses Feld gewinn- 
bringender Tätigkeit übrig, aber auch das Feld jener 
Tätigkeit, das in letzter Linie immer mit ein Grund der 
Leiden war, die über die jüdischen Gemeinden schon 
gekommen waren und noch kommen sollten. 

Den Juden hatte die Kirche den Geldhandel aus- 
drücklich erlaubt. 9 ) Sie erkannte die Unmöglichkeit, 
in einer Zeit der steigenden Geldwirtschaft ihr strenges 
Zinsverbot vollständig durchzuführen. Ihrem Beispiele 
folgten dann die übrigen Machthaber, indem sie den 
Juden in Geldgeschäften eine Ausnahmestellung ge- 
währten. Diese Monopolisierung des Geldhandels und 
die Ausbeutung dieses Monopols einerseits, die starke 
Nachfrage nach Kapital, der das Angebot nicht ent- 
sprach andererseits, führten zu den unerträglichen Zu- 
ständen, die unsere Periode kennzeichnen. 

Der Zinsfuss ist ungemein schwankend. 10 ) Es 
finden sich bis zu 120, 130, sogar 166 2 /a. ir ) Dass 
solch ungeheuere Abgaben die Schuldner, zu denen An- 
gehörige aller Stände, geistliche und weltliche Fürsten, 
Kitter und Herren, Bauern und Handwerker gehörten, 
bedrücken mussten, ist selbstverständlich. Für die Juden 
kann es auch gewiss keine Entschuldigung sein, dass 
ihnen das Nehmen dieser Wucherzinsen gesetzlich ge- 
stattet war. Ein Milderungsgrund für die jüdischen 



°) Vgl. Stobbe, S. 105 ff. und Neumann, S. 306 ff. 
l0 ) Stobbe, S. 110 und 234. Vgl. auch Scherer, S. 185 ff. 
und S. 488 und 584. 

") Stobbe, S. 111. 
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Wucherer liegt aber darin, dass die Fürsten und 
unter ihnen König Wenzel und Sigismund an der 
Spitze sie gewissermassen zwangen, sich wie ein 
Schwamm vollzusaugen, damit der Erfolg des Auspressens 
dann ein um so wertvollerer sei. Bald vorlangte man 
den dritten, bald den zehnten, bald den dreissigsten 
Pfennig, abgesehen von den regelmässigen Steuern, 
dem goldnen Opferpfennig und der Judensteuer. Wie 
auf diese Verhältnisse geprägt, passen die auf römische 
Verhältnisse bezogenen Worte des Midrasch 12 ): „Wer 
sich durch eine Dornenhecke durcharbeitet, bleibt, 
während er an der einen Seite sich losmacht, an der 
anderen mit seinen Kleidern hängen, gerade wie es 
einem in Esaus Reich 18 ) [ergeht. Man hat kaum die 
Grundsteuer bezahlt, so wird das Kopfgeld eingetrieben, 
und während dieses eingetrieben wird, ist schon der 
Tributexekutor da." 

Wird nicht jeder, der sich alles dies vergegen- 
wärtigt, den Worten Neumanns 1 *) zustimmen: 

„Konnten die von allen Seiten gepressten Juden 
sich anders gegen den Raub decken, als dadurch, dass 
sie, wo ihnen einmal ein Geschäft glückte, besonders 
grossen Darlehnsnehmei n gegenüber, sehr hohe Zinsen 
forderten, um die Tausende der Erpressung mühsam 
wieder einzubringen? Wer wirft dafür den ersten 
Stein auf sie?" 

Gewiss gab es unter den Juden einen grossen 
Teil, der das Geschäft aus bioser „girheit" trieb, aber 

ls ) Zum, Die synagogale Poesie des Mittelalters (Berlin 
1855), S. 9. 

ls ) Umschreibung für ,im römischen Reich*. 
M ) Neumann, S. 327 f. 
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die besseren Elemente bedauerten, dass man ihnen nur 
diesen Erwerbszweig übrig gelassen hatte. 

Isserlein, Rabbiner in Wiener Neustadt (gestorben 
1460) schreibt 16 ): 

„Wir ernähren uns allerdings hauptsächlich nur 
vom Wucher. Aber alles, was die Gewalthaber von 
uns verlangen, das verlangen sie nur unter dem Vor- 
wissen und der Billigung unseres Wuchers." 

Diese grossen und kleinen Machthaber sind es 
denn auch, die am meisten den Juden verschuldet sind, 
und sie sind es fast immer, wie besonders die s-päter zu 
behandelnden Schuldentilgungen zeigen werden, die den 
Anfang mit der Abschüttelung des Joches machen. Wo 
ja einmal die Bauern die Unzufriedenen sind, wie bei 
dem Wormser Aufstande, (s. weiter unten) da lassen sich 
Fäden verfolgen, die an höheren Punkten enden. 10 ) 

Gerade aus unseren Städten liegen eine Reihe von 
Urkunden vor, die beweisen, wie furchtbar die oberen 
►Stände den Juden verschuldet waren. Alles, was ver- 
pfändbar war, wanderte zum Juden. 

Erzbischof Adolf von Nassau leiht sich vom Dom- 
kapitel die Kleinodien und verpfändet sie um 1160 11. 
an Joselin von Würzburg und seinen Schwager Isaak, 
Juden zu Mainz. Zur Bezahlung fetzte er 12 Turnosen 
auf die Zölle von Lahnstein und Ehrenfels. 17 ) 

„Als Bischof von Speyer und Pfleger des heiligen 
Stuhles hi Mainz" hatte Adolf am 14. August 1373 von 
den Speyerer Juden 800 Goldguldcn aufgenommen, da 
er durch seine Kämpfe um den erzbischöflichen Stuhl 

Responson No. 342, Gildemann, III, S. 180. 
lß ) Vgl. auch Neumann, S. 321. 

,7 ) Schaab, S. 103; Wiener, S. 144, No. 296: Stobbe, S. 124. 
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in Mainz grosse Schulden gemacht hatte. Für jeden 
Gulden wollte er jede Woche einen guten Strassburger 
Pfennig Zins geben, und er stellte viele angesehene 
Bürgen. 18 ) 

Oppenheim und die vier wetterauischen Städte 
bezahlten am 24. Oktober 1370 dem Mainzer Juden 
Sauwel 1260 Gulden, die dieser ihnen wegen des Land- 
friedenshauptmannes und des Landfriedens geliehen 
hatte. 19 ) 

Ein verzweigtes Geschäft hatte der Wormser Judo 
Mannes von Köln. Um den Anforderungen, die an ihn 
gestellt wurden, genügen zu können, associerte er sich, 
wie es scheint, mit seinem Schwiegersohn Gottschalk. 
Sie waren die Banquiers einer grossen Zahl von Rittern. 
Jakob Schnittlauch von Kestenburg, 20 ) Friedrich und 
Wolf von Meckenheim 21 ) sind urkundlich als ihre 
Schuldner bezeugt. Wie hier zwei Personen, so ver- 
einigt sich sonst oft eine ganze Gemeinde, um geld- 
bedürftigen Rittern und Fürsten das nötige Kapital zu 
schaffen. Emicho von Leiningen war den Speyerer 
Juden verschuldet. Es ergiebt sich dies wohl daraus, 
dass im Jahre 1376 Speyer, als die Fehde zwischen Emicho 
und den Städten Mainz, Speyer und Worms beigelegt 
wurdo, von dem Sühnegeld das die Stadt an Emicho zu 
zahlen hatte, 2230 fl. an die Juden zu Speyer, zahlen sollte. 22 ) 

Die Geschäftsverbindungen der Juden unserer 
Städte erstreckten sich weit über das W T eichbild ihres 

18 J Remling, Geschichte der Bischöfe von Speyer, Bd. I, 

S. 647 ff., Wiener, M. f. G. W. J., 1863, S. 4*8. 

19 ) U. B. von Friedberg I, No. 560. 

so ) Boos, U. B. II, No. 666. 
in 774 

**) 716 
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Wohnortes. "Wir finden Geleitsbriefe für Mainzer Juden 
nach Frankfurt. 28 ) Hier können wir auch öfters Juden 
von Speyer treffen. Im Jahre 1380 war sogar zwischen 
Frankfurt und Friedberg ein Jude aus Speyer von Ver- 
wandten des Friedberger Schul theissen und durch Korp 
von Nauheim beraubt worden, sodass sich Speyer ge- 
nötigt sah, in Frankfurt wegen dieses Vorfalles Be- 
schwerde zu führen. 24 ) Ein besonders reger Verkehr 
scheint zwischen Strassburg und Speyer geherrscht zu 
haben. Interessant für die Beziehungen dieser beiden 
Städte sind die Streitigkeiten Strasburgs mit Speyer 
wegen eines Juden, den man in Speyer gefangen ge- 
nommen hatte. 

Der Jude Kirsmann, ein Strassburger Bürger, war 
aus unbekannten Gründen in Speyer festgehalten worden. 
Der Rat von Strassburg, der dies erfahren hatte, er- 
suchte am 8. Oktober 1387 um Freilassung Kirsmanns. 
Speyer Hess sich jedoch dazu nicht bereit finden, sondern 
antwortete am 16. Oktober, dem Juden Kirsmann solle 
vor den Städteboten Recht weiden. Ausserdem hätten 
die Speyerer eine gleiche Forderung. Strassburg solle zu- 
nächst erst einmal den Speyerer Juden Moses von Bretheim 
frei und ledig lassen, der dort beraubt worden wäre. 26 ) 
Gegen diesen Vorwurf verwahrten sich die Strass- 
burger Stadtherrn ganz entschieden. Sie schlugen einen 
Tag vor, um die Unwahrheit jener Beschuldigung zu 
erweisen. Sollte Speyer dies ausschlagen, so würden 
»sie herren und Stedten künden und sagen, dass die 
Speyerer sie an ihrer Ehre gekränkt und sie geziegen 
hätten, des sie unschuldig wären." Da Speyer sich 

2S ) Inventare des Frankfurter Stadtarchivs I, S. 90, No. 1597. 

M ) Desgl II, S. 158, No. 391. 

") Strassburger, U. ß. VI, No. 396, 399. 
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darum nicht kümmerte, sandten sie am 21. Oktober 1387 
eine Abschrift jenes „heslichen 4 * Briefes an die in Speyer 
versammelten Städteboten. Sie waren so erzürnt auf 
Speyer, dass sie anfangs entschlossen waren, den dortigen 
Städtetag gar nicht zu beschicken. Obwohl sie sich 
dazu schliesslich doch entschlossen, wurde ihr Streit 
trotzdem hier nicht beigelegt. Noch im Januar 1388 
hören wir, dass an Strassburg und Speyer die Mitteilung 
ergeht, für einen am 16. März 1388 abzuhaltenden 
Städtetag Boten zu bevollmächtigen, um den zwischen 
ihnen bestehenden Streit wegen eines Speyorer Juden 
zu schlichten. 26 ) 

Neben ihrem Hauptgeschäfte, dem Darleihen auf 
Pfander, war es, den Juden von Worms wenigstens, 
gestattet, auch Geld zu wechseln, was in anderen 
Städten Privileg der Münzer war. 27 ) Am 31. Oktober 
1400 bestätigte ihnen König Ruprecht das Recht, das 
ihnen schon Heinrich IV. gewährt hatte, 28 ) in der 
ganzen Stadt Geld wechseln zu dürfen, ausser vor den 
Münzen und den sonstigen Wechselstuben der Münzer. 29 ) 

4. Das geistige Leben. Das Jahr 1349 brachte 
nicht nur die materielle Vernichtung der jüdischen Ge- 
meinden, sondern es bedeutet auch in geistiger Beziehung 
die Vernichtung ehemaliger Blüte. 

Die Gemeinden Mainz, Speyer und Worms, die 
einst so stolz auf ihre Erbweisheit gewesen und die 
als Sitze jüdischer Gelehrsamkeit gegolten hatten, ver- 
loren ihren Glanz. Die Führerrolle, die sie einst ge- 
spielt, mussten sie an die „ Weisen Oesterreichs" ab- 

~") Strassburger, U. B. VI, No. 401, 402 und 422, 6. 
87 ) Scherer, S. 890 ff. 
38 J Carlebach, a. a. O., S. 42. 
>») Chmei, S. 187; Wiener, S. 53, No. 2. 
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treten. Die Jünglinge, die dem Studium obliegen 
wollten, zogen jetzt nach Wien, Krems und Neustadt. 1 ) 

Von den Männern, die jetzt in unseren Städten 
die geistige Führung hatten, haben nur wenige einen 
Namen hinterlassen. Der bedeutendste unter allen ist 
Rabbi Jakob ben Moses Haie vi, mit dem Zunamen 
Mölln, 2 ) gewöhnlich Maharil genannt. 

Maharil ist in Mainz etwa im 5. Jahrzehnt des 
14. Jahrhundorts geboren. Sein Vater Moses ben 
Jekutiel war vor ihm Rabbiner in Mainz, wo er am 
27. April 1387 gestorben ist. 8 ) Neben ihm gehörten 
zu Maharils Lehrern in der Heimatstadt ein Rabbi 
Gerson und ein Rabbi Jakob Cohn aus Nordhausen, 4 ) dem 
bei seiner Aufnahme in Mainz ausdrücklich gestattet 
wurde, Studenten zu halten. 5 ) 

Nach der Sitte der damaligen Zeit durfte Maharil 
sich nicht mit dem Wissen genügen lassen, das er in 
seiner Heimatstadt erringen konnte. Er mussto sich 
auf den Weg machen, um bei bedeutenderen Lehrern 
„Lebenswasser" zu schöpfen. 

Eine Zeit lang weilte er in Wien, Venedig und 
Verona. 0 ) Hier leinte er bei Moses Neumark Cohn, 
und verheiratete sich auch. Später Hess er sich von 
dieser Frau wieder scheiden. 7 ) 

') Grütz 8, S. 10; G ademann III, S. 25. 

a ) Ueber diesen Zunamen vgl. Güdemann III, S. 17 ff.; 
A. Berliner im „Magazin f. d. Wissenschaft des Judentums" (1888), 
Seite 14. 

8 ) Q. G. J. D. III, S. 879. 

«) Siehe S. 12. 

*) Schaab, S. 98. 

6 ) Güdemann III, S. 62. 

T ) Berliner, a. a. 0. 
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Sein Hauptlehrer war Rabbi Salman Hunzel, bei 
dem auch Maharils bedeutendster Schüler Rabbi Jakob 
ben «Tehuda Weil noch lernte, der am Anfang des 
15. Jahrhunderts in Nürnberg und dann in Augsburg 
Rabbiner war. 

Nach Vollendung seiner Studien kehrte er nach 
Mainz zurück. Um 1390 wurde er hier Rabbiner. Er übte, 
wie es früher allgemein üblich gewesen war, info'ge der 
Bedrückungen aber immer mehr in Vergessenheit geriet, 
seine Lehitätigkeit ganz umsonst aus. Die Summen, 
die ihm von den einzelnen Gemeinden zuflössen, ver- 
wandte er zur Unterstützung seiner Schüler. Er selbst 
erwarb seinen Lebensunterhalt durch Heiratsvermitt- 
lungen, 8 ) für die er besonderes Vertrauen genoss. 

In Mainz blieb Maharil jedoch nicht bis an sein 
Lebensende. Tn späteren Jahren zog er nach Worms, 
wo er im Jahre 1427 starb, 0 ) nachdem seine zweite 
Gattin Gimchen, die Tochter eines Rabbi Abra- 
ham ihm im Tode vorausgegangen war. Der Wortlaut 
ihrer Grabschrift enthält Maharils Namen als Akro- 
stichon. 10 ) 

Maharils Grab befindet sich im äussersten Westen 
des Wormser Friedhofs, in einer Mulde. Es fällt dem 
Besucher sofort auf, da es nicht, wie die übrigen von 
Osten nach Westen, sondern von Norden nach Süden 
gerichtet ist, und ausserdem, seinem letzten Willen ge- 



8 ) Minh. ed. Cremona 73 a; GUdemann III, S. 71; Berliner, 
a. ». 0., S. 25. 

9 ) Güdemanu III, S. 17. 

10 ) Kaufmann, Der Grabstein dos Maharil, M. f. G. W. J. 
1898, S. 225. 
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mäss/ 1 ) in einem Umkreis von vier Ellen kein Grab 
mehr ist. 

Seine Grabschrift ist von seinem ältesten Sohne 
verfasst, dessen Name der abgebrochene Stein akrostichisch 
enthielt. 12 ) 

Der Verfasser webte, wie Kaufmann, dem wir die 
Ergänzung des Steines verdanken, meint, 13 ) gewisser- 
massen als Zeichen unvergänglicher Trauer seinen 
Namen den sein Leid verkündenden Reihen ein. 

Trotz seiner Bedeutung hat Maharil kein hervor- 
ragendes Werk hinterlassen. Von seinen Gutachten 
ist nur ein kleiner Teil auf die Nachwelt gekommen. 
Seine mündlichen Mitteilungen und Wahrnehmungen 
über sein Leben sind in dem von seinem Schüler Eleasar 
ben Jakob Salman aus St. Goar gesammelten Minhagim 
enthalten. 14 ) Die Volksmeinung schreibt ihm auch die 
Komposition der Synagogengesänge zu. 16 ) Doch weisst 
Japhet nach, 16 ) dass die Entstehung eines grossen Teiles 
derselben in weit frühere Zeit hinaufreigt, und dass 
mit Maharil das sogenannte flUTn (herkömmliche 
Melodie der Synagogengesänge) keineswegs abge- 
schlossen ist. 

Eine Zeit lang fungierte auch Rabbi Moses ben 
Isaak Halevi aus der Gelehrtenfamilie Minz als Rabbiner 

n ) Lewysohn, 60 Epitaphien des israelitischen Friedhofs in 
Worms, S. 48. 

12 ) Kaufmann, a. a. 0. Auch Lewysohn, a. a. Ö., S. 55, 
gieht das Fragment der Inschrift. 
") Kaufmann, a. a. 0. 
") Güdemann, a. a. 0., S. 17. 
,5 ) Grätz, Bd. 8., S. 146. 

le ) Japhet, Schire Jeschurun, Gesänge für den israelitischen 
Gottesdienst (Frankfurt 1881), S. V; Berliner, a. a. 0., S. 81. 
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in Mainz. Bei der Plünderung der Stadt im Jahre 1455 
verlor er sein Vei mögen, den grössten Teil seiner 
Bücher und eine Anzahl Gutachten. 17 ) 

Ausser diesen beiden wären noch zu nennen Anselm 
von Köln, Rabbi zu Worms, den Konrad von Weinsberg 
am 4. Juli 1435 zum Judenmeister ernannte, 18 ) und 
zwei Rabbiner von Speyer, Joseliep und Susiin, die wir 
in einem Sühnevoitrag vom 21. Dezember 1433 als 
Zeugen finden. 19 ) Susslin war von 1394—1398 Rabbiner 
in Frankfurt a. M. 20 ) 

Das Bestreben dieser Männer ging wohl vor allem, 
neben der Ausübung ihrer Pflicht, rechtliche und rituelle 
Entscheidungen zu treffen, dahin, eine Schülerschar 
grosszuziehen, die in der Lage wäre, zur Zeit wieder 
mehr Licht in den dunklen Gassen des Ghettos zu ver- 
breiten. So hörten wir bereits, dass Rabbi Jakob Cohn 
aus Nordhausen die ausdrückliche Erlaubnis erhielt, 
Studenten zu halten. Fremde Studenten mussten 2 fl. 
Geleitzoll im Winter und 1 fl. im Sommer bezahlen. 21 ) 
Von Maharil wissen wir, dass er einen grossen Schüler- 
kreis hatte, aus dem auch bedeutende Männer hervor- 
gingen. 22 ) 

Es war so natürlich, dass der Rabbiner Studenten 
hatte, dass man ihn bis 1460 regelmässig zur Steuer 

17 ) Güdemann IN, S. 21. 

,8 J R. T. A. XL. S. 310, Anm. 1 vergl. auch später. 
,9 ) Koch und Wille, Reg. No. 5157. 

ao ) Kriegk, Frankfurter Bürgerzwiste und Zustande im 
Mittelalter (1862), S. 439. 

ll ) Schaab, S. 98, s. auch Bucher, S. 567. 

Die Ansicht Güdemanns, (III 49, Anm.*. 9), dass die 
Studenten in Worms ein eignes ßetlokal besessen'^hätten, das den 
Namen führte, wird von Sülfeld in Q.~G. J. D M Bd. 3, 

S. 306. Anm. 2 zurückgewiesen. 
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heranzog, weil er von seinen Schülern Einnahmen hatte, 
wenn nicht seine Frau und Kinder dem Leihgeschäft 
oblagen. 88 ) 

Von Zeit zu Zeit kamen die Rabbiner zusammen, 
um über wichtige Fragen zu beraten oder zu politischen 
Ereignissen Stellung zu nehmen. Am 15. August 1381 
fand eine Synode zu Mainz statt, a'if der die alten 
Tekanoth Schum, d. h. die Bestimmungen von Speyer, 
Worms und Mainz, die vor allem rituelle Angelegen- 
heiten betrafen und im Jahre 1150 auf einer Synode 
von Mainz festgelegt worden waren, erneuert wurden. 
Von den an der Synode Beteiligten, unter denen sich 
auch der Vater Maharils befand, 24 ) ist keiner, der einen 
Namen von Klang hinterlassen hat. 25 ) Mit politischen 
Fragen, und zwar mit der ersten Judenschulden tilgung 
Wenzels, im Zusammenhange stand höchst wahrscheinlich 
die Synode in Wcissenfels im Jahre 1385. 26 ) 

") Bücher, S 543. Dass erst in dieser Zeit der Brauch 
der Rabbiner auftritt, sich für ihre Lehrtätigkeit bezahlen zu 
lassen, ist 41 bereits erwähnt. 

34 ) Q. G. J. D , Bd. 3, S. 379. 

») So Grtitz, Bd. 8, S. 14. 

2 «) Städtechroniken 7, S. 287 und 19, S. 585. 
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Die Verhältnisse zu Stadt und Reich. 



I. Unter Karl IV. 

Den Beginn der Regierungszeit Karls IV. bezeichnen 
die Schrecken 8 worte : Judenmord, Geisseifahrten und 
schwarzer Tod. Unglück auf Unglück kam in das Reich 
des jungen Herrschers, der ohnehin schon mit so vielen 
Gegnern zu kämpfen hatte. Es gelang jedoch seiner 
diplomatischen Gewandtheit, aller Schwierigkeiten Herr 
zu werden. Für uns handelt es sich hier nur um sein 
Verhalten den Juden gegenüber und zwar zunächst um 
sein Verhalten während der Judenmorde. 

Karls Stellungsnahme 1 ) in dieser für die Juden so 
furchtbaren Zeit ist eine hüjhst zweifelhafte. Schon 
bevor das Verderben über einzelne Gemeinden herein- 
brach, hatte er den Städten seine Verzeihung für alles 
das, was etwa geschehen sollte, gewährt. Und als 
dann das Märchen von der Brunnenvergiftung die Herzen 
der urteilslosen Menge vergiftete, und die Judenschlachten 
hunderte jüdischer Gemeinden vernichteten, da stand 
Karl müssig beiseite. 

An eine Untersuchung oder gar Bestrafung der 
geschehenen Exzesse dachte er nicht im Geringsten. 

•) Vgl. auch S. 3 ff. und Werunsky II, 271 ff. 
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„ Lauterlich, clliglich und cinfaltiglich" verzieh und ver- 
sprach er für sich und seine Nachkommen „keinerlei 
Ansprach und Forderung" an die Städte zu haben, mit 
Gericht oder ohne Gericht. 2 ) Nur da, wo er befürchtete, 
dass der königlichen Kammer ein zu grosser Schaden 
durch die Vernichtung der Juden entstehen könne, schritt 
er ein. Als Strassburg z. B. sich nicht damit begnügte, 
seine Juden zu vernichten und ihre Güter zu verteilen, 
sondern auch in seiner Nachbarschaft obendrein Propa- 
ganda für gleiche Heldentaten machte, sandte der König 
am 5. Juli sowohl an Strassburg als auch an die übrigen 
zum rheinischen Landfi iedensbunde gehörigen Städte die 
Mahnung, nicht noch andere umwohnende Herrn und 
Städte zum Judenmorde aufzureizen, „weil dadurch der 
königlichen Kammer Schaden erwachse". 3 ) Die Strass- 
burger, die sich die königliche Huld nicht verscherzen 
wollten, suchten schleunigst Amnestie nach, die ihnen 
am 12. September 1349 von Karl huldreichst gewährt 
wurde. 4 ) Er verzieh ihnen alles, was sie den Juden 
getan hätten, „es sei geschehen an irem leib oder an 
irem gut, alles soll quitt, ledig und los, gar und gänz- 
lich sein" und macht sich so die Stadt zum Freund. 

Wie er hier die Stadt Strassburg durch die ge- 
währte Verzeihung an sich kettet, so suchte er, wie 
wir bereits oben erwähnt haben, andere Anhänger durch 
die Verteilung des Judengutes fester an sich zu knüpfen, 
oder neue zu gewinnen. 

Weit hätte damit allerdings der König nicht 

'*) Siehe Urkunde für Speyer in Lehmann, S. 701 a. 

«) Sh asslmrgvr, U. B. V, No. 210. Böhmer- Huber, No. 1061. 

ii «i m 217. Hol, 

vgl. auch No. 1293. 
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reichen können, denn die Immobilien können so sehr 
bedeutend nicht gewesen sein, und ihre Barmittel waren 
in den Stadtsäckel und in die Taschen der Plünderer 
gekommen. Aber mit Immobilien und Bargeld war das 
Vermögen der Juden nicht erschöpft. Bedeutender als 
das, was sie besassen, war das, was sie noch nicht be- 
lassen, ihre Forderungen. In diesen sah man das 
eigentliche Gift, das ihr Verderben herbeigeführt hatte. 
Die Vernichtung der Schuldbriefe war das Ziel des 
zügellosen Volkes gewesen. Umsonst war die grausige 
Arbeit verrichtet, wenn die Forderungen nicht getilgt 
wurden. Das aber konnte nur der König. Er war an 
Stelle der Juden, die zur königlichen Kammer gehörten, 
Gläubiger geworden. 5 ) An ihn musste man sich wenden, 
wollte man die drückenden Lasten los sein. 

Karl verhängte nun nicht etwa, wie später sein 
Sohn Wenzel, eine allgemeine Schuldentilgung, sondern 
er benutzte sein Recht als wirkungsvolles Relohnungs- 
mittel. Wem er wohlwollte, und wen er an sich fesseln 
wollte, dem schenkte er die Judenschulden, d. h. er 
verzichtete auf die Eintreibung derselben für die könig- 
liche Kammer. So annulierte er am 31. April 1349 
alle Schulden, die der Bischof Gerhard von Speyer bei 
Speyerer Juden gemacht hatte. Er sagt ihn, der durch 
den Wucher der Juden zu grossem Schaden gekommen 
ist, samt seinen Bürgern ledig und los aller Schulden, 
Hauptgeldes und Wuchers, die er den Juden zu Speyer, 
die entleibt sind oder noch leben, schuldig waren und 
noch schuldig ist. 6 ) 

6 ) Vcrgl. Böhmer-IJuber, No. 1645. 

6 ) Buhmer-Huber, No. 939. Remling, U. B. der Bischöfe 
zu Speyer I, No. 575. Vergl. auch Böhmer-Huber No. 931—934, 
936, 937 und No. 6577 u. a. 



Digitized by Google 



- 48 - 



Diese teilweise Aufhebung der Judenschulden hatte 
jedoch einen Nachteil. Manche Landesherron nutzten 
die königliche Huld so weit aus, dass sie ihren Bürgern 
erlaubten, die Forderungen ihrer Juden an die Unter- 
tanen fremder Herrn einzufordern, wie dies z. B. Erz- 
bischof Gerlach von Mainz den Erfurtern gestattete. 7 ) 
Gegen solche Ansprüche suchte man sich natürlich von 
der Gegenseite zu schützen. So schloss am 5. Juni 
1349 Strassburg mit seinem Bischof und verschiedenen 
Fürsten und Rittern, die bei Strassburger Juden stark 
verschuldet waren, ein Bündnis zu gegenseitiger Abwehr. 
Strassburg lieferte den genannten Herron die nach dem 
Judenmordo vorgefundenen Pfänder und Schuldbriefe 
aus. Dagegen verpflichteten sich die Herren, Strassburg 
beizustehen, falls man es der Judenmorde wegen an- 
greifen sollte. Man befürchtete vor allem, dass die 
Forderungen der Juden von anderer Seite geltend ge- 
macht werden könnten. 8 ) 

Die Praxis, die Karl IV. mit der Vergabung des 
Judengutes und vor allem des Judenregals in den Jahren 
nach 1349 übte, 9 ) war schon seit Ludwig dem Bayern, 
üblich gewesen. Man hatte oft in Zeiten der Not das 
Judenregal vergabt. Städto und Herren hatten sich 
nicht ungern die Juden verpfänden lassen, da sie wussten, 
dass sie von diesen eher ihr Geld wieder bekommen 
würden, als vom Könige. Bei allen diesen Vergabungen 
handelt es sich aber immer nur um einzelne Städto oder 
kleine Territorien. Eine Verzichtleistung auf das Juden- 

7 j Werunsky II, S. 278 f. 

*) Werunsky If, 279; Strassburger, l*. B. V, No. 205. 
9 ) Verg). ausser den schon angeführten Urkaiulen noch 
Böhmer- Huber, No. 1033, 1166, 1167 u. a, 
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Fchutzrecht in grösseren Territorien brachte erst das 
Jahr 1356. 

Die Kurfürsten, die durch das bedeutenste Reichs- 
gesetz des 14. Jahrhunderts, die goldene Bulle, fast 
alle seither nur dem Könige zustehenden Rechte erhielten, 
wollten nun auch das vielleicht einträglichste Regal des 
Königs, das Judenregal, nicht mehr missen. Dass sie 
es nicht deswegen so sehr verlangten, weil sie glaubten, 
die Juden besser schützen zu können als der König, 
beweist mit all zu grosser Klarheit die Fassung des 
Kapitels 9 der goldenen Bulle. 

„Statuimus" heisst es da quod 

universi prineipes electores universas auri 

et argenti fodinas atqiie mineras stanni, cuppri, ferri, 
plumbi et alteiius cuiuscumque generis metalli ac etiam 

salis tenere juste possint et legitime possidere 

nec non judeos habere, thelonea 

pereipere. 10 ) 

Wie Bergwerke und Zölle also, so wurde ihnen 
auch das Recht, Juden aufzunehmen, verliehen, d. h. 
die Juden erschienen als ebenso ergiebige Geldquelle, 
wie jene. 

Die Erlangung des Judenregals hatte sich besonders 
der Eizbischof GerJach von Mainz angelegen sein lassen. 
Der Kampf gegen seinen Mitbewerber Heinrich von 
Virneburg, 11 ) der viel Geld gekostet hatte, mag dazu 
nicht zuletzt beigetragen haben. 4000 Gulden erhielt 
allein Kuno von Falkenstein für seinen Abstand von 
der Vormundschaft. 12 ) Dazu wird wohl auch Gerlach 

I0 ; Altmann-Bemheint, Ausgewählte Urkunden, 2. Aufl., S. 59. 
n ) Heinrich von Virneburg war am 21. Dezeinher 1353 
gestorben (Böhmer-Huber, No. 1711.) 
») „ „ No. 1711. 
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seinen Teil haben zahlen müssen. Alle finanziellen 
Kräfte mussten in Anspruch genommen werden. Er 
wartete deshalb~nicht einmal die Rückkehr in sein Erz- 
stift ab, um von dem in der goldenen Bulle eingeräumten 
Rechte Gebrauch zu machen. Schon in Nürnberg nahm 
er den Juden Gottlieb von Rischofsheim in seinen 
Schutz und erteilte ihm die Vollmacht und Gewalt: 
„dass er reden und bedingen möge mit anderen Juden, 
dass sie under uns ziehen." Wie er mit ihne geredet, 
das wollte er „stede halten unverbrüchlich." 13 ) Gottliebs 
Bemühungen waren mit Erfolg gekrönt. Noch im Jahre 
1356 konnte der Erzbischof mehrere Juden im Rheingau 

aufnehmen. 14 ) 

Mit der Verleihung des Judenregals waren den 
Kurfürsten keineswegs alle Abgaben der Juden ver- 
schrieben. Die ordentlichen Steuern, vor allem der 
goldene Opferpfennig verblieben nach wie vor der Kasse 
des Königs. 

Zum Verständnis des Folgenden dürfte es an- 
gebracht sein, über die ordentlichen Steuern der Juden 
einige Worte einzufügen. 

Die ordentlichen Steuern der Juden zerfallen in 
den sogenannten goldnen Opferpfennig und die Juden- 
steucr, gewöhnlich halbe Judensteuer genannt. 

Der goldene Opferpfennig war eine Kopfsteuer 
von einem Gulden, 15 ) die von jedem Juden, männlichen 
und weiblichen Geschlechts, der über 12 Jahre alt. war 
und 20 Gulden Vermögen hatte, 1 «) entrichtet werden 
musste. Es gab auch Gemeinden, z. B. Augsburg, die 

») Schuab, S, 96 flf. Stobbe, S. 191. 

u ) Bodtwnw, Rheingauischc Altertümer S. 713. 

Wiener, S. 44, No. 136 f. 
,6 i In der Urkunde für die Mainzer Juden vom 9. Januar 



Digitized by Google 



eine Pauschalsumme zahlten. 17 ) Die Einführung dieser 
Steuer wird auf eine Vorfügung Vespasians zurück- 
geführt. Nach der Zerstörung Jerusalems hatte dieser 
angeordnet, dass die seither an den Tempel in Jerusalem 
gezahlte Abgabe nunmehr an den Tempel des Jupiter 
Capitolinus zu Rom zu leisten sei. Diese Reminiscenz 
benutzte höchstwahrscheinlich Ludwig der Bayer, als 
er im Jahre 1342 den Opferpfennig in Deutschland ein- 
führte. Er sollte von den Juden des ganzen Reichs 
gezahlt werden, auch von denen, die nicht unter der 
direkten Hoheit des Königs standen 18 ) 

So bevollmächtigte 19 ) am 6. Dezember 1360 Karl IV., 
mit Zustimmung der Fürsten, den Bischof Dietrich von 
Minden „von allen Juden den keyserlichen cyns zu er- 
heben, den sie und ir vorfarn weilent in des reichskamer 
gelden pflagen, und auch alle velle und biuche, die 
ir eleich gebot anrurend, und bi namen den guideinen 
pfennung von iren leiben als er von alders her- 
komen ist." 

Der Geldmangel nötigte jedoch die Herrscher, wie 
besonders zahlreiche Beispiele unter Sigismund beweisen, 
auch diese Steuer zu verpfänden. 

Der Fälligkeitstermin für den goldenen Opfer- 
pfennig war gewöhnlich Weihnachten. 20 ) In den Re- 
sponsen des Jacob Weil wird diese Abgabe deshalb 
auch aulim schel nitel (Weihnachtssteuer) genannt. 

1401 (s. weiter unten) heisst es r jeder über 13 Jahre alte" ebenso 
in einer Urkunde vom 17. Dez. 1404 (C/imd, No. 1<J11. Stent, No. 21.) 

,7 ) Wiener, 8. 190, No. 562. 

,K ) „ „ 44 No. 136 und 137. 

10 ) Böhmer- Huber, No. 3456 und 3504. 

so ) Vgl. Wiener, S. 55 No. 16, S. 62 No. 61. Altmann, reg. 
No. 80, 402 u. a. 
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Für die Juden in Köln, Mainz, Speyer, Worms und 
Frankfurt war von Wenzel am 22. April 1391 Jacobi 
als Zahlungstermin festgesetzt worden. 21 ) Ruprecht 
bestimmte jedoch für die Genannten ebenfalls Weih- 
nachten als Termin. 22 ) 

Die Judensteuer war eine Abgabe für das den 
Juden gewährte Wohnrecht. Die eine Hälfte war ge- 
wöhnlich der Stadt oder den betreffenden Herrn ver- 
schrieben, während die andere Hälfte in die königliche 
Kammer floss. Sic begegnet uns deshalb in den Ur- 
kunden gewöhnlich als halbe Judensteuer. 28 ) 

Der Betrag derselben war verschieden, je nach 
dem Abkommen, das man getroffen hatte. Der Fällig- 
keitstermin war Martini, doch wurde dieser Zeitpunkt, 
ebensowenig wie der für den goldenen Opferpfennig, 
streng eingehalten. Häufig begegnet uns Michaeli als 
Zahlungstermin. 24 ) Die an diesem Tage fällige Juden- 
steuer wird dann meistens mit dem Opferpfennig zu- 
sammen eingezogen. 25 } 

Das Verhältnis der Juden zu den Städten wurde 
für diese Zeit in der Hauptsache schon oben behandelt. 
Hier sei nur noch ein Ereignis erwähnt, in das die 
Juden unserer Städte verwickelt wurden. 26 ) 

Graf Emicho von Leiningen, der der Stadt Speyer 
seit 1351 wiederholt gegen 1000 fl. jährlich als „Helfer, 

ai ) Ennen, Quellen zur Geschichte der Stadt Köln VI, 34. 
22 ) Stern, S. XX, Anmerk. 1. 

") Vergl. Altmann, No. 80 u. a.; Wiener, S. 57 No. 26, 
S. 58 No. 32, 34, 35 u. a. 

u ) Altmann, No. 80; Chmel, No. 1911; Wiener, S. 57 No. 26. 

25 ) Wiener, S. 58 No. 34; AUmann, No. HO u. a. 

8 «) Vergl. Boos IT. 171; Hörster, Z. f. G. d. Oberh. N. P, 
III, S. 455. 
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Schirmer und Diener" gedient und 1371 sogar einen 
Vertrag auf Lebenszeit abgeschlossen hatte, geriet, nach 
Lehman», 1375 mit Speyer in eine heftige Fehde, in 
die auch Mainz und Worms verwickelt wurden. 

Erst am 3. März 1376 gelang es den boiden 
Pfalzgrafen, dem Kurfürsten Ruprecht dem Aclteren und 
Ruprecht dem Jüngeren, deren Untertanen in diesem 
Kampf auch geschädigt worden waren, eine Sühne zu 
stände zu bringen. 27 ) Die Städte mussten unter anderem 
16 000 Goldgulden an Emicho zahlen, 28 ) und 12 000 
Goldgulden an Heinrich den Jungen. 29 ) Dieser war 
durch Emicho aus seinem Amte — er war Schultheiss 
von Oppenheim 80 ) — verdrängt worden und sollte nun 
durch jene 12 000 fl. entschädigt werden. 

Diese Summen konnten oder wollten die Städte 
aus ihren eigenen Mitteln nicht aufbringen. Sie wandten 
sich deshalb an ihre Juden. Die Juden zu Worms 
mussten sich im Mai 1377 zu einem Zwangsdarlehen 
von 20 000 Goldgulden verstehen, über das uns eine 
höchst interessante Urkunde 31 ) näheren Aufschi uss 
giebt. Für die grossen Gnadenerweisungen, die die ge- 
ehrten und weisen Männer, die Bürgermeister und der 
Rat der Stadt Worms durch Redlichkeit in ihrer grosson 
Mühewaltung den Juden erwiesen haben und zum Ersatz 

a7 j Boos, U. ß. II, No. 711. 



30 ) Oppenheim gehörte zu den Städten, die am 12. Februar 
1375 von Karl IV. an die Pfalz als Preis für die Wahl Wenzels 
gegeben wurde. Vorher gehatte e3 als Pfandschaft Mainz und 
Heinrich dem Jungen. Dieser verwaltete auch das Schulthetssjnamt 
(Städtechroniken 17, S. 36, Note 2; Bbhmer-Uuber, No. 5460 u. 5461.) 

31 ) Boos, U. B. II, No. 723. Die Urkunde ist hebräisch und 
von Smend übersetzt. 




716. 
730. 
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für den Schaden, den die Bürger in dem Streite mit 
Emicho von Leiningen und in anderen Streitigkeiten 
erlitten haben, und in denen die Juden sie, trotz wieder- 
holter Aufforderung, nicht nach Gebühr unterstützt 
haben, leisten sie ihren Herrn gern und freiwillig eine 
Beihülfe von 20000 fl. Davon bezahlen sie sogleich 
3168 fl. und 6 Sh. an den Juden Isaak von Alzey wegen 
Emichos, 2500 fl. dem edelgeboi enen Fürsten Ruprecht 
dem Aelteren, Herzog zu Bayern, dessen Diener im 
Streit mit Emicho geschädigt worden sind und 1000 fl. 
an den Rat zu Worms. Den Rest von 13 332 fl. ver- 
sprechen sie in vier Zielen zu begleichen. Wird eine 
der Fristen versäumt, so ist der Rat befugt, die Summo 
der ausstehenden und zu ihrer Frist nicht ausgehändigten 
Gulden von Juden und Nichtjuden zu Mainz und an 
anderen Orten auf Schaden 32 ) der Wormser Juden auf- 
zunehmen. Sind zwei Monate nach der Aufnahme ver- 
flossen, ohne dass Deckung erfolgt, so ist der Rat 
berechtigt, sie allesamt an Leib und Vermögen anzu- 
greifen, bis Kapital und Zinsen bezahlt sind. Unter- 
schrieben ist die hebräisch abgefasste Urkunde von 
36 Gemeindemitgliedern. 

Die Art und Weise, wie die Aufnahme des Dar- 
lehens begründet wird, lässt darauf schliessen, dass die 
Stellung der Juden in Worms keine sehr schlechte war. 
Wenn der Rat es der Mühe wert hält, darauf hinzuweisen, 
dass die Redlichkeit, mit der er gegen die Juden ver- 
fahren sei, gewissermassen es als Ehrenpflicht erscheinen 
lasse, sich dafür erkenntlich zu zeigen, so dürfen wir 
das als Symptom eines immerhin guten Verhältnisses 
bezeichnen. 

3i ) Im hebräischen Text steht l^TH h$ wns nur » auf 
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II. Unter König Wenzel. 

(t) Die Schuldentilgung von 1385. Wenzel war 
ein durchaus nicht unbegabter Herrscher. Im Anfange 
seiner Regierung suchte er auch die ihm überkommenen 
Aufgaben zu lösen. Erst mit dem zunehmenden Alter 
machte sich seine Indolenz geltend. Um das Reich 
kümmerte er sich meist nur dann, wenn es sein finan- 
zielles Interesse erheischte. Das war allerdings nicht 
selten der Fall, nicht zum Vorteile der Juden. Er hatte 
sich inbezug auf sie ganz den Grundsatz Karls IV. 1 ) zu 
eigen gemacht, dass sie ihm und dem Reiche mit Leib 
und Gut angehörten, und dass er mit ihnen machen 
könnte, was er wolle. Nach Belieben vergabte er das 
Judenregal. Regensburg trieb er dadurch in die Arme 
des schwäbischen Bundes. 2 ) 

Die kleinen materiellen Vorteile jedoch, die ihm 
diese einzelnen Vergabungen brachten, waren nicht im- 
stande, die ungeheueren Kosten zu decken, die ihm 
besonders die Befestigung seiner Hausmacht verursachte. 
Dazu waren grössere Summen nötig. Diese suchte er 
sich durch jene systematische Ausbeutung der Juden 
zu verschaffen, die unter dem Namen „ Judenschulden- 
tilgungen " bekannt ist. Auch vor Wenzel waren 
solche Tilgungen nichts Aussergewöhnliches gewesen, 3 ) 
aber sie wurden nur wie die angeführten Beispiele unter 
Karl IV. zeigten, gewissermassen als Belohnung einzelnen 

Schaden", d. h. auf Zinsen heissen kann, ein ganz gebräuchlicher 
terminus technicus. Die Uebersetzung Sniend? „zum Schaden" 
dürfte danach zu ändern sein. 

') Monum. Zolleran. III, No. 181 u. 182. Städtechroniken I, 
S. 26, Anm. 1. 

*) Siehe Lindner I, S. 144. 

\ S. Stobbe, S. 249, Anm. 126. 



Digitized by Google 



- 56 - 



Herrn und Städten zugestanden. Eine Judenschuldentilgung 
für grosse Gebietsteile dekretierte zuerst Wenzel. 

Er konnte hoffen, dass die Fürsten nichts dagegen 
einzuwenden hätten, wenn er die Kosten seiner Politik 
den Juden aufbürdete. Weniger erfreut darüber waren 
die Städte, die wussten, dass jede Ausbeutung ihrer 
Juden von Seiten des Königs in letzter Linie sie mit- 
treffen mu8ste. Sie suchten deshalb die Absicht Wenzels 
zu vereiteln. 

Der schwäbische Bund hatte zuerst von dem Vor- 
haben des Königs, sich durch eine aussergewöhnliche 
Besteuerung der Juden Geld zu verschaffen, Kunde er- 
halten. Er benach lichtigte schleunigst seine rheinischen 
Freunde. Am 28. Oktober 1383 teilte er Speyer mit, 4 ) 
er habe erfahren, dass Wenzel „sinen] rad fc an die 
rheinischen Fürsten gesandt habe, um mit ihnen über 
die Erhebung eines Zehnten von ihren Juden zu ver- 
handeln. Dasselbe Verlangen solle dann auch an die 
rheinischen Städte gestellt werden. Für den Fall, dass 
Fürsten und Städte auf das Verlangen des Königs nicht 
eingingen, trügen die Räte das königliche Siegel bei 
sich, um die Juden vorzuladen. Zum Schlüsse bat der 
Bund seine Freunde, sich auf nichts einzulassen, sondern 
zu warten, bis auf dem nächsten Städtetag die Sache 
besprochen worden sei. 5 ) 

Es liegen keine weiteren Nachrichten über dieses 
Vorhaben Wenzels vor, sodass Kriegk*) wohl mit Recht 
annimmt, dass der Plan wieder aufgegeben worden sei. 
Vielleicht war daran das Verhalten der rheinischen 

4 J R. T. A. J, No. 233. Vischer in F. d. G., Bd. U, S. 90. 
5 ) Speyer sandte den Brief am 31. Oktober an Frankfurt 
( Vischer, F. d. G. II, Keg. No. 204.) 

c ) Kriegk; Frankfurter Bürgel zwiste, S. 428. 



Digitized by Google 



- 57 - 



Städte Schuld. Die Fürsten waren, wio aus dem er- 
wähnten Briefe, „das daz mit der fürsten wort und heisse 
gescheen si" hervorgeht, vielleicht im Einverständnis 
mit dem Könige. Wenigstens argwöhnten das die 
Städte. 

Aber aufgeschoben war auch in diesem Falle nicht 
aufgehoben. Es war nur eine Frist von zwei Jahren, 
die man den Juden bewilligte. 

Im Jahre 1385 trat Wenzel mit grösseren Plänen 
hervor. Diesmal waren sie mit mehr Erfolg gekrönt 
als im Jahre 1383. Während damals nur die rheinischen 
und schwäbischen Juden herangezogen werden sollten, 
wollte man 1385 noch weitere Kreise der königlichen 
Gnade teilhaftig werden lassen. 

Schon am Ende des Jahres 1384 war auf ver- 
schiedenen Tagen, auf denen sich der König den Städten 
zu nähern suchte, mehr oder weniger offen von einer 
Judenschuldentilgung die Rede. 7 ) Die Städte konnten 
jedoch zu keinem Entschluß kommen und suchten die 
Sache hinzuziehen. Auf einem Bundestag zu Speyer 
bestimmten sie zur endgültigen Beschlussfassung einen 
Tag auf den 26. Februar 1385. 8 ) 

Das Zustandekommen dieses Tages wurde jedoch 
von dem Herzog Przemyslav von Teschcn vereitelt. 
Dieser bat am 31. Dezember 1384 Speyer, es möge 
seine Bundesgenossen auf den 8. Februar 1385 nach 
Nürnberg einladen. 9 ) Die schwäbischen Städte habe er 
bereits auf diesen Tag dorthin berufen. Er selbst 

7 ) Vgl. Ebrard, S 23; Strasshurger, U. B. VI, No. 251, 
R. T. A. I, No. 255 art. la und No. 258. 

8 j Ebrard, S. 19; Strasshurger, U. B. VI, No. 249, vgl. 
auch R. T. A. I, S. 428. 

9 ) Strasshurger, U. B. VI, No. 250. 



s 
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würde mit dem Landgrafen von Leuchtenberg ebenfalls 
erscheinen „um über die Juden, der münze und anderer 
saehen wegen 0 mit ihnen zu reden. 

Was über die Juden da geredet werden sollte, 
erfahren wir aus einem Schreiben von Strassburg an 
Speyer vom 2. Januar 1 385. 10 ) Es sollte beraten 
werden, heisst es darin, „wie man wego finde, daz 
unser herre der kunig und die stette, die die juden 
hettent derselben juden genussen und wie man furqueme, 
daz der schätz in der cristenheit von ynn als gar nyt 
emphrendet wurde und als gar in ire hand nyt blibe.* 

Da dieser Termin nicht eingehalten wurde, ver- 
schob man den Tag auf den 12. März. 11 ) Inzwischen 
setzte Wenzel seine Verhandlungen mit den Städten 
fort. 

Er beauftragte am 15. Januar 1385 Przemyslav 
von Teschen und Johann von Leuchtenberg, mit den 
rheinischen, schwäbischen und fränkischen Städten „über 
sohl und des Reiches Notdurft und ihr Zusammenhalten 
mit ihm und über die Juden, seine und des Reiches 
Kammerknechte 8 , zu verhandeln. 

Die rheinischen Stäche, also auch Mainz, Speyer 
und Worms, verhielten sich in diesen Verhandlungen, 
soweit sie die Juden betrafen, ablehnend. Diesen Stand- 
punkt gaben sie auch in den Hauptverhandlungen nicht 
auf, die im Herbste 1385 mit ihnen gepflogen wurden, 
und bewahrten so ihre Juden vor dem Verlust ihres 
Vermögens. 

Die schwäbischen Städte dagegen, die Geld für 
ihren Kampf gegen Friedrich von Oesterreich nötig 

">) Sirassburger, U. B. VI, No. 251. 

») Ebrard, S. 14. 

li ) R. T. A. I, No. 258. 
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hatten, gingen auf das Anerbieten Wenzels bereitwilligst 
ein. a Die Beschlüsse des Städtetages zu Ulm im Juni 
1385 besiegelten dann das Zusammengehen des Königs 
mit den schwäbischen Städten in der Juden- und Münz- 
frage. a18 ) 

Es wurde bestimmt, dass von Schulden, die im 
letzten Jahre gemacht waren, nur das Kapital zu zahlen 
sei, von alten Schulden nur 3 /i vom Kapital nebst 
Zinsen. Die so verminderten Betrüge wurden von den 
Städten eingezogen und entweder ganz oder sicherlich 
zum grössten Teile zurückbehalten. Nürnberg z. B. 
verdiente bei der Sache 60 000 n\, während Wenzel im 
Ganzen nur 40 000 fl. erhielt. 14 ) 

Vergeblich versuchte Wenzel noch einmal im Herbste 
des Jahres 1385 die rheinischen Städte zur Aufgabe 
ihres Standpunktes in der Judenangelegenhcit zu ver- 
anlassen. Er forderte am 7. August Strassburg auf, IR ) 
zum 27. August Bevollmächtigte nach Speyer zu senden, 
wohin er selbst unverzüglich „wegen der Juden, der 
Münze und anderer Sachen des Reichs" seine Boten 
entsenden werde. Die Verhandlungen verliefen, wie es 
scheint, auch diesmal vollständig resultatlos. Selbst 
Strassburg, das sonst solchen Dingen nicht abhold war, 
scheint diesmal sehr zurückhaltend gewesen zu sein, 
vielleicht, weil es erst 13S3 den Juden versprochen 
hatte, in den nächsten sechs Jahren nichts von ihnen 
zu verlangen, wozu sie nicht satzungsgemäss verpflichtet 
seien. 16 ) 

15 ) Ebrard, S. 7 ff. 

u ) Siehe über die Tilgung Hegel in Städtechroniken I, 
S. 113 ff.; Lindner I, S. 271 ff., R. T. A. I, S. 460, Stobbe, S. 134. 
,5 ) R. T. A. I, No. 283; Strassburger, U. B., VI, No. 279. 

16 ) Strassburger, U. B. VI, No. 112. 
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b) Die Schuldentilgung von 1390. Sehr getäuscht 
sahen sich die Juden unserer Städte, wenn sie glaubten, 
dass sie vor solchen Ansprüchen des Königs für immer 
geschützt seien. Im Jahre 1385 konnte der König 
nicht so gewaltsam gegen die ungefügen Städte vor- 
gehen, da er deren Freundschaft gegen die Fürsten, die 
sich mit Absetzungsgedanken trugen, nötig hatte. 

Wenzels Politik aber blieb sich nicht immer gleich. 
Sie war ein ewiges Hin- und Herschwanken zwischen 
Fürsten und Städten. Der Landfrieden zu Eger im 
Jahre 1389 zeigte deutlich, dass er nicht mehr, wie 
1385, auf Seiten der Städte stand. Er hatte sich mit 
den Fürsten verständigt. Diese Verständigung zeitigte 
ebenso, wie im Jahre 1385 die mit den Städten, eine 
Judenschuldentilgung, von der diesmal auch die Städte 
Mainz, Speyer und Worms nicht verschont bleiben 
sollten. 

Bei der Tilgung von 1385 hatte Wenzel mit den 
Städten teilen müssen. Von den grossen Summen, die 
in den Stadtsäckel flössen, ^hatte er, wie wir sahen, nur 
etwa 40 000 fl. erhalten. 1 ) Bei dem erneuten Eintritt 
der Geldnot hatte er deshalb gar keine Lust, wiederum 
eine Schuldentilgung zuzulassen, bei der andere immer das 
beste Geschäft machen mussten. Er wollte sich nicht mehr 
mit Abfindungssummen begnügen. Gehörten ihm, dem 
Könige, denn die Juden nicht mit Leib und Gut? Mit 
einem Federstrich waren alle Erlasse, durch die er und 
seine Vorgängerin Städten das Judenregal verschrieben 
hatten, vernichtet. Die Juden gehörten ihm dann wieder 
vollständig an, und er konnte mit ihnen tun, was er 
wollte. Zu einem solchen Vorgehen bot sich jetzt die 

») Städtechroniken I, S. 114. 
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beste Gelegenheit. Die Städte zeigten sich widerspenstig 
gegen die Forderungen des Königs. Sie wollten ihre 
Bündnisse nicht 3 abtun", man hatte also nicht mehr 
nötig, sie zu schonen. 

Bei den Vorverhandlungen zum Egerer Landfrieden 
trat Wenzel plötzlich mit der Forderung auf, „daz ime 
die stede ir Judm gebin sollten". 2 ) Die städtischen 
Gesandten, vor allem die rheinischen, darunter auch 
die von Mainz, Speyer und Worms, deren Namen wir 
sogar kennen, es waren Heinz zum Jungen und Jakob 
Metreiz für Mainz, Josen Ckunen und ein Unbekannter 
für Worms, Berthold Reinbot und Heuslin Fritz für 
Speyer, 3 ) waren über diese Forderung, von der sie in 
„iren reten nie me gehöret hatten" äusserst erschreckt. 
Sie antworteten, dass sie keine Vollmacht hätten, über 
diesen Punkt zu verhandeln, dass sie aber mit ihren 
Räten die Sacho besprechen wollten. 4 ) Der Aufschub 
wurde ihnen zugebilligt, 6 ) doch behielt sich Wenzel in 
dem Landfriedensdekret vom 5 Mai 1389 ausdrücklich 
alle Rechte vor, „die wir haben und von rechtes wegen 
haben sollen und mögen von Romischer kuniclicher 
mechte sie sein geistlich oder werltlich", 0 ) worin Lindner 7 ) 
mit Recht einen Hinweis auf die Zurückgabe des Judcn- 
regals und die ebenfalls geforderten Gerichte erblickt. 



s ) R. T. A. II. No. 91, art. 8. 

3 ) „ „ „ „ „ 90 und Anm. 4. 

4 ) „ , „ 91 art. 8 u. No. 88. 

R ) „ ,, „ 91 „ fi Anm., wo „des kuniges mutung" 
sich sicher auf die Judenangelegenheit bezieht (*. H. T. A. 
II, S. 136 Anm. 8. Vergl. auch II, S. 134). 

e j R. T. A. II, No. 72, art. 43. 

') Lindner II. 66. 
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Es lässt sich denken, dass in den folgenden Be- 
ratungen der Städte das königliche Verlangen keine 
unwichtige Rolle spielte. Auf einer Versammlung der 
rheinischen Städte zu Speyer am 28. Mai 1389 wurde 
die Angelegenheit sicher besprochen. Leider fehlen uns 
die Nachrichten über diese Zusammenkunft. 8 ) Mit Be- 
stimmtheit können wir annehmen, dass die Frage auf 
dem Städtetag zu Nürnberg am 5. Juni 1390 9 ) zur 
Erörterung kam. 10 ) Die Städte legten gewiss Protest 
ein gegen eine für sie so folgenschwere Massregel, und 
Wenzel mag es schliesslich ratsamer gefunden haben, 
den Plan, das Judenregal zurückzufordern, aufzugeben 
und sich mit einer Judenschulden tilgung zu begnügen, 
für di4 man nur einen für die königliche Kasse vorteil- 
hafteren Modus finden musste. 11 ) Mit der Vorbereitung 
der Angelegenheit betraute er am 17. August 1390 
den Herzog Friedrich von Bayern, der schon bei der 
Tilgung von 1385 tätig gewesen war, den Bischof 
Lamprecht von Bamberg, Borziwoi von Swinar und 
drei andere böhmische Räte. 12 ) Zur Entscheidung kam 

*) lt. T. A. II, S. 139. 

9 ) S. über die Datierung R. T. A. II, S, 272 f. 

,0 ) R. T. A, II, No. 148, art. 2 wird ausdrücklich erwähnt, 
dass man auf dem kommenden Tage zu der Judenangelegenheit 
Stellung nehmen wolle. 

n i Dass es sich anfangs um die Zurüekfordeiung des Judon- 
regals handelte, und die „ Andeutungen' des Königs zu Kger nicht 
auf eine Schuldentilgung hinausliefen, wie Lindner II, S. 103 
meint, beweisen die Bemühungen, die sich die Städte später um 
die Bestätigung ihrer Privilegien gaben, tun solchen Plänen für 
die Zukunft entgegenzutreten. Vergl. z. B. R. T. A. 11, No. 177, 
180, 181 u a. 

12 j Ich folge darin Lindner II. 108, der annimmt, dass 
diese Vollmacht für die Vorbereitung der Judenschuldentilgung 
ausgestellt wurde. Die Urkunde R. T. A. II, No. H9 beziehe ich 
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sie im September 1390 auf dem Reichstag zu Nürnberg. 
Von der Zurückforderung des Jugcnregals ist nicht mehr 
die Rede. Die Bevollmächtigten des Königs — er 
selbst war nicht erschienen 18 ) — hatten wohl schon 
vor dem Reichstage mit den Fürsten und Herren eine 
Einigung in der Judenfrage erzielt, denn ihnen wurde 
zuerst am 16. September 1390 das Tilgungsdekret er- 
teilt. 14 ) Die Städte standen mit wenigen Ausnahmen 
zögernd beiseite, die rheinischen waren überhaupt nicht 
erschienen. Erst als sie sahen, dass sie sich an dem 
„ Beutezug" beteiligen müssten. wenn ihre Finanzen nicht 
geschädigt worden sollten, suchten sie die gleichen 
Rechte wie die Fürsten und Herren zu erlangen. 15 ) 

Der Modus, der im Jahre 1390 angewandt wurde, 
war nämlich wesentlich von dem im Jahre 1385 an- 
gewandten verschieden. 

In diesem Jahre hatte man, gegen Zahlung einer 
bestimmten Summe an den König, das Recht erhalten, 
die Juden zu plündern. Man beraubte sie in verschiedenen 
Städten und Gebieten ihrer Forderungen. Man Hess 
sich ihre Schuldscheine ausliefern, zog die um l ; l 4 ver- 
ringerten Schulden ein und zahlte den Juden nur eine 
Pauschalsumme. 

1390 aber wurden die Schuldner der verschiedensten 
Gebiete von ihren Schulden befreit. 10 ) Die jüdischen 
Gläubiger konnten wohnen, wo sie wollten. Eine Stadt, 

nicht hierher. Ks handelt sich darin, ir.einer Ansicht nach, wie 
mir auch aus den S. 290, Note 1 angeführten Regesten hervorzugehen 
scheint, um eine private Regensburger Judenangelegenheit. 

13 ) Limine,- II, 102, R. T. A. II, S. 2851). 
u ) K T. A. II, No. 174. 182. 

,5 ) R. T. A. II, No. 172 art. 4d und No. 173 art. 2 c. 

14 ) R. T. A. V, No. 174 art, 1. 
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die nicht der königlichen Gnade teilhaftig geworden war, 
deren Juden aber viele auswärtige Schuldner hatten, wie 
dies z. B. in Frankfurt der Fall war, hatte natürlich 
das grösste Interesse daran, für ihre Juden eine Aus- 
nahmestellung zu erwirken oder, da dies in der Regel 
wohl abgeschlagen wurde, 17 ) durch Verträge sich vor 
Schaden zu schützen. So befinden sich im Stadtarchiv 
zu Frankfurt als Gegenleistung für die gewähl te Heraus- 
gabe der Pfander der Frankfurter Juden, Anerbieten von 
Kurpfalz, den Herrn von Hanau, den Städten Mainz und 
Worms u. a. auch ihrerseits nun ihre Juden zur Heraus- 
gabe der Pfänder von Frankfurter Bürgern anhalten zu 
wollen. 18 ) 

Geht schon aus diesen Urkunden hervor, da?s 
auch in unseren Städten, ohne dass wir für sie wie für 
Schwaben, Franken und Bayern einen Erlass hätten, 
die Judenschulden aufgehoben wurden, so zeigt dies 
noch deutlicher der Vertrag, den am 9. Januar 1391 
Mainz mit dem Pfalzgrafen Ruprecht H. und dem Erz- 
bischof Conrad II. von Mainz über die Anwendung des 
Judenschuldentilgungs-Gesetzes vom 16. September 1390 
abschloss. 19 ) Danach haben: 

1. Die Juden der Stadt Mainz alle Schuldbriefe 
obengenannter Herrn und ihrer Untertanen, die am 
1. Oktober 1390 in ihrem Besitz waren, diesen zurück- 



,7 ) Stobbe, 8. 138. 

,s y Orth, Frankfurter Reichsmessen, S. 623. 

19 ) R. T. A. II, No. 199. Auch das Privileg Ruprechts vom 
9. Januar 1401 (Chmel, S. 192, Stobbe, S. 139), in dem er den 
Mainzer Juden verspricht, in den nächsten drei Jahren keinen 
Schuldenerlass wie König Wenzel zu veranlassen, muss hier er- 
wähnt werden. 



Digitized by Google 



- 65 - 



zugeben. Ebenso die Juden jener 20 ) die Schuldbriefe 
der Stadt Mainz und ihrer Bürger. 

2. Für verloren gegangene Schuldbriefe ist eino 
Quittung auszustellen. 

'S. Handelt es sich um Pfänder, die der Jude angeb- 
lich verkauft hat, so kann er vor dem Rate zu Mainz 
verklagt weiden. Wird nachgewiesen, dass der Ver- 
kauf des Pfandes erst nach dem 1. Oktober 1390 statt- 
gefunden hat, so ist der Jude schadenersatzpflichtig. 
Kann der Beweis nicht erbracht werden, so soll der 
Jude vor dem weltlichen Gericht in Mainz einen jüdischen 
Eid leisten, wie es von alters Herkommen ist. 

4 Schulden aus Käufen dagegen sollen ohne 

Widerrede bezahlt werden. 

Zur Begründung seines Verfahrens hatte Wenzel 
ausgeführt 21 ): Es sei zu befruchten, dass die Fürsten, 
Herren, Ritter und Knechte, wenn sie die durch den 
unmässigen Wucher der Juden entstandenen Schulden 
zahlen sollten, landesflüchtig werden müssten, und da- 
durch König und Reich schwer geschädigt würden. 

Es ist möglich, dass die Schulden mancher Herren 
wieder sehr angewachsen waren. Diese Verschuldung 
reichte jedoch nicht zur Begründung einer voll- 
ständigen Plünderung der Juden aus. Man hätte dann 
einfach die Zinsen niederschlagen und so den Juden 
wenigstens ihre Kapitalien erhalten können. Die Halt- 
losigkeit der Begründung leuchtet auf den ersten 
Blick ein. Immerhin war es schon ein Fortschritt, 

aft ; Ueber die Juden der Pfalz, die 1300 veitrieben worden 
war, siehe AI. Stern, S. IX, Anm. 5. 

8I ) R. T. A. N, 174 art. 1, Spiess, Archivalische Neben- 
arbeiten. S. 121 ff. 
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dass man sich überhaupt Mühe gab, Gründe zu suchen. 
Wenzel hätte sich damit begnügen können, es mit seiner 
Geldnot zu motivieren. Ein anderer Grund lag schliess- 
lich doch nicht vor. 22 ) Nur, weil er, wie Weizsäcker 
meint, 28 ) einsah, dass er allein sich an den Juden nicht 
erholen könne, teilte er mit den anderen. Diesen kam 
die Gelegenheit nicht unerwünscht, und er hatte doch 
noch grossen Vorteil davon. 1385 bezahlten ihm die 
Städte zusammen 40 000 fl. 1390 zahlten die einzelnen 
Fürsten und Städte dem Könige für seine Gnade viel 
grössere Summen. 24 ) 

Einen erneuten Versuch, den Juden die Kosten 
seiner Politik aufzubürden, machte Wenzel im Jahre 
1394. Er suchte sich bei ihnen die Mittel zu dem 
kostspieligen Kriege in Böhmen zu verschaffen und sandte 
zu diesem Zwecke Gesandte nach Deutschland. 25 ) An 
den Rhein bis nach Köln zog Borziwoi v. Swinar. Was 
er ausrichtete, ist nicht bekannt. 

c) Die sonst igen Verhältnisse der Juden von Mainz, 
Speyer und Worms während der Regierungszeit Wenzels. 
Abgesehen von den finanziellen Bedürfnissen kümmerte 
sich Wenzel sehr wenig um die Juden. Wo wir einmal 
in anderen Dingen von einem Vorgehen gegen sie hören, 
können wir fast sicher fremde Einflüsse vermuten. 

So dürfte die Geistlichkeit 1 ) nicht ohne Beziehung 

") Der in einigen Quellen angegebene Grund, Wenzel habe 
die Tilgung als Strafe für den verweigerten Opferpfennig verhängt, 
findet sich in keiner Urkunde, ist also sicherlich erfunden. 

») R. T. A. II. 8. 284. 

**) Vcrgl. Stöhle, S. 13ß. Lindner U, 111. B. T. A. II, 
8. 284 g. 

**) R. T. A. II. No. 240. 

l ) Innozenz III. hatte durch seine auf dem 4. latteranischen 
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zu dem Briefe sein, den Wenzel am 6. Februar 1386 
an Strassburg schrieb. 2 ) Er habe vernommen, heisst es 
darin, dass die Juden in Strassburg und anderen Städten 
mit Kleidung und anderen Dingen Hoffart trieben, den 
Christen und dem christlichen Glauben zur Schmachheit. 
Sie sollten deshalb veranlassen, dass die Juden wieder 
in Stiefeln und Judenhüten gingen, wie sie von altersher 
gegangen seien, damit man einen Christen von einem 
Juden unterscheiden könne. 8 ) 

Die rheinischen Städte kamen dem königlichen 
Wunsche am 1. September 1387 4 ) nach. Ihre Beschlüsse 
gipfelten in folgenden Bestimmungen: 

1. Es ist den Juden bei einer Strafe von 100 fl. 
verboten, christliche Ammen und Mägde zu halten. 
Die Ammen und Mägde, die das Gebot übertreten, sollen 
der Stadt in der sie den Juden gedient haben, auf ein 
Jahr verwiesen werden. 6 ) 

2. Die christlichen Ammen und Mägde, die bei den 



Konzil erlassene Bestimmung das Tragen von Abzeichen auf- 
gebracht, und auch späterhin waren es immer dio Päpste, die auf 
die Durchführung dieses erniedrigenden Gebrauches bedacht waren. 
Vgl. Scherer, S. 41. Ausserdem weht durch den ganzen Brief 
ein geistlicher Hauch. 

2 ) Strassburger, U. B. VI, No. 300. 

3 ) Vergl. den ebenfalls auf die Kleidung bezüglichen Brief 
Kaiser Sigmunds an den Augsburger Rat vom Jahre 1434 bei 
Lilnig, Reichsarchiv Part. Spec. Cont. IV, Reichsstädte, I. Teil. 

*) R. T. A. I, No. 317. Strassburger, 11. B. VI, No. 307, 
Boos II, S. 440. 

5 J Vergl. Jansen, Frankfurts Reichskorresp. I, S. 25, No. 07. 
Strassburger, U. B. VI, No. 388. R. T. A. II, S. 532 Anm. 1. 
(Diese Bestimmung wurde in Frankfurt zwischen dem 8. und 
15. September verkündet.) 
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Juden in Stellung sind, sollen unter den Augen gebrand- 
markt werden. 

3. Die Juden sollen angehalten werden „in jüdischer 
waid und jüdischen sitelen" zu gehen „als in zugehöret 
und in alter gangen hant." 

Diese Bestimmungen darf man nicht mit dem 
Auge des modeinen Menschen, der sich an den Ge- 
danken der Gleichberechtigung gewöhnt hat, betrachten. 
Er muss jenen gelben Ring auf der Brust jüdischer 
Männer und den blauen Streifen an den Schleiern 
jüdischer Frauen als jeder Sittlichkeit und Menschlich- 
keit hohnsprechend ansehen. Denn nichts anderes 
waren diese Judenzeichen, als eino Aufforderung für 
die Gassenbuben, die Träger zu verhöhnen und mit Kot 
zu bewerfen, ein Wink für den verdummten Pöbel, über 
sie herzufallen; sie zu misshandeln oder gar zu töten, 
eine Gelegenheit selbst für die höheren Stände, sie als 
Auswürflinge der Menschheit zu betrachten, sie zu brand- 
marken oder des Landes zu verweisen. 6 ) Versetzen 
wir uns in die Anschauungen des Mittelalters, so können 
wir die Regierungszeit Wenzels für die Juden von 
Mainz, Speyer und Worms nicht als sehr drückend be- 
zeichnen. Alle jene kleinen und grossen Chikanen, die 
man den Juden auferlegte, erschienen dem Geiste der 
damaligen Zeit „den Kammerknechten u gegenüber als 
nicht ungerecht. 

Dieses Urteil erhält eine weitere Bestätigung, 
wenn wir das Verhältnis der Juden zu unseren Städten 
betrachten. 

In Mainz hatten die Juden an dem Erzbischof 

Adolf von Nassau einen Schirmer. Mag er sie auch 

• .. _ 

•j Oriltz, Dd. VII, S. 24 f. 
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zunächst als tüchtiger Finanzmann geschätzt haben, 
weil sie ihm die Mittel zu seinen Fehden lieferten, so 
suchte er ihnen doch andererseits durch Privilegien aller 
Art das Leben erträglich zu machen. 7 ) 

Er befreite sie im Jahre 1384, wohl zum Danko 
dafür, dass sie „seiner Notdurft, um seine und des Erz- 
stifts Schulden zu bezahlen" ihm ein Geschenk gegeben 
hatten, 8 ) von der schmachvollen Abgabe des Würfel- 
zolles. 0 ) Zur Demütigung für das Vorbrechen ihrer 
Vorfahren, die um Christi Kock gewürfelt haben sollten, 
mussten sie nämlich an den Zollstätten des Erzbistums 
einige Würfel als Geleitszoll entrichten. 10 ) 

Die Abgabe tauchte trotzdem immer von neuom 
wieder auf. Erzbischof Johann II. von Mainz, Wernher 
von Trier, Pfalzgraf Ruprecht III., Philipp I., Graf von 
Nassau und Saarbrücken und die Städte Mainz, Speyer, 
Worms, Frankfurt. Friedberg und Gelnhausen erklärten 
deshalb in den Bestimmungen, die sie am 17. März 1398 
über die von Wenzel in dem Landfrieden der Wetterau 
und am Rheine festgesetzten Zölle trafen, ausdrücklich, 
dass jeder Jude und jede Jüdin, die über 12 Jahre alt 
seien, einen alten Turnosen Geleitszoll zahlen sollten, 
aber keine Würfel mehr. 11 ) 

Man scheint sich auch um diese Bestimmung wenig 
gekümmert zu haben. Immer wieder hören wir von 
der Erhebung des Würfelzolles. Ruprecht sanktionierte 

7 ) K. Menzel, Geschichte von Nassau I. Bd., S. 100; Grätz 
VIII, S, 14. 

8 ) Joannis, rer. Mog. I. 697. 

,J ) Schaab, S. 106 f.; Stobbe, S. 217. 

,ü ) Stobbe, S, 42. Dass Adolf sie von seinein geistlichen 
Gericht befreite, ist schon oben erwähnt. 
») R. T. A, III, No. 17. 
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sogar den alten Brauch. 12 ) Erst im Jahre 1422 wurde 
er von dem Erzbischof Konrad III. von Mainz endgültig 
beseitigt. 13 ) 

Für das Wohlwollen, das man im Uebrigen in 
Mainz den Juden bezeigte, seien zwei Beispiele angeführt. 

Der Rat von Mainz hatto im Jahre 1384 der 
Judenaufläufe wegen, die in Nördlingen, wie Burkhard 
Zink wissen will, 14 ) nicht ohne Erlaubnis und Gunst 
König Wenzels, entstanden waren, Boten an jenen Ort 
gesandt, „um das beste zu werben von des rats wegen 
zu mentzeV 5 ) 

Die Boten sollten wohl für die Nördlinger Juden 
ein gutes Wort einlegen und dafür Sorge tragen, dass 
diese Aufläufe keine weitere Ausdehnung gewännen. 
Für dieses Wohlwollen des Rates, auf dessen Kosten 
die Gesandten vier Wochen ausgeblieben waren, zeigten 
sich die Mainzer Juden erkenntlich, indem einige von 
ihnen dem Rate 3000 fl. schenkten. 

Ein andermal suchte der Rat den Juden zu ihrem 
Gelde zu verhelfen. 

Zur Schlichtung eines Zollstreites, der innerhalb 
des rheinischen Bundes ausgebrochen war, hatte man 
den Wormsern eine Entschädigung versprochen. 16 ) Da 
man mit der Zahlung dieser Entschädigung zögerte, 
nahm der Rat von Worms das Geld bei den Juden zu 
Mainz auf. Um nun ihre Juden vor dem Verlust des 
Geldes zu schützen, teilte der Bürgermeister und der 

12 ) Schaab, S. 110; Stobbe, S. 217 
1S ) „ S. 118. 
u ) Städtechroniken, Bd. V, S. 30. 
,B ) Strassburger, U. B. VI, No. 224. 

'*) Quidde, Der schwäbisch-rheinische Städtebund im Jahre 
1384. S. 177, Anm. 5; Menzel, Geschichte von Nassau I, S. 61 f. 




Digitized by Google 



- 71 - 



Rat von Mainz den Bundesstädten am 3. März 1384 
mit, 17 ) wieviel die Wormser bei den Juden zu Mainz 
aufgenommen hätten, und wieviel eine jede Stadt zur 
Tilgung der Schuld zu bezahlen habe. Sie bitten um 
Zahlung, damit man die Juden befriedigen könne und 
der Sache zu Endo käme. 

In Speyer nahm man sich ebenfalls der Juden an. Als 
1391 daselbst bei einem Bauernaufstände, der wohl mit 
der Austreibung der Juden aus der Pfalz im Jahre 1390 
im Zusammenhang steht, mehrere Juden ermordet worden 
waren, Hess der Rat die Rädelsführer ergreifen und 
hinrichten. lö ) 

Um jeden Angriff auf die Steuerkraft ihrer Juden 
unmöglich zu machen, kaufte die Stadt von dem Pfalz- 
grafen Ruprecht, als dem Vikarius des Reiches, die 
kaiserliche Gerechtigkeit an die Juden um 1250 fl. ab. ,u ) 
Von Wenzel liess sie sich dann das Privileg Karls vom 
29. März 1349, wonach sämtliche Juden in Speyer der 
Stadt mit Leib und Gut gehören, bestätigen. 20 ) 

Der erwähnte Aufstand scheint auch nach Worms 
seine Schatten geworfen zu haben, ohne dass daselbst 
die Juden so tatkräftig geschützt worden wären, wio es 
nach dem Privileg vom 28. Aug. 1378, 21 ) das der Stadt 
den Judenschutz übertrug, hätte der Fall sein sollen. 
Wenigstens sah sich Wenzel am 22. April 1391 ver- 

1; J Strassburger, U. B. VI, No. 63. Die Datierung für das 
Jahr 1382 ist unhaltbar. 

,8 ) Wietier, M. f. G. W. J. 1863. S. 455 ff. 

19 ) ii a. a. 0. 

20 ) „ a. a. 0., S. 454 ff.; Lehmann, S. 768. 

3l ) Doos, U. B. II, No. 750 u. 751. Am 5. Mai 1400 wurde 
dieses Privileg von Wenzel erneuert; Boos, U. B. II, No. 1004. 
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anlasst, der Stadt Worms zu befehlen, 22 ) die Juden, 
seine Kammerknechte, in ihrer Stadt in jeder Hinsicht 
zu schützen, „also daz sie bey friede und gnaden bc- 
leyben und furbas an leib oder an gut nit betruwet 
werden." 

III. Unter Ruprecht, 

In seinem Werke über „die Beziehungen Ruprechts 
von der Pfalz zu den Juden* (Kiel 1898) kommt Stern 
zu dem Resultate, dass das Verhältnis Ruprechts zu 
den Juden keineswegs so glänzend war, als man seither 
angenommen hat. Aus der Geschichte unserer Ge- 
meinden bestätigt sich dies Urteil vollkommen. Sie 
zeigt uns deutlich, dass die Worte von David Gans in 
seinem Zemach David 1 ) „Ruprecht war ein frommer, 
weiser, einsichtsvoller, demütiger und gottesfürchtiger 
Regent, der das Recht liebte und den Unterdrückten 
sich gnädig erwies," sich keineswegs auf Ruprechts 
Verhältnis zu den Juden bezichen können. Güdemanns 2 ) 
Ausführungen, der, mit auf Grund dieser Worte, Rup- 
rechts Verhalten als das wohlwollendste hat hinstellen 
wollen, sind hiernach zu berichtigen. 

Wie seine Vorgänger und Nachfolger hat Ruprecht 
die Juden natürlich in erster Linie als Finanzquellen 
betrachtet. Bei der furchtbaren Geldverlegenheit in der 
er sich nach dem Romzug befand, und in der er überall 

S2 j Boos, U. B. II, No. 959. 

*) Zemach David (Frankfurt 1692} II. Teil sub, a. 1400 und 
1401. David Gans war ein Kompilator, der oft wörtlich ohne 
jede Kritik eine alte Chronik ausschreibt. So hat er auch die er- 
wähnten Worte aus einer christlichen Vorlage heriibergenommon, 
in der von den Juden gar keine Rede war (vgl. darüber Stent, S.VII.) 

a ) Giidenmnn III. S. 35. Vergl. auch Wiener, a, a. 0. S. 74 
und Kayserling in M. f. G. W. J. 18G0, S. 286. 
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borgte und verpfändete, 3 ) würde es auffallend erscheinen, 
hätte er sich dieses Finanzobjekt nicht zu Nutze gemacht. 

„Eine Judenplünderung, wie sie sich Wenzel zwei- 
mal gestattet hatte, und wie sie Sigmund bald nach 
seinem Regierungsantritte in Szene setzte", hat zwar 
unter Huprecht nicht stattgefunden, 4 ) doch unterblieb 
sie unter seiner Regierung nicht etwa, weil er zu edel 
dazu gewesen wäre, sondern nur, weil ihm die Macht 
dazu fehlto. Wozu seine ewigen Geldforderungen führten, 
hatte ihm der Anschluss der Städte an den Marbacher 
Bund gezeigt. Die Fürsten und Städte hätten ihm 
kaum zur ausserordentlichen Besteuerung ihrer Juden, 
deren Kapitalkraft sie selbst stark in Anspruch nahmen, 
die Hand geboten. Dass er einer ausserordentlichen 
Besteuerung nicht abgeneigt war, zeigen unzweideutig 
zwei Ui künden vom 14. August 1405. 5 ) 

Es ist darin von einer Kleidersteuer die Rede. 
An die gesamte Judcnheit will er eine „Forderung tun 
von der Kleider wegen, das sie anders gccleidet gent, 
denn sie tun sollten". Mehr wie ein Versuch scheint 
die Forderung nicht gewesen zu sein. Von einem Er- 
folge hören wir nirgends. 

Wenn, wie bereits gesagt, auch cino Schulden- 
tilgung unter Ruprecht nicht vorkam, so schwebte doch 
das Damoklesschwert einer solchen immer über den 
Häuptern der deutschen Juden. 

In einer Urkunde für die Mainzer Juden vom 
9. Januar 1401 ß ) und einer gleichen für Worms, Speyer 

3 ) Siehe die Blumenlese von Verpfänd. etc. bei Weizsäcker, 
R. T. A. V, S. 15ff. 

4 ) R. T. A. VI, S. 169. 

5 ) Ebenda und Stern, 8. 29, No. 33. 

6 ) Chmel, S. 162; Wiener, S. 9G; Hobbe, S. 139. 
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und Landau vom 10. Januar 7 ) erklärte Ruprecht in den 
nächsten 3 Jahren keinen Schuldenerlass wie Wenzel 
verhängen zu wollen. 8 ) Für dieses Privileg, in dem 
ausserdem noch bestimmt war, dass die Juden nach 
allgemeinem Recht gerichtet und nicht gezwungen 
werden sollten, sich taufen zu lassen, durften die Juden 
in Mainz 1100 fl. zahlen. 9 ) Das an sich selbstverständ- 
liche Recht, dass Forderungen nicht durch Erlass getilgt 
werden dürften, wurde also den Juden nicht ganz all- 
gemein, sondern nur auf ein paar Jahre verliehen. So 
sehr hatte man sich des Gedankens entwöhnt, dass der 
Jude ein rechtsfähiges Subjekt sei, sagt Stobbe. 10 ) 

Dieses Versprechen, in den nächsten drei Jahren 
die Schulden nicht tilgen zu wollen, kam einer Schuldon- 
tilgung fast gleich. Musste nicht, das ganze Darlehns- 
geschäft lahmgelegt weiden, wenn der Verleiher stets 
eine Aufhebung der Schuld vor Augen sah ? Wer sagte 
ihm denn, dass nach Ablauf der drei Jahre das Privileg 
erneuert werden würde ? Treu und Glauben im Geschäfts- 
leben, die schon durch die Schuldentilgungen Wenzels 
einen schweren Schlag erlitten hatten, wurden durch 
ein solches Gebahren nicht gefestigt. 

Waren Ruprecht also die Wege zu einer ausser- 
ordentlichen Besteuerung der Juden verlegt, so wandte 
er den herkömmlichen Abgaben derselben seine erhöhte 
Aufmerksamkeit zu. Mit schweren Strafen bedrohte er 
diejenigen, die sich der Zahlung der Steuern etwa 
widersetzen sollten: „Wir wollen und setzen auch von 
Romischer kuniglicher mechte, ob das wer, das etliche 

7 ) Chmel, No. 98; Wiener, S. 54, No. 9. 

8 ) Siehe S. 64, Anm. 19. 
°) Stern, S. 5, No. 4. 

10 ) Stobbe, S. 139. 
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Juden und Judynn wcren, einer oder mere dio den 
gülden pfennig nit geben und sich dawider setzen 
wollten, das dann die anderen Juden alle, die in den- 
selben frithoff 11 ) gehören, mit denselben allen kein ge- 
meinschafft haben sollen, in allen sachen als Jüdische 
recht ist und welichcr des nit dete, der sol in unser 
und des heiligen Kichs swere ungnade verfallen sin." 
{Wiener, S. 58, No. 35). 

Ruprecht war auch keineswegs gewillt, sich von 
den Fürsten und Städten dieses Besteuerungsrecht ver- 
kürzen zu lassen. Mit dem Erzbischof Johann von 
Mainz, dem habgierigsten und charakterlosesten Fürsten, 
der je auf dem Mainzer Stuhle gesessen, 12 ) brachte ihn 
das sogar in Konflikt. Johann hatte, pochend auf alte 
Privilegien, 13 ) von den Juden den Opferpfennig verlangt. 
Als Ruprecht am 3. Februar 1403 zu Nürnberg eine 
Sühne zwischen Mainz, Hessen und Braunschweig ver- 
mittelte, erhob er auch Einspruch gegen die Einziehung 
des goldenen Opferpfennigs von Seiten des Erzbischofs. 
Johann, nach dessen Wünschen die Sühne an und für 
sich nicht so ganz ausgefallen war, war furchtbar er- 
bittert über diesen Einspruch Ruprechts. Er suchte von 
nun an auf jede Weise gegen Ruprecht zu intriguieren. 
Durch die Vermittelung des Erzbischofs von Trier kam 

,0 ) Unter „frithoff" ist sicherlich nicht ein bestimmter Bezirk 
gemeint, den Ruprecht, wie Wiener, S. 77, glault, zur besseren 
Kontrole eingerichtet habe. Die Juden, die zu demselben „frithoff'' 
gehören, sind eben diejenigen, die wie z. B. die Juden der Nachbar- 
orte von Worms und von Mainz einen gemeinsamen Friedhof hatten. 

12 ) Vergl. über ihn Ifuckert, die Politik der Stadt Mainz 
während der Regierungszeit Johanns If. und Menzel, Geschichte 
von Nassau. 

u ) Albrechts vom 13. September 1298 und Ludwigs des 
Bayern vom 2. Dezbr. 1341 (s. R. T. A. VI S. 26 Anm. 3). 
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zwar im Juni in Hemsbach eine Einigung zwischen 
Ruprecht und Johann zustande, die jedoch nicht von 
langer Dauer war. Bezüglich der Judengelder wurde 
auf diesem Tage festgesetzt, dass die „brieve", in denen 
ihm angeblich der Opferpfennig verschrieben sein sollte, 
vor den König nach Frankfurt gebracht und dort unter- 
sucht werden sollten. Sollte sich dort das Hecht des 
Erzbischofs erweisen, so sollte er es weiter besitzen, 
andernfalls sollte er den König nicht behindern, den 
goldenen Opferpfennig von seinen Juden „nemen und 
uffheben" zu lassen. 1 *) Wie die Untersuchung ausfiel, 
ist nicht bekannt. Ohne weiteres hat sicherlich Johann 
seine Ansprüche nicht aufgegeben. 

Wie wertvoll Johann die Judeneinnahmen erschienen, 
beweist, dass er im Jahre 1406, als Ruprecht, um sich 
gegen die wider ihn erhobenen Anklagen zu verteidigen, 
einen Tag nach Mainz berufen hatte, als einen Haupt- 
klagepunkt vorbrachte, dass Ruprecht ihm den Zehnten 
von allen Juden im Reiche vorenthalte, obwohl er dafür 
doch »gute brieve" habe. 15 ) Ruprecht erwiderte ihm, 18 ) 
es sei ihm von einem solchen Rechte des Erzbischofs 
durchaus nichts bekannt. „Er habe es ni me hören 
sagen und si also auch nit herkommen." 

Um eine bessere Gewähr für die richtige Einziehung 
der ordentlichen Judensteuern zu haben, ernannte Ruprecht 
zwei Juden, den Elias von Weinheim 17 ) und den Isaak 

,4 ) R. T. A. V, No. 372, Art. 6. 

,5 ) lt. T. A. Vr, No. 11, Art. 3; Wiener, S. 63, No. 63. 

,c ) R. T. A. Vr, No. 14; Menzel, a. a. 0., S. 172 f. Vergl. 
über das Recht des Erzbischofs Stobbe, S. 46. 

ll ) Elias stammte aus Weinheim, war aber jetzt Hintersasse 
des Erzbischofs von Mainz (s. Urkunde vom 25. Januar 1403 bei 
Chmel, No 1400; Wiener, S. 58, No. 35, und wohnte in Bensheim 
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von Oppenheim zu Steuererhebern, da er annahm, dass 
Juden besser imstando sein würden, ihre Glaubens- 
genossen, deren Verhältnisse sie genau kannten, zur 
Zahlung anzuhalten. 18 ) 

Schon vor seinem Einzüge in Frankfurt, also vor 
dem 26. Oktober 1400, wies Ruprecht sämtliche Juden 
im Reiche an, 19 ) den am vergangenen Jakobstag fällig 
gewesenen Opferpfennig an die von ihm bis auf Wider- 
ruf bestellten Erheber Elias von Weinheim und Isaak 
von Oppenheim zu zahlen. Gleichzeitig befahl er, diese 
beiden tiberall frei passieren zu lassen. 20 ) 

Diesen auf Widerruf erteilten Auftrag bestätigte 
dann Ruprecht am 17. August 1402. 21 ) Er verkündete 
noch einmal, dass er Elias und Isaak beauftragt habe, 
von allen Juden den goldenen Opferpfennig zu erheben, 
sowie über Frevel und Brüche, die man ihm als 
römischen König bessern soll, zu teidigen. Dafür 
sollen sie den 4. Teil des goldenen Opferpfennigs, der 

(Stern, S. 12, No. 14). Sein „hof und gesesse zu Weinheim* hatte 
Ruprecht am 18. April 1403 seinem IVotonotar Johann von Winheim 
geschenkt [Wiener, S. 59, No. 37 und Kayserling, „Die Juden in 
Oppenheim* in M. f. G. W. J. 18S0, 8. 288. 

,s ) K. T. A. VI, S. Ifi9; Grütz, Bd. 8, S. 102. 

,9 ) Stern, S. 1, No. 1 und 2. 

a0 ) Warum Ruprecht trotzdem im Anfang die »Steuern duich 
seine Beamten erheben Hess, (s. R. T. A. V, No. 174, eine Urkunde, 
aus der wir ersehen, das3 sein Kanzleibenmter Joh. Kirchheini 
mit der Erhebung beauftragt wird) ist schwer zu verstehen. Waren 
Elias und Isaak auf heftigen Widerspruch gestossen? Vielleicht 
fanden sie selbst auch sehr wenig Gefallen an ihrem Amte, und 
es bedurfte erst wiedt-rholten Drängens des Königs, um sie zur 
Uebcrnahme desselben zu bewegen. Am 17. September 1404 
(s. S. 78) musste Ruprecht in der Tat einen neuen Erheber be- 
stellen. 

2l ) R. T. A. VI, S. 169; Stern, S. 6, No. 8. 
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Gefälle und Brüche erhalten. Die Kosten der Erhebung 
müssen sie selbst bestreiten. Eino abermalige Be- 
stätigung ihres Amtes, womit ihnen gleichzeitig auch 
die Einkassierung der halben Judensteuer aufgetragen 
wird, erhalten die Genannten am 25. Januar 1403 zu 
Nürnberg. 22 ) 

Elias und Isaak konnten natürlich das Amt nicht 
allein versehn. Sie hatten ihre Gehilfen. Genannt 
werden Meyer von Oonberg und seine Brüder. Am 
21. August 1402 bat Ruprecht den Frankfurter Rat, 23 ) 
den Meyer von Cronberg, der „von allen unsern und 
des heiligen richs Juden sal helfen unsern guldin pfennig 
innegewinnen" nebst seinen Brüdern „unbesweret" in 
Frankfurt wohnen zu lassen. 

Dass Elias und Isaak das Amt, das man ihnen 
übertragen hatte, tatsächlich versehen haben, geht aus 
Aufzeichnungen vom 14. Oktober 1403 hervor, 24 ) wo- 
nach dem Hirten Hermann von Sauweinheim 136 fl. 
2 Grosse von dem goldnen Opferpfennig bezahlt werden 
sollten, den Elias und Isaak einnehmen. Sie fanden 
jedoch keine rechte Freude daran 25 ) und legten es des- 
halb nieder, obwohl der König am 11. Dezember 1404 
Isaak das Zcuguis ausgestellt hatte, 2t] ) dass er in dem 
Geschäfte, das er ihm befohlen habe, sich „wol und 
getreulich gehalten und bewiset" habe. 

An ihrer Stelle betraute der König am 17. Dezbr. 
1404 Meyer von Cronberg, der mit jener Tätigkeit 

") Stern, S. 9, No. 9: Chmel, No. 1400; Wiener, S. 58, No. 35. 
Erwähnt muh R. T. A. VT, 8. 109. 
") Stern, 8. 10, No. 11. 
") R. T. A. V, No. 170, 8. 237, Z. 5. 
a5 ) Vergl. auch S. 
le ) Stern, S. 17, No. 20. 
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schon vertraut war, mit der Erhebung der holbcn Juden- 
steuer und des Opferpfennigs. 27 ) Er wird von seinem 
Bruder Symilin unterstützt, „wan er alle stede, do juden 
siezen, allein nit wol usgeriten möge. 28 ) Meyer findet 
sich in der nächsten Zeit in allen diesbezüglichen 
Zahlungsbefehlen des Königs. Erst in den beiden letzten 
Regierungsjahren liess Kuprecht die Steuern, in Nürnberg 
wenigstens, durch seinen Kanzleibeamten Joh. Kirchheim 
erheben. 29 ) 

Die Summon, die durch die genannten Abgaben 
in die königliche Kasse flössen, waren nicht gering und 
zur Aufrechterhaltung seiner Stellung für Ruprecht un- 
entbehrlich. Es erscheint deshalb ganz natürlich, dass 
er sorgsam über die Erhaltung seiner Judenrechte sorgte. 
Als er am 13. September 1401 seinen Sohn Ludwig 
zum Reichsverweser während seiner Abwesenheit auf 
dem italienischen Zuge ernannte, übertrug er ihm auch 
das Recht des Judenschutzes, „Judaeos camere nostre 
servos aecoptandi et defendendi." 30 ) 

Für die Verleihung des Judenschutzes an andere, 
was unter Karl IV. ganz gang und gäbe war, oder 
auch nur für die Verpfändung eines Teiles der Judcn- 
einkünfto, lassen sich für Ruprecht nur wenige Belege 
beibringen. Für unsere Städte ist uns nur eine Urkunde 

aT ) Chmel, No. 1901; Wiener, S. 61, No. 56. Erwähnt R. 
T. A. VI, 8., 169. 

2fi ) Stern, S. 43. No. 55. 

20 ) R. T. A. VI, S. 169. Bussgelder scheint Meyer im 
Gegensatz zu seinen Vorgängern überhaupt nicht erhoben zu 
haben. In Kreuznach wurden diese 1404 durch den Bach räch er 
Zollschreiber Johannes (s R. T. A. VI, S. 762, Art. 141 und Stern, 
S. XLVI) und in Frankfurt 1405 durch den Landvogt der Wetterau 
IJermai-.n von Rodenstein erhoben. {Stern, 8. 25. No. 31.) 

8 ") R. T. A. V, No. 2; Wiener, S. 56, No. 22. 
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bekannt, durch die er am 3. Juli 1401 dem Henne 
Molchus von Worms 8 Mark Silber auf die Juden von 
Worms verleiht. 81 ) 

Ruprecht wusste eben zu gut, wie kostbar das 
Judenschutzrecht für seine Kasse war. Zahlreiche Schutz- 
briefe an einzelne Personen, die dafür natürlich zahlen 
mussten, zeigen uns, dass er sein Recht ausnutzte. Am 
17. Januar 1404 nimmt er Meyde von Koblenz in 
Speyer, 82 ) am 17. Januar 1408 den Leser Meyden von 
Mainz, Genta seine Hausfrau, Jakob Meyden, seinen 
Sohn und Rynichin, seine Hausfrau, auf vier Jahre in 
seinen Schutz. Sie mussten dafür sofort 100 rheinische 
Gulden und jährlich auf Martini 15 fl. zahlen. 33 ) 

Ein Ausfluss von Ruprechts Finanzpolitik war 
ohne Zweifel auch die am 3. Mai 1407 erfolgte Er- 
nennung des Juden Israel zum Hochmeister, d. h. Ober- 
rabbiner der deutschen Juden. 34 ) 

Der seitherige Steuermodus hatte, wie aus der 
für Israel ausgestellten Urkunde hervorgeht, so viele 
Unzuträglickeiten zu Tage gefördert „dass etlich juden 
vertrieben, etlich rumig werden" mussten. Ruprecht 

3I ) Wiener, No. 12. Das ihm verliehene Hecht machte 
Henne auch geltend. Wegen eines Mordes inussto er Worms ver- 
lassen und nach Speyer fliehen. Dort gab er an, er habe 8 Mark 
Silber auf die Juden zu Worms. Kr lud deshalb die Wormser 
Räte nach Ladenburg vor den geistlichen Richter und bereitete 
dadurch der Stadt grossen Verdruss. (Zorn, S. 162). 

") R. T. A. VI, S. 701, Art. 13r>; Chmel, No. 1668; 
Wiener, No. 43. 

") Chmel, No. L r >l; Wiener, No. 82 ; Schaab, S. 116. Vergl. 
auch Wiener, S. 60, No. 43, 47, 49 u. a. 

34 ) Die Urkunde gedruckt bei Wiener, S. 71. Ueber die 
Institution s. Stobbe, S, 146. Grtitz 8, S. 103. Chmel, S. 224 bis 
225. Schaab, 113-116. 
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entschloss sich, durch die Einsetzung des Judenmeisters 
diesen Unzuträglichkeiten, die vor allem durch die 
Machenschaften charakterloser Rabbiner und unwissender 
Amtsleute veranlasst wurden, zu steuern und sich da- 
durch jenen so kapitalkräftigen Teil seiner Untertanen 
zu erhalten. Die religiösen Zustände unter den Juden 
kümmerten ihn dabei sicherlich wenig, Seine Haupt- 
sorge war, dass „ihm und dem Reiche seine Rechte 
an dem goldnen Opferpfennig und anderen Gefällen, die 
ihm nach altem Herkommen gebühren, weder verloren 
gehen noch geschwächt würden." (Wiener, a. a. 0.) 

Um dies zu ermöglichen, musste er allerdings 
seinen Hochmeister mit Rechten ausstatten, durch die 
er die Wünsche des Königs erfüllen konnte. Mit »laden, 
bannen oder urteilen" sollte er vorgehen, wenn dies zur 
Wahrung der Rechte, die König und Reich an den 
Juden haben ; nötig sein sollte. 

Ende Juni 1407 begann Israel seine Tätigkeit. 
Am 22. Juni stellte ihm Ruprecht einen Geleitsbrief 
aus 35 ) und machte bekannt, dass er dem Israel „bevohlcn 
und in auch darzu gesetzt habe, alle unredlich sacho 
under der Judischheit zu rechtfertigen." Jeder sollte 
Israel förderlich sein und ihm Geleite geben. 

Ruprecht zeigte sich schlecht über jüdische Sitten 
unterrichtet, wenn er glaubte, dass man auch in den 
jüdischen Gemeinden Israel fördern würde. Die An- 
nahme eines jüdischen Amtes aus der Hand der Obrigkeit 
war der jüdischen Anschauung so diametral entgegen- 
gesetzt, dass es zu den schwersten Konflikten kommen 
musste, die dann in der Tat nicht ausgeblieben 
sind. 



*'*) Stern, S. 45, No. 57. 
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Tn Nürnberg leistete man ihm nicht nur keinen 
Gehorsam, sondern man tat ihn sogar in den Bann, 86 ) 
sodass ihm Ruprecht durch einen Erlass vom 23. Nov. 
1407 von neuem Anerkennung zu verschaffen suchte. 37 ) 
Dieser Erlass konnte keineswegs das Ansehen eines 
Mannes heben, der „über die Judenschaft gesprungen 
war". Auch die abermalige Bestätigung dieser Urkunden 
am 16. April 1408 88 ) brachte in diesen Verhältnissen 
keine Aenderung hervor. 

In unseren Gemeinden wurde Israel sicher nicht 
liebevoller behandelt. Die Rabbiner von Mainz, Speyer 
und Worms dürften zu denen gehört haben, die ihre 
Bannbriefe über Israel gesandt hatten. 39 ) 

Die Nachrichten über kraels Tätigkeit sind äusserst 
spärlich, da die jüdischen Quellen Israels Ernennung 
sonderbarerweise mit keinem Wort erwähnen. Auf 
jeden Fall zeigt uns seine Ernennung, wie Ruprecht 
auf jede Weise versuchte, Abgaben und Steuern der 
Juden nutzbringend für des Reiches Kammer zu gestalten. 
Für schweres Geld hatten sich Gemeinden und einzelne 
Personen Privilegien erkaufen müssen, die bei Ruprechts 
Schwäche fast wertlos waren. Sie bewahrten die Juden 
nicht vor den üblichen Bedrückungen und Verfolgungen. 

1405 wurden die Juden aus Speyer vertrieben,* 0 ) 
ohne dass sich ein Grund für ihre Vertreibung anführen 
Hesse. Möglicherweise wurden sie, wie die Juden von 



8B J Stern, S. 50, No. 63. 

") Vergl. Stern, S. LH, Anm. 1. 

<°) Lehmann, S. 775; Wiener, M. F. 0. W. J. 1863, S. 455. 
86 j Stobbe, S. 14ß; Stern, S. LI ff. 

37 J Wiener, a, a. 0.; Motu; Z. f. G. d Oberh. Dd. 9, 
S. 280 ff; Stern, S. LH. 
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Zürich und Freiburg i. Br., das Opfer einer Blut- 
beschuldigung. 41 ) 

Auch die Juden von Worms wurden 1409 der 
Ermordung eines Christenkindes geziehen. Sio wurden 
vom Rate zwar freigesprochen, büssten aber einen Teil 
ihres Vermögens ein. 42 J 

Mainz erfreute sich sogar einer regelrechten 
Schuldentilgung. Am 27. November 1405 bestimmte 
Erzbischof Johann, dass a ll er Judenschulden in 
seinem Stifte niederzuschlagen, und der Rest in vier 
Terminen zu zahlen sei. 43 ) Die Termine wurden sehr 
schlecht eingehalten, sodass sich Johann zwei Jahre 
später genötigt sah, zu bestimmen, dass Kapital und 
Zinsen bezahlt werden müssten, wenn die gestatteten 
Fristen nicht strenge eingehalten würden. 44 ) 

Wenn [wir bei all den Bedrückungen nichts von 
einem Eingreifen Ruprechts merken, so kann dies wohl 
an seiner Schwäche gelegen haben. Keineswegs dürfen 
wir aber von einem besonderen Wohlwollen Ruprechts 
gegen die Juden reden. 

IV. Unter Sigismund. 

Sigismund, der letzte luxemburgische Kaiser, blieb 
inbezug auf die Juden den Traditionen seines Hauses 
nur allzu treu. Er benutzte jede Veranlassung, sagt 
Kerler, 1 ) um seine und des Reiches Kammerknechte zu 
einer neuen ausserordentlichen Steuer heranzuziehen. 

<») Stobbe, S. 288 f; Stern, S. LVIlf. 
42 ) Boos, U. B. III, S. 277 f. 

**) Schaab, S. 110; Stobbe, S. 139; Stern, S. XVI. 
") Schaab, S. 111. 

') Kerler, zur Geschichte der Besteuerung der Juden durch 
Kaiser Sigismund und König Albrecht If. in Z. f. G. d. J., Bd. 'S, 
S. 2ff. 
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Bald sucht er bei ihnen Entschädigung für die Opfer, 
die er zur Herstellung der kirchlichen Einheit gebracht 
habe, bald will er sich durch sie für seine Bemühungen 
um die päpstliche Bestätigung der Judenprivilegien be- 
zahlt machen, bald sollen sie zur Bestreitung der Kosten 
des Hussitenkrieges beitragen, und schliesslich giebt 
ihm seine Kaiserkrönung erwünschten Anlass, an die 
Steuerkraft der Juden sich zu wenden. 

Die Zerfahrenheit, die auf politischem und kirch- 
lichem Gebiete damals herrschte und die daraus resul- 
tierenden Kämpfe machten Sigismunds Lage allerdings 
nicht zur rosigsten. Es waren ungeheuere Geldsummen 
nötig, zu deren Aufbringung anlässlich des Hussiten- 
krieges sogar der Versuch einer allgemeinen Reichs- 
steuer gemacht wurde. Für eine Nichtheranziehung 
der Juden zu diesen Lasten lag gar kein Grund vor. 
Von der erfolgten Heranziehung besonderes Aufheben 
zu machen, würde ungerecht sein, wenn ihre Besteueiung 
die der anderen nicht weit überschritten hätte und oft- 
mals geradezu masslos war. Klagen über zunehmenden 
Wucher, die in dieser Zeit, z. B. bei dem Bauernauf- 
stände in Worms im Jahre 1431, wieder lauter ertönen, 
werden uns unter diesen Umständen erklärlich. Die 
Juden suchten immer wieder durch Ausnutzung ihres 
Geldmonopols ihre leeren Taschen zu füllen, die dann 
der Kaiser immer wieder von neuem ihres Inhaltes 
beraubte. 

a) Erster Versuch einer Besteuerung. Den ersten 
Versuch einer ausserordentlichen Besteueiung machte 
Sigismund schon, als er kaum den deutschen Boden be- 
treten hatte. Auf dem Fürstentage zu Koblenz (August 
1414) trat er mit diesem Versuch hervor. Unter Be- 
rufung auf die grossen Ausgaben, die er im Interesse 
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des Reichs und der Christenheit zu tragen habe, und 
da die Juden, die doch des Reiches Kammerknechte 
seien, seinen Vorgängern und ihm keine Abgaben ent- 
richtet hätten, 1 ) wandte er sich am 13. August an 
Frankfurt 2 ) mit der Mahnung, den daselbst ansässigen 
Juden nicht zu gestatten, vor Ankunft seiner Steuer- 
agenten sich oder ihr Eigentum aus der Stadt zu ent- 
fernen. 

Wie nach Frankfurt, so wurden auch nach 
Mainz Boten abgesandt. Am 1. September 1414 
berichteten 3 ) die Frankfurter Gesandten Jakob Brun 
und Johann Wisse an ihren Rat, dass der König 
Boten nach Mainz geschickt hätte, darunter den Hirten 
von Sauweinheim, 4 ) die mit den Mainzer Juden ver- 
handeln sollten. Um diesen das Verlassen der Stadt 
unmöglich zu machen, setzte man sie einfach gefangen. 5 ) 
Diese Vorsichtsmassregel war, wie man aus der Mahnung 
an Frankfurt ersieht, nicht ganz unbegründet. Sie wurde 
hier nicht zum ersten und auch nicht zum letzten Male 
angewandt. 6 ) Da es natürlich nur auf die Kapital- 
kräftigen ankam, so behielt man diese zurück, während 
man, wie Brun und Wisse berichten, die „armen schalanz 
juden* freiliess. 7 ) 

Auf dem Heilbronner Tage (15. Oktober 1414) 
kam die Steuerfrage, die den Städten mehr am Herzen 

«j R T. A. Vif, S. 180 und XI, S. XXX. 
*) Janssen I, S. 258, No. 462. 

3 ) Janssen I, S. 261 ; Kerler, S. 3. 

4 ) Dieser war auch zusammen mit Pappenheira Abgesandter 
für Schwaben {Altmann, No. 1163.) 

5 ) Inventarc des Frankf. Stadtarchivs I, S. 81, No. 1432. 

°J Siehe auch weiter 4 e, vergl. Städtechroniken, Bd. I, S. 123, 
Anm. 1, und Breslau in Z. f. G. d. J., Bd. 3, S. 309. 
') R. T. A. VII, No. 145. 
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lag als Landfrieden und Konzil, nochmals zur Sprache. 
Ein Teil der Städte zeigte sich nachgiebig. 8 ) Sie über- 
nahmen die Vermittelung zwischen dem König und ihren 
Juden. Durch Verhandlungen suchten sie die geforderten 
Summen herabzumildern, da es in ihrem eigensten 
Interesse lag, die Kräfte ihrer steuerkräftigsten Ein- 
wohner nicht allzusehr schwächen zu lassen. 9 ) 

Sigismund selbst erschien in den einzelnen 
Städten, um die Verhandlungen zu führen. „Welch 
klägliches Schauspiel," ruft Keiler aus, 10 ) „der König, 
im Begriife die Krone sich aufs Haupt setzen zu lassen, 
und einer welthistorischen Aufgabe gegenüber, die seiner 
in Konstanz wartete, muss von Stadt zu Stadt ziehen, 
Steuern fordernd und Privilegien verkaufend, mit jeder 
einzelnen Stadt über ihre Leistungen handelnd und 
schliesslich fast mit jeder Barzahlung als Abfindungs- 
summe sich begnügend." 

Ein bestimmter Steuerfuss war nicht festgesetzt. 
Bald wurde die Hälfte, bald ein Drittel ihrer Nahrung 
gefordert. 11 ) Nürnberg und Köln allein zahlten 12000 fl. 
Für Köln erachtete man jedoch diese Summe als zu 
gering und forderte nicht weniger als 84000 fl. 12 ) In 
Mainz und Worms zogen sich die Verhandlungen in die 
Länge. 

In Mainz erwartete man den König am 25. Oktober. 13 ) 
Er hatte dorthin bereits den Herrn von Hohenlohe vor- 

8 ) R. T. A. VII, No. 160, Aschbach, Kaiser Sigismund I, 
S. 449, Beilage 16. 

9 ) R. T. A. VII, S. 225; Kerler, S. 5 ff. 

10 ) R. T. A. VII, S. 225. 
n ) R. T. A. VII, No. 162. 
,a ) I?. T. A. VII, No. 161. - 

l> ) Janssen I, No. 479. Vgl. auch R. T. A. VII, No. 161. 
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ausgesandt, nachdem die ersten Boten nichts ausgerichtet 
hatten. Die Mainzer Juden, denen Sigismund am 
9. August 1414 eine Anzahl Privilegien gegeben hatte, 14 ) 
waren gern bereit 200D fl. und mehr zu geben, aber 
man beharrte auf der Forderung des 3. Pfennigs. 15 ) 

Um diesen einziehen zu können, war natürlich eine 
Kenntnis des Vermögens der Juden nötig. Wir erhalten 
bei dieser Gelegenheit einen interessanten Einblick in 
die Veranlagungsweiso der damaligen Zeit. Albrecht 
von Hohenlohe ging einfach in die Häuser der Juden 
und verzeichnete „ir narunge und gut, is sy an schult, 
gelt oder gelteswert." 1Ä ) 

Dieses Verfahren war jedoch nicht das gewöhnliche. 
Im Allgemeinen legte man den Juden, um ihr Vermögen 
festzustellen, Eide auf. 

Die Juden in Worms suchten ebenfalls in Ver- 
handlungen ihr Heil. Sie wollten 1500 fl geben, wurden 
aber, wie die Mainzer, abschlägig beschieden und zur 
Zahlung des dritten Pfennigs aufgefordert. 17 ) Ob die 
Juden der beiden andern Städte tatsächlich die ihnen 
auferlegten Summen gezahlt haben, lässt sich leider 
nicht nachweisen, da für sie Quittungen über ihre ge- 
machten Zahlungen, wie z. B. für Nürnberg 18 ) nicht 
vorliegen. 

Wio dem auch sein mag, Sigismund konnte mit 
dem Ertrag der Steuer zufrieden sein. Es waren nicht 
geringe Summen, die in seine Taschen geflossen waren 

M ) Altmann, No. 1135. 

,Ä ) R. T. A. VN, No. 160 und 161, und Aachbach I, 449. 
,ö ) Jarnsen I, S. 267, No. 479; Kerler t a. a. 0. 
17 j R. T. A. VII, No. 160, Aschbach I, 449 f. 
,8 ) Reg. Boica XII, 173 und 174. 
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und er hielt es für seine Pflicht, sich den Spendern 
dankbar zu erweisen. 

b) Privilegiengelder. Am 6. Juni 1415 erliess 
Sigismund für sämtliche Juden des Weiches einen Frei- 
heitsbrief. x ) 

Damit sie unter seines und des Reiches Schild 
vor „iren leidigem gnediclich bedecket und beschirmet 
werden", verordnete er 2 ) : 

1. Niemand darf von den Juden gegen ihren 
Willen, ausser der gewöhnlichen jährlichen Judensteuer, 
eine Bede oder Steuer verlangen. 

2. Eine Tilgung der Schulden oder Stundung der- 
selben darf weder der König noch sonst jemand ver- 
anlassen. 

3. Klagen gegen Juden dürfen nur vor dem Ge- 
richte ihrer Stadt, nicht aber vor dem Hof- oder Land- 
gericht anhängig gemacht werden. 

4. Der Jude darf zu keinem höheren Zoll heran- 
gezogen werden als der Christ. 

5. Jn einem Kriege zwischen Herren und Städten 
gefangene Juden dürfen nicht verpfändet werden, da sie 
des Reiches Kammerknechte sind. 

6. Wenn König und Reich mit Pfändung an- 
gegriffen werden, so sollen die Juden dafür auch nicht 
Pfand sein. 

7. Die Zinsen, die sie jährlich den Herrn und 
Städten, bei denen sie wohnen, zahlen, sollen nicht er- 
höht werden. 

') Altmann, No. 1735, vergl. auch Stobbe, S. 166 und Wiener, 
Z.f. 6. W. J. 1863, S. 178. 

2 ) AUmann und Bernheim, Ausgewählte Urkunden zur Ver- 
fassungsgesch., 2 Aufl., S. 164 ff. 



Digitized by Google 



- 89 - 



8. Die alten Ausleihvorschriften dürfen nicht ge- 
ändert werden. 

9. Die Fürsten und Städte, die zum Schaden der 
Reichskammer die Juden vertiieben haben, sollen und 
dürfen Juden wieder aufnehmen. 

10. Verpfändungen von Juden oder ihrer Habe 
haben nur Kraft inbezug auf ihre gewöhnlich zu leisten- 
den Abgaben. 

11. Zwangstaufen an Kindern, die noch nicht 
„übel und gut" verstehen, sind verboten. 

12. Der König will Richter ernennen, die die 
Handhabung der den Juden gegebenen Freiheiten be- 
obachten. Sie werden überall da eingesetzt, wo es 
nötig erscheint. Sie urteilen bis auf Widerruf nach 
dem Rechte des Hofgerichts. 

13. Für diese Privilegien haben die Juden 10°/u 
ihrer fahrenden Habe, ausgenommen von ihrer Kleidung 
und ihrem Hausgerät, an die Königliche Kammer zu 
zahlen und zwar zur Hälfte am Walpurgistag und 
zur Hälfte Michaelis. Werden die Zahlungen nicht ge- 
leistet, so haben sie den Verlust der obigen Freiheiten 
und auch der königlichen Huld zu gewärtigen. 

Er beauftragte den Juden Colner mit der Ein- 
ziehung dieser Steuer 3 ) Am 29. Mai 1417 kann Colner 
als Resultat seiner Erhebung 9612 '/s rheinische Gulden, 
worunter allerdings Strafgelder waren, an den König 
abliefern.*) 

Sigismundscheintüber diesen Freiheitsbrief vorher mit 
den Juden verschiedener Städte haben verhandeln wollen 
und sie deshalb um diese Zeit zu sich befohlen zu haben. 

3 ) Vergl. Altmann, No. 173G u. No. 2353. 
*) AUmann, No. 2353. 
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Sie folgen jedoch seinem Rufe nicht, weil sie von vorn- 
herein wussten, dass es nur auf ihren Geldbeutel ab- 
gesehen war. Wenigstens sandten weder die Juden 
von Köln noch die von Nürnberg und Mainz Gesandte. 5 ) 
Dass sie in ihrer Vermutung Recht hatten, bewies der 
Ausgang. Für Sigismund kann er allerdings kaum be- 
friedigend gewesen sein. 

Was waren 9612 fl. für den geldbedürftigen König! 
Neue Mittel mussten gefunden werden, um von den 
Juden Geld zu erhalten, und Sigismund fand sie bald. 
Er hatte eben den Juden eine grosse Zahl Freiheiten 
gewährt. Was nützten diese aber demjenigen Teil der 
Juden, die gar nicht seiner Jurisdiktion unterstanden, 
sondern etwa geistlichen Herren zugehörten ? Sollten sie 
gegen die Uebergriffe dieser gesichert sein, so waren 
päpstliche Privilegien nötig. Sigismund suchte diese zu 
erwirken. Er bat den Papst um eine Bestätigung der 
Priviligien der deutschen Juden. Doch das war mit 
Kosten verknüpft. Es war Sigismund kaum zuzumuten, 
dass er diese aus seiner Tasche bestreiten sollte. Er 
schrieb deshalb zur Deckung dieser Kosten eine neue 
Steuer aus. Am 4. Februar 1418 befahl' 5 ) er den Juden 
unter Androhung der Acht, diese Steuer an die von 
ihm ernannten Stouorerheber Konrad von Weinsberg, 
Rabbi Josef von Sehlettstadt. Lazarus Isaak und Lew 
aus Konstanz zu zahlen. 

Martin V. erfüllte die Bitte des Königs und er- 
liess am 12. Februar die gewünschte Bulle, durch die 
er allen Juden in Deutschland und Savoyen die Privilegien 



5 ) Altmann, No. 1736. 

6 ; Altmann, No. 2881, 2882 und 3007; Kerler, S. 8 f. 
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früherer Päpste bestätigte. 7 ) Besonderes Tnteresso er- 
regen einige Bestimmungen, die der päpstliche Vizc- 
kämmerer Ludwig Alatnandi den Juden erläutern sollte. 
Wir geben dieselben nach dem Auszug bei Kerler*) 
wieder: 

1. Kein geistlicher Kichter in Alamanien oder 
Germanien soll einen Juden oder eine Jüdin vor sich 
laden dürfen, ausgenommen in Fällen, wo es sich um 
die katholische Kirche, den römischen König, den 
Herzog von Savoyen , die Kardinäle , Erzbischöfe, 
Bischöfe und andere geistliche Obere handelt, in deren 
Gebiet die betreffenden Juden sind. 

2. Mietet ein Jude ein Haus oder eine Wohnung 
von einem Christen, so soll letzterer deshalb nicht von 
einem geistlichen Gericht angegangen oder zitiert 
werden. 

3. In dem Tiagen der Abzeichen sollen ihnen keine 
Vorschriften gemacht werden, die mit dem Brauch ihres 
Wohnortes in Widerspruch stehen. 

4. Niemand darf sie wegen Beobachtung ihrer 
Gesetze, in Beziehung auf Feste, Häuser, Bücher, Kirch- 
höfe und alle ihre Güter belästigen, vorausgesetzt, dass 
sie die ihnen von den Päpsten gegebene Ordnung be- 
achten. 

5. Kein Jude, der jünger als 12 Jahre ist, soll 
gegen seinen und seiner Eltern Willen zur Annahme 
der Taufe gezwungen werden. 

Sigismund suchte der Bulle Nachdruck zu ver- 
leihen, indem er am 26. Februar allen Ständen, Vögten, 

7 ) M. Stern, Urkundliche Beiträge über die Stellung der 
Päpste zu den Juden. (Kiel 1893.) S. 22 ff. 
») Kerler, S. 8 IT. 
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Amtleuten und Untertanen befahl, 9 ) die Judenschaft 
bei den Rechten und Freiheiten, die Papst Martin be- 
stätigt habe, zu lassen. 

Mit Fug und Recht konnte er nun mit der Ein- 
ziehung der angekündigten Steuer beginnen lassen. 
Die ernannte Kommission erklärte am 2. März, dass 
sie kraft königlichen Auftrages zur Bestreitung der 
Kosten, die aus der Ausfertigung der Bulle und der 
Briefo des Kämmerers und des Königs erwachsen seien, 
eine Steuer auf die Juden in deutschen Landen aus- 
geschlagen und jedem Juden und jeder Jüdin den 30. 
Pfennig auferlegt habe. 10 ) 

Zum Zwecke der besseren Einziehung der Steuer 
hatte man das Reich in Bezirke eingeteilt. In diese 
sandte nun Konrad von Weinsberg, der Vorsitzende der 
Steuerkommission, seine Agenten mit Vol Iniachtsbriefen 
und Mahnsehreiben. 

In die Rheinlande, also auch in unsere Städte, 
wurden der Pfarrer Meinwart von Baldersheim, Rabbi 
Josef von Sehlettstadt und Lazarus von Konstanz ge- 
sandt. Zu deren Bezirk gehörten ausserdem die Schweiz 
und das Elsass. Man war, wie die Agenten berichten, 
von der Steuer nirgends sehr erbaut. Ihre Aufzeich- 
nungen ergeben, dass der wirkliche Ertrag weit hinter 
den Erwartungen zurückblieb. So sollten, nach dem 
Voranschlag Konrads, die Juden in Mainz, Oppenheim, 
Frankfurt, Friedberg, Gelnhausen und Wetzlar 1200 fl. 
bezahlen. Durch Verhandlungen mit Meinwart erzielten 
sie eine bedeutende Reduktion dieser Summe. Mainz 
verpflichtete sich zu 200 fl., Oppenheim zu 150 fl. 

9 J Ältmann, No. 3015; Wiener, S. 181, No. 513; vergl. auch 
Grätz, Bd. 8, S. 129. 

I0 J Kerler, S. 8 ff. Vergl. denselben auch über alles Folgende. 
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Frankfurt zu 100, Friedberg zu 60 und Gelnhausen zu 
20 fl. Selbst über die Zahlung dieser Summen liegen 
Berichte nicht vor. 

c) Die Hussitensteuer. Am 1. März 1420 hatte 
Papst Martin in einer Bulle den Kreuzzug gegen die 
Ilussiten gepredigt. Viele folgten mit Sigismund dem 
Rufe, aber sie vermochten nichts gegen die Einmütig- 
keit der Böhmen. Am 14. Juli 1420 wurde das Kreuz- 
heer von den Hussiten unter Führung Ziskas zurück- 
geworfen und am 1. November wurde es bei Wyschehrad 
besiegt. 

Es gelang Sigismund, vornehmlich mit Hilfe seines 
Schwiegersohnes Albrccht von Oesterreich den Krieg 
weiter zu führen. Ende des Jahres 1421 glückte es 
ihm sogar, Mähren zu nehmen, aber am 8. Januar 1422 
wurde er von Ziska vernichtend geschlagen. Konnte 
das Kreuzheer wenig gegen die Ketzer ausrichten, gegen 
die es geschickt war, so zeigte es umsomehr seinen 
Mut den Ketzern im Reiche gegenüber. 

In Thüringen, in Bayern und am Rhein wurden 
die Juden, die sich nicht bekehrten, grausam nieder- 
gemacht. 1 ) Bei St. Goar waren R. Weiblein aus St. Goar 
und R. Aron Cohen aus Butzbach erschlagen worden. 
Bela, die Frau des R. Menachem aus Oppenheim und 
ihre Freundin, die Frau des Synagogendieners R. Zizchak 
aus Mainz waren in den Rhein gestürzt worden. 2 ] Im 
Erzstift Mainz wurden sie vertrieben. 8 ) Von vielen 
Seiten kamen Klagebriefe an den berühmten Rabbiner 

1 ) GrtUz, Bd. 8, S. 135. 

2 ) Emek habacha, übers, von M. Wiener, (Leipzig 1858), 
Anm. 218. 

3 j Stobbe, S. 191. 
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Jakob ben Moses Mölln 4 ) (s. S. 40 ff.) Er ordnete zur 
Abwendung der Gefahren ein allgemeines Fasten mit 
Gebeten an, und die Gemeinden folgten seiner Anordnung. ß ) 
Diese Angriffe auf das Leben der Juden verhinderten 
mehr, sie zu den Lasten heranzuziehen, die die Fort- 
führung des Hussitenkrieges verursachte. Auf einem 
Reichstag, der im Sommer 1422 in Nürnberg zustande 
kam, wurde der Vorschlag einer allgemeinen Reichs- 
steuer, die Erhebung dos 100. Pf., gemacht. Er scheiterte 
am Widerspruch der Städte. Zum Ersätze dafür schuf 
man zwei Kontingentgesetze, die die Bestimmung über 
die von jedem zu stellondc Tiuppenzahl enthielten. 

Da man von der Anschauung ausging, dass kein 
Reichsangehöriger sich diesem Ketzerkriege entziehen 
dürfe, wurden auch die Juden herangezogen, nur forderte 
man von ihnen statt persönlicher Kriegsdienste Unter- 
stützung durch Geld, Am 11. September 1422 beauf- 
tragte 6 ) Sigismund den Markgrafen Bernhard I. von 
Baden, diese Beiträge, und zwar den 3. Pfennig ihrer 
Habe, von den Juden in Schwaben, am Bodensee unter 
den Eidgenossen, im Elsass und auf beiden Seiten des 
Rheins bis Köln hinab zu erheben. Nach Nürnberg, 
Regensburg, Rotenburg, Nördlingen, Weissenburg und 
Schwäbisch Hall wurde der Pfalzgraf Johann von Neu- 
markt gesandt 7 ) und in die Lande des Pfalzgrafen von 
Thüringen und des Markgrafen von Meissen, in das 
Stift und die Stadt Köln, nach Elsass, Thüringen, 
Meissen ins Osterland, nach Sachsen und Franken der 

4 j Grütz, a. a 0. 

5 ) Zum, Synagogale Poesie, Dd. I, S. 48, und II, S. 130. 
Emek habacha, n. a. O. 

6 ) R. T. A. Vlir, No. 154; AUmann, No. 5225. 

7 ) R. T. A. VIII, No. 144. 
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Hofrichter Johann v. Lupfen 8 ) Die Städte, die aus 
Furcht, man könne ihrem Geldbeutel etwas zu viel zu- 
muten, auf dem Reichstage gegen eine allgemeine Steuer 
protestiert hatten, konnten sich auch mit der ihren 
Juden auferlegten Abgabe, durch die sie indirekt ge- 
schädigt wurden, nicht befreunden. Man beratschlagte, 
wie man sieh dem königlichen Verlangen gegenüber 
stellen sollte. Frankfurt Hess sich durch seine Ge- 
sandten Walter Schwarzenberg und Jakob Stralenberg 
erkundigen, wie sich die Städte Mainz, Speyer — hier 
waren seit 1421 wieder Juden zugelassen worden 0 ) — 
Worms und der Erzbischof von Mainz gegenüber der 
Aufforderung des Markgrafen von Baden, von ihren 
Juden den 3. Pfennig „irer narunge* 10 ) zu erheben, 
verhalten hätten und sich weiter zu verhalten gedächten. 11 ) 

Von Worms wissen wir, wie es sich verhielt. Es 
ermunterte die Juden, die geforderte Steuer zu ver- 
weigern. Diese folgten dem Rate und zogen sich da- 
durch die Acht des Königs zu. 12 ) Bei ihren Mitbürgern 
schadete ihnen diese allerdings nichts, obwohl dadurch 
die Reibereien mit Bischof Johann von Fleckenstein 
entstanden. 1,3 ) Sie fühlten sich trotzdem in Worms 
nicht mehr ganz wohl, und ein Teil von ihnen zog weg. 

8 ) H. R. A. VIII, No. 160; Altmann, No. 5443 f. 

9 ) Lrhmann, 8. 810; vergl. S. 82. 

,0 ) Entweder ist „narunge" in dem Briefe der Frankfurter 
ein Schreibfehler, oder „narunge* und „habe" ist identisch ge- 
braucht. Auf jeden Kall handelt es sich um eine Vermögens- und 
keine Einkommensteuer, denn in allen anderen Urkunden heisst es 
„habe" (vergl. R. T. A. VIII, No. 154, 160 und 161 und 8. 249, 
Anm. 1.) 

") R, T. A. VIII, No. 203, vergl. auch No. 204, nrt. 3 u. 5. 
,2 ) Vergl. R. T. A. VIII, No. 204, art. 3. 
13 ) S. S. 21 f. 
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Jhre Häuser Hessen sie wüst liegen, sodass ihr Wegzug 
nicht so ganz freiwillig gewesen zu sein scheint. Sigis- 
mund Hess diese Judenhäuser durch den Markgrafen von 
Baden für sich in Besitz nehmen und verkaufen. 14 ) 

Die Juden anderer Städte zeigten sich weniger 
hartnäckig wie die von Worms, Dio von Augsburg 
z. B. erlangten die Zufriedenheit Johanns v. Nenmarkt. 15 ) 
Die Vertreter der Stadt hatten zwar dem Gesandten 
Schwierigkeiten gemacht. Sie hatten sich auf die „Frei- 
heiten und Briefe" berufen, die ihre Juden gegen alle 
Ansprüche schützten. 16 ) 

Die von den Juden eingegangenen Beträge konnton 
die HuBsitengefahr nicht beseitigen, der man im Reiche 
mit so wenig Ernst entgegentrat. Dio Nürnberger Reichs- 
matrikel blieb eine inhaltslose Bestimmung. Die Kon- 
tingente kamen in ungenügender Stärke zusammen. Erst 
als man im August 1427 eino abermalige Niederlage 
erlitten, trat man Unterstütz ungsplänen opferwilliger näher. 

Auf einem Reichstage zu Frankfurt Ende 1427 
wurde von den Vertretern des Papstes und der Fürsten, 
Grafen und Herrn ein Steuergesetz beraten und be- 
schlossen. Die Juden wurden darin ebenfalls heran- 
gezogen, und zwar sollte jeder Jude „es sei manne oder 
weiplich, pild, jung oder alt" einen Gulden zahlen. 17 ) 
Dieser Ansatz war bedeutend höher, als der der Christen, 
die zur Zahlung eines Gulden erst bei einem Vermögen 
von 1000 fl. verpflichtet sein sollten. 

Sigismund selbst hielt ebenso an dem Gedanken, 
die Juden zur Deckung der Ki iegskosten heranzuziehen, 

u ) Altmann, No. 6163. 

,6 ) Kerler, a. a. 0., S. 110. 

>«) Städtechroniken Ud. V, S. 27:3 ff. 

») R. T. A IX, No. 76; Kerler, S. 111. 
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weiter fest. Er berief sie in dor ersten Hälfte des Jahres 
1431 nach Nürnberg, um mit ihnen zu verhandeln. 18 ) 
Hier zeigte der König, wie ernst es ihm mit seiner Be- 
stimmung im Freihoitsbriefe vom 6. Juni 1415 war, 
dass eine Judenschuldentilgung nicht stattfinden dürfe. 
Er wusste, dass bei den Juden, trotz dieser Zusicherung, 
die Furcht vor einer Schuldentilgung nicht geschwunden 
war. So benutzte er denn dieses Wort wenigstens als 
Schreckruf, indem er erklärte: Falls die Juden sich 
widerspenstig zeigten, so sollten der Reichsritterschaft 
und anderen die Judenschulden erlassen werden. Diese 
sollten dann dafür dem Könige eine Zahlung leisten. 
Ein Teil der Juden Hess sich in der Tat einschüchtern. 
Die von Nürnberg und Wehrt suchten sich vor einer 
Ausführung der Drohung sicher zu stellen, indem sie 
dem Könige für 6000 rheinische Gulden Bürgschaft 
leisteten. Dafür erhielten sie am 7. Mai das Versprechen, 
dass sie alle und selbst diejenigen, die mittorweile ver- 
zogen sein sollten, von einer etwaigen Schuldentilgung 
ausgenommen sein sollten. 19 ) Die anderen Juden des 
Reichs sollten dasselbe Versprechen erhalten, wenn sie 
dem Bevollmächtigten des Königs, Klaus von Redwitz, 
eine Abfindungssumme zahlen würden. 20 ) 

Die Wormser Juden schlössen das gewünschte Ab- 
kommen. Sigismund gab ihnen deshalb am 1. August 
die Zusicherung, dass alle Urkunden, durch die ihren 
Schuldnern die Schulden erlassen worden seien, ungültig 
sein sollten. 21 ) 



Kerler, S. 118. R. T. A. XI, S. XXXL 
19 ) R. T. A. XI, No. 368. 

50 ) Altmann, No. 8573. Erwähnt R. T. A. X, S. 230. 
21 ) Altmann, No. 8770. 



Digitized by Google 



- 98 - 

In dieser Urkunde haben wir die Veranlassung zu 
einem Ereignis zu sehen, 22 ) das scheinbar nur gegen die 
Juden gerichtet war, durch seine allgemeine Bedeutung 
aber, die Augen weiter Kreise auf sich zog, nämlich 
zum Bauernaufstand von Worms im Jahre 1431. 

d) Der Bauernaufstand von Worms. 1 ) Der Bauern- 
aufstand des Jahres 1431 galt nicht allein den Juden. 
Man kann dies schon an der allgemeinen Erregung sehen, 
den derselbe hervorrief. Man wusste, dass die Bauern 
in ihrem „fürnemen* nicht allein die Juden gemeint 
hatten. 2 ) Fürsten und Pfaffen, überhaupt alles was 
Besitz hatte, war mitbedroht. 3 ) „Es muss über die 
fursten gan oder über die juden unraini* sagt Suchen- 
wirt. 4 ) Für uns kommt der Aufstand jedoch nur inso- 
weit in Betracht, als er sich gegen die Juden richtete. 

Die Wormser Juden hatten durch die Zahlung einer 
Abfindungssumme, wie wir gesehen haben, die Tilgung 
ihrer Schulden abgewandt. Vielleicht hatten sie anfangs 
gezögert, das Abkommen zu treffen und dadurch bei 
ihren Schuldnern die Hoffnung erweckt, dass der König 
seine Drohung ausführen würde. Besonders mögen 
darauf die Bauern gewartet haben, die den Juden stark 
verschuldet waren. Um so enttäuschter waren sie, als 

22 j Vergl. R. T. A. X, S. 230. 

') Sieho über denselben B. T. A. X, S. 230 und No. 137 
Arnold, Verfassungsgesch. II, S. 446 ff; Bezahl, Z. f. G. <1. Oberrli. 
1875, 8. 129 ff.; Boos, II, 435 ff. 

») K. T. A. X, No. 140. 

3 J F. v. Bezold. „Die armen Leute" und die deutsche 
Literatur des spateren Mittelalters in Z. f. G. d. Oberrli. Bd. 41, 
S 1 ff. 

4 ) Suchenwirt (ed. Primiser), Wien 1827, S. 67. {Bezold, 
K a. 0.) 
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das Abkommen doch zustande kam. Sic hatten sich 
so sehr ihren Hoffnungen hingegeben, dass sie nun das 
ihnen Entrissene auf eigene Faust zu nehmen suchten. 

Einige Adlige warfen sich zum Vertreter ihrer 
Angelegenheit auf. Zunächst liess Kurfürst Ludwig 
von der Pfalz, der, wie eine Reihe Adliger, bei der 
ganzen Sache seine Hand mit im Spiele hatte, bei 
einem gelegentlichen Besuche in Worms den Rat an- 
fragen, ob man nicht den „armen Leuten" der Pfalz 
Erleichterung ihrer Judenschulden verschaffen könnte. 
Kurz darauf schrieb dann in derselben Angelegenheit 
Heinrich von Hodenstein, im Namen des Kurfürsten, an 
den Rat. Dieser war zur Beratung der Angelegenheit 
bereit. Den Bauern ging die Sache jedoch etwas zu 
langsam. Ehe der Rat etwas hatte tun können, musste 
er erfahren (17. Dezember), dass die Bauern sich zu- 
sammengerottet hätten und die Auslieferung der Juden 
verlangten. Er sandte deshalb zwei Ratsherren an den 
Kurfürsten nach Heidelberg (20. Dezember), um diesem 
Meldung von dem Verhalten der Bauern zu machon. 
Dieser gab vor, von dem ganzen Aufstände nichts zu 
wissen. Er ermahnte die VVormser, die Juden zu be- 
schützen und nicht herauszugeben. 

Zur tatkräftigen Unterstützung der Wormser, die 
dem bäuerlichen Verlangen nicht nachgaben, machte die 
kurfürstliche Regierung jedoch keinerlei Anstalten. 
Die Bauern wurden dadurch zu weiterem Vorgehen er- 
mutigt. Am 27. Dez. erschienen pfälzische Schultheissen, 
Bauern und eine Reihe Adliger, darunter zwei kurfürst- 
liche Amtleute vor der Stadt. Die beiden Amtleute, 
Werner Wunnchor und Konrad von Rodenstein, ver- 
langten im Namen des versammelten Volkes mit drohen- 



Digitized by Google 



100- 



den Worten die Auslieferung der Juden. Sie gaben 
vor, dass sie Brief und Siegel des Pfalzgrafen hätten. 
Die Amtleute, die sich stellten, als ob sie ihre Rollen 
nur zum Scheine spielten, bewogen zunächst die Bauern 
zum Rückzug und zur Beziehung eines Lagers bei 
Pfiffligheim. 

Der Rat von Worms, der vor einem Anschlag 
gewarnt wurde, sandte schleunigst Boten nach Speyer, 
um mit den dortigen Freunden beim Kurfürsten vor- 
stellig zu werden. Am 28. Dezember kamen die Boten 
von Speyer und Worms in Heidelberg an. Sie be- 
richteten dem Pfalzgrafen von dem Vorgehen der beiden 
Räte, und dass das Volk angebe, Brief und Siegel von 
ihm zu haben. Sie mahnten ihn an seine Pflicht als 
oberster Truchsess und Verweser des Landes. 

Der Pfalzgraf war erbost darüber, dass man ihm 
die Veranlassung zugeschrieben habe. Er bedauerte, 
dass die Bauern nicht gezüchtigt worden seien, und 
bat, den beiden Amtleuten das Geleite zu entziehen, bis 
er die Sache untersucht habe. 

Gleichzeitig aber besprach er mit den Gesandten, 
ob es denn nicht möglich wäre, die Juden zum Verzicht 
auf die Zinsen zu bewegen, da doch das Volk sehr arm 
sei. Die Boten antworteten, dass der Rat sicher sehr 
gern bereit sein würde, über diesen Punkt mit Gesandten 
des Pfalzgrafen in Beratung zu treten. 

Die Mahnung der Städteboten hatte ihren Zweck nicht 
verfehlt. Am 3. Jan. erschienen Hans v. Sickingen, Wiprecht 
von Helmstedt, der Vogt von Heidelberg, Bernhard Kreise 
von Lindenfels, Wiprecht, Amtmann zu Oppenheim, und 
Heinrich von Rodenstein, Burggraf zu Alzey, in Worms 
und erklärten, dass sie auf Befohl des Kurfürston die 
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Bauern verhört hätten. Diese hätten gesagt 5 ): „Sie 
wem den Juden zu Worms und anders wo groiss und 
viel schuldig und wo in dieselbe scholt nit genzlich 
abegetane, ir bürgen ledig gesagit und ir pfände widder 
gegeben wurden, so mussten sie daz lant rumen.* 

Die Gesandten stellten deshalb an den Rat das 
Verlangen, die Judenschulden aufzuheben. Geschähe 
das nicht, so befürchteten sie, dass nichts Gutes folgen 
würde. Der Rat erschrak sehr, denn er hatte gehofft, 
dass die Sache sich gütlich beilegen lassen werde. Er 
machte allerlei Ausflüchte. Schliesslich erklärte er, er 
habe die Juden vom Reiche, und so lange nicht von 
diesem ein allgemeiner Beschluss über die Juden gefasst 
sei, würden sie diesen Friede, Gnade und Geleite geben. 

Infolge dieser Antwort wurde die Haltung der 
Bauern, die von allen Seiten Zulauf erhielten, so drohend, 
dass sich der Rat veranlasst sah, sich abermals an den 
Kurfürsten zu wenden, gleichzeitig aber auch Speyer 
und Frankfurt um militärische Eilfe anzugehen. 

Am 6. Januar 1432 sandte er dem Pfalzgrafen 
einen ausführlichen Bericht. 6 ) Er schilderte ihm den 
Ursprung und Verlauf der Bauernunruhen, legte ihm 
die Verhandlungen mit den genannten pfälzischen Räten 
dar und teilte mit, dass er vor einem neuen Anschlag 
gewarnt sei. Er bat den Pfalzgrafen als den Reichs- 
vikar und Landesherrn einzuschreiten, die Uebeltäter zu 
bestrafen und die Bauern anzuhalten, die den Bürgern 
schuldigen Zinsen und Gefälle zu zahlen. 

Der Pfalzgraf, der in Bruchsal weilte, vertröstete 

6 ) Baur, Hessische Urkunden IV, 122—125. 
6 ) R. T. A. X, No. 137. 
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sie in seiner Antwort vom 9. Januar auf seine Rück- 
kehr nach Heidelberg. 

Es gelang schliesslich, die Aufständischen zu 
zersprengen. Um solchen Unruhen für die Zukunft 
vorzubeugen, wurden die Rädelsführer am 6. Februar 
in einer Fürstenversammlung zu Bingen abgeurteilt. 

Der Kurfürst wollte das Odium, als sei er Ver- 
anlasser der Bewegung, nicht auf sich sitzen lassen 
und zeigte sich daher sehr empfindlich darüber, dass 
der Rat von Worms in einem Brief an die Städte die 
Sache so dargestellt hatte, als ob das Verlangen einer 
Schuldentilgung von ihm ausgegangen sei. Er be- 
zeichnete es als Verleumdung und verlangte Widerruf. 

Der Rat musste ihm in der Tat am 29. August 
1433 einen Brief ausstellen, in dem er erklärte, dass 
jenes Verlangen von den kurfürstlichen Räten, ohne 
Wissen des Kurfürsten, ausgegangen sei. Aber am 
selben Tage musste er auch bewilligen, dass den Bauern 
zur Bezahlung ihrer Judenschulden eine lange Frist 
gewährt und die aufgelaufenen Wucherzinsen nach- 
gelassen wurden. 

So hatte denn Ludwig am Ende wenigstens einen 
Teil von dem erreicht, was er erreichen wollte. 

e) Die Krönungssteuer. Mit einer seltenen Voll- 
ständigkeit liegt uns das Material für diese abermalige 
Besteuerung der Juden im 11. Bande der Reichstags- 
akten vor. Quidde lässt ihr hier eine ausführliche 
Behandlung zuteil werden, da sie uns einen für die 
Reichsgeschichte höchst interessanten Blick in die 
Finanzverwaltung der damaligen Zeit gestattet. 

Sigismund hatte bald alle Künste angewandt, die 
zur Ausbeutung der Juden ersonnen werden konnten. 
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Weil sie lange keino ausserordentlichen Steuern gezahlt 
hatten, und er viel Geld nötig hatte, waren sie 1414 
zur Zahlung herangezogen worden. 1416 hatte er ihnen 
Privilegien gegeben und 1418 die Bestätigung der päpst- 
lichen Privilegien für sie erwirkt und dafür sich die 
Kosten seiner Bemühungen mit Zinsen heimzahlen 
lassen. 1422 mussten sie als treue Reichsbürgor die 
Kosten des Hussitenkrieges mittragen helfen, und 1431 
hatte man ihnen sogar das Schreckgespenst einer 
Schuldentilgung gezeigt. Aber Geld hatte Sigismund 
deswegen immer noch nötig. „Seine Verschwendung 
und zur Unzeit gemachte Ausgaben hielten ihn beständig 
in Geldverlegenheit." 1 ) Dieser Not zu steuern, fand 
Sigismund bald Mittel und Wege. 

Mit einer beispiellosen Skrupellosigkeit gelang es 
ihm und seinem Finanzminister Konrad von Weinsberg, 
Gründe zu einer abermaligen Besteuerung der Juden zu 
konstruieren. Die Kaiserkrönung, die am 31. Mai 1433 
stattgefunden hatte, musste dazu herhalten. Nach einer 
mittelalterlichen Fiktion war der König berechtigt, bei 
seiner Krönung allen seinen Juden Gut und Leben zu 
nehmen. Nur eine Anzahl soll er zu einer „gedechtnus" 
erhalten. 2 ) Daraus entwickelten die Könige, die von 
diesem Rechte natürlich keinen Gebrauch machten, die 
Befugnis, von ihren Juden, gewissermassen als Loskauf- 
summe, bei ihrer Krönung eine bestimmte Steuer zu 
erheben. Zur allgemeinen Einführung kam dieser 
Brauch erst durch Sigismund. Dieser dehnte ihn dann 
auch gleich auf die Kaiserkrönung aus, von der bis 
jetzt niomals die Rede gewesen war. 

») Aschbach, II, S. 377. 
a ) Stobbe, S. 17 ff. 
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Trotzdem verkündete 3 ) er am 18. November 1433: 
es sei „von alders loblich und redlich herkommen: wan ein 
keyser sein keyserlich cron zu Korn empfehet, das im 
dann die Judischheit durch das gancz heilig Romisch 
rieh ein redlich stewr zu geben und in domit zo eren 
pflichtig ist, alsdann das unser vorfarn am reich redlich 
hergebracht haben." 

Sigismund scheint selbst gefühlt zu haben, dass 
seine Begründung auf schwachen Füssen stand, denn 
er fügte hinzu, alle Fürsten, Herrn und Städte hätten 
den Kaiser schon geehrt, und er wundere sich sehr, 
dass die Juden sich bis jetzt „so liederlich und sewmlich" 
bewiesen hätten, ihn zu ehren. 4 ) Er fordere sie deshalb 
auf, zum 2. Februar nach Basel zu kommen, um mit 
ihnen über die Sache zu verhandeln. 5 ) 

Um ihnen die Sache schmackhafter zu machen, 6 ) 
wurde hinzugefügt, dass in Basel auch über die Ab- 
wendung und Besserung „der Gebrechen 8 in der Juden- 
heit verhandelt werden solle, damit sie unter ihm und 
dem Reiche „gerulich besiezen* könnten. 7 ) Man wollte 
also diesmal mit den Juden selbst verhandeln, ohne die 
Dienste anderer in Anspruch zu nehmen. Es wurde 
nicht die Vermittelung städtischer Räte wie 1414 be- 
nutzt, sondern der Kaiser Hess durch seinen Erzkämmerer 
und seine Beamte die Besteuerung direkt durchführen. 8 ) 



») R. T. A. XI, No. 163. 
*) R. T, A. XI, No. 163. 

5 ) R. T. A. XI, No. 162, 163 a vergl. 164 o. 

6 ) Vergl. das Privileg von 1415, S. 88 ff. Ks war also ein 
altes Mittel, was der König hier anwandte. 

7 ) R. T. A. X, No. 168. 

8 ) Vergl. R. T. A. XI, S. XXXII und obon S. 86. 
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Ein grosser Teil der Juden leistete, wie uns eine 
erhaltene Liste 0 ) zeigt, dem Rufe Folge. 

Von den Juden unserer Städte waren nur die von 
Worms erschienen. Bei Speyer fehlt in unserer Liste 
jede Notiz, sodass man annehmen möchte, dass am An- 
fang dieses Jahres überhaupt keine Juden in Speyer 
wohnten. Dies würde mit einer Notiz bei Zum 10 ) 
stimmen — der allerdings keine Belege angiebt — 
wonach sie 1430 aus Speyer vertrieben worden sein 
sollen.. Im Laufe des Jahres 1434 kamen aber wieder 
Juden nach Speyer, denn ihr „gedingtzc" wurde in 
diesem Jahre auf vier Jahre erneuert. 11 ) Sie scheinen 
dann auch nachträglich 600 fl. gezahlt zu haben. 12 ) 

Mit denen, die in Basel erschienen waren, wurde 
man bald handelseinig. Die von Worms „schenkten" 
sogleich 20 fl. und versprachen, auf Mitfasten noch 100 fl. 
zu zahlen. 13 ) 

Diese Summe, die uns in Anbetracht dessen, dass 
man im Jahre 1414 die von der jüdischen Gemeinde in 
Worms gebotenen 1500 fl. zu gering erachtete, sehr 
minimal erscheint, bedarf einer Erklärung. 

Zum Teil wird sich diese wohl darin finden lassen, 
dass man 1434 die „Steuerschraube" doch nicht allzu- 
sehr anziehen wollte. 14 ) 1414 war man von der Forde- 
rung dos dritten Pfennigs nicht abgegangen. Wir sahen, 
dass man in Mainz, Worms und Köln dahinzielende 

u ) R. T. A. XI, No. 1B4. 

,0 ) Zum, Synagogale Poesie des Mittelalters I, S. 48. 
n ) Mitteilungen des historischen Vereins der Pfalz V, (1875), 
Seite 20. 

,2 ) R. T. A. XI, No. 171 ; vergl. auch Altmann, No. 10070. 

R. T. A. XI, No. 164, S. 304; vergl. No. 171, S. 317. 
M ) Quidde in R. T. A. XI, S. XXXII. 
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Anerbietungen abwies. 1434 forderte man sogar den 
zweiten Pfennig. Aber diese Forderung war, wie man 
aus der Instruktion 15 ) Konrads für seine Steueragenten 
sieht, nicht so ernstlich gemeint. Wenn sie den zweiten 
Pfennig nicht bekommen können, heisst es darin, sollen 
sie auf den dritten gehen, dann auf den vierten und 
da, wo man sich „gütlichen beweiset und gehorsam ist", 
da möchten sie sich auch gütlich finden lassen. Zum 
grössten Teil werden wir die Erklärung darin zu suchen 
haben, dass die Gemeinde sich verkleinert hatte und 
nicht mehr so steuerkräftig war. Das Jahr 1430, das 
den Juden von Speyer eine Vortreibung gebracht, war 
auch an den Wormser Juden nicht spurlos vorüber- 
gegangen. Sie hatten sich gegen Anschuldigungen zu 
verteidigen. 10 ) Der Aufstand des Jahres 1431 war zwar für 
ihr Leben gut abgelaufen, aber die Wünsche der Bauern 
waren doch zum Teil erfüllt worden. 17 ) Dadurch war 
die Steuerkraft der Gemeindemitglieder geschwächt 
worden. Die Zinsen hatte man ganz erlassen und für 
die Zahlung des Kapitals eine lange Frist bewilligt. 
Wer wusste, ob diese eingehalten wurde ! Gar zu oft 
benutzte man solche Hinausschiebungen, um sich über- 
haupt vor dem Zahlen zu drücken. Das schienen die 
Juden auch in diesem Falle zu befürchten, denn Konrad 
fügte zu der Aufzeichnung ihrer Zahlung hinzu 18 ): „also 
ist, daz ine ire schulde wirt, so sollen sie unsers herrn 
des kaisers gnade suchen und herkennen als ander 
juden" ; eine Notiz, die sich auf jene Verhältnisse zu be- 
ziehen scheint. 

15 ) R. T. A. XI, No. 168 I. Kerler, S. 122. 

16 ) Zum, a. a. 0. I, S. 48. 
n ) Siehe S. 102. 

,8 ) R. T. A. XI, No. 164, S. 304. 
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Zu den Juden, die nicht in Basel erschienen waren, 
zu denen auch die von Mainz geholten, wurden Agenten 
gesandt, zu deren Ernennung Konrad von Weinsberg 
am 23. April bevollmächtigt worden war. 19 J Bei den 
Mainzer Juden, die sich durch ihr Fernbleiben die Un- 
gnade Sigismunds zugezogen hatten, 20 ) wandte man das 
Mittel an, das man schon 1414 an ihnen erprobt hatte. 
Man setzte sie gefangen 21 ) und forderte von ihnen 
8000 fl. 22 ) Die Bürgerschaft legte sich für ihre Juden 
ins Mittel und erwirkte einen Abstrich von 6000 fl. 28 ) 
Die verbleibenden 2000 fl. wurden von ihnen auch be- 
zahlt. Am 10 Marz 1034 quittierte ihnen Sigismund 
den Empfang von 1200 fl. und am 14. März wies er 
den Rat von Mainz an, von den ihm von der Judisch- 
heit noch schuldigen 800 fl., an den Ritter Heinrich 
von Metelsko 675 fl. auszuzahlen. 24 ) Nachdem sie für 
ihr Säunvn gebüsst, nahm sie Sigismund wieder in 
Gnaden auf. 25 ) 

Auf Schwierigkeiten stiess die Besteuerung im 
Erzstift Mainz. Der Erzbischof erklärte, 26 ) er sowohl, 



") R. T. A. XI, No. 167, 

20 ) Vgl. R. T, A. XI, S. 304, Anm. 1 

21 ) R. T. A. XI. No. 164, S. 304 und No. 165, S. 305. 

2S ) R. T. A. XI, No. 164. Trithemius, Cronic. Sponheim, 
p. 35S (Aschbach IV, S. 222) schreibt: Conradi Archiep. 
tempore Sigismunde Imperator Romanorum omnes Judaeos, qui 
erant in civitate Mojuntinca custodiae maneipari praeeepit, et 
magnam ab eis pecuniam pro dimissionc extorsit. 

") R. T. A. XI, No. 171, S. 315. 

M ) R. T. A. XI, S. 304, Anm. 1: vergl. No, 171. 

25 ) R. T. A. XI, S. 304, Anm. 1. 

so ) R. T. A. XI, S. 302, Anm. 2. 
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als auch seine Juden seien auf Grund der Privilegien 
des Erzkanzleiamts von jeder Leistung befreit. Er 
wolle aber aus seiner Tasche 500 fl. für seine Juden 
bezahlen. 27 ) Mit „grossen noden" 28 ) scheint man dann 
doch 600 fl.von den Juden des Erzstifts erlangt zu haben. 29 ) 
Am 11. Juni 1434 erklärte aber Sigismund ausdrucklich, 
dass das den Juden abverlangte Krönungsgeschenk die 
Rechte des Mainzer Erzbischofs in keiner Weise be- 
einträchtigen solle. 30 ) 

Die Juden des Stiftes Speyer bezahlten 200 fl. 81 ) 

Am 1. Januar 1435 legte Konrad von Weinsberg 
über die eingegangenen Gelder Rechnung ab und erhielt 
Decharge. 32 ) Die Einziehung der Steuern von den noch 
Rückständigen, namentlich Ausserdeutschen, übertrug 
Sigismund am 30. März 1436 seiner Gemahlin Barbara 
zu eigenem Nutzen. 33 ) 

Die Bruttoeinnahmen aus der Krönungssteuer be- 
trugen mindestens 23 563 fl. 3 *), mit Nebeneinnahmen für 
Kanzlei und Kammer 35 ) wohl im Ganzen 50000 fl. 
Wie viel davon nach Abzug der Eihebungskosten übrig- 
blieb, lässt sich nur vag bestimmen. 

Wie bei sonstigen Besteuerungen, so zeigte sich 

") R. T. A. XI, 302, Anm. 2. Stobbe, S. 18; Aschbach IV, 
Seite 222. 

38 ) R. T. A. XI, No. 165. 

-'•*) R. T. A. XI. No. 164, 165; vgl. aber No. 171, S. 316. 
80 ) Altmann, No. 10491. 
3I ) R. T. A. XI, No. 164 und 165. 
3i ) R. T. A. XI, No. 172; Altmann, No. 11000. 
") R. T. A. XI. No. 173; Altmann, No. 11295. 
M ) Quidde in R. T. A. Xr, S. XXXIV ff. 
3i ) Für diese waren besondere Abgaben zu leisten (vgl. R. 
T. A. XI, No. 16811 8). 
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auch diesmal Sigismund für die „Ehrungen" dankbar, 
indem er die Privilegien der Juden bestätigte. 36 ) 

Mit dieser Steuer, die doch einen nicht unerheb- 
lichen Betrag in die königliche Kammer geliefert hatte, 
gab sich Sigismund aber noch nicht zufrieden. Man 
war unerschöpflich am kaiserlichen Hofe, neue Steuern 
für die Juden zu ersinnen. 

Noch in seinem letzten Regierungsjahr machte 
Sigismund einen neuen Versuch, bei dem natürlich 
Konrad von Weinsberg seine Hand wieder im Spiele 
hatte. Am 8. Juli 1437 verkündete der Kaiser 87 ): „Da 
die Juden an ungewöhnlichen Zöllen und anderen Sachen 
schwer zu tragen hätten, so gebühre es sich, dass diese 
Missständo vor ihn gebracht würden. Dies erfordere 
aber Geldmittel! Zur Aufbringung derselben habe er 
nun die Judenschaft zu Mainz, Frankfuit und Worms 
oder ihre Obersten bevollmächtigt, eine ihnen gut- 
dünkendo Summe Geldes auf die Juden auszuschlagen. 
Wer nicht zahle, solle zur Ahndung angezeigt werden." 
Um sie von Lasten zu befreien, legte man ihnen neue 
Lasten auf! 

Konrad selbst ging nach Mainz und Worms. Er 
kam jedoch, scheint es, mit seinen Verhandlungen nicht 
zu Ende und sandte deshalb den Juden Vischlin und 
andere Vertraute noch einmal dorthin. 38 ) Diese dürften 
ebensowenig leichte Arbeit gehabt haben. „Die Juden 
in den genannten Städten weiden sich wohl nicht sehr 

,n ) Altmann, No. 10065—10081. 
") Kerler, S. 117. 

,s ) Konrads von Weinsberg Einnahme- und Ausgaberegistcr 
von 1437 und 1438 in „LÜbliothek des literarischen Vereins in 
Stuttgart" (Tübingen 1850), S. 80. 
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beeilt haben," schreibt Keyler, 89 ) „für eine neue Be- 
drückung ihrer Volksgenossen das Material zu liefern. 
Inzwischen starb der alte Kaiser, und der Erlass vom 
8. Juli wurde wirkungslos." 

f) Sigismunds sonstiges Verhalten gegen die Juden. 
Es bleibt uns nur noch übrig, Sigismunds Verhalten 
inbezug auf die ordentlichen Steuern zu betrachten und 
über sonstige Verhältnisse innerhalb der Judenschaft 
unserer Städte zu bsrichten, soweit das im Vorher- 
gehenden nicht schon geschehen ist. 

Trotz seiner wiederholten ausserordentlichen Be- 
steuerungen schenkte Sigismund den Juden keineswegs 
die herkömmlichen ordentlichen Steuern, die halbe Juden- 
steuer und den goldenen Opferpfennig. Allerdings hatte 
er in seinen ewigen Geldverlegenheiten diese Steuern 
häufig versetzt. So gab er z. B. am 24. August 1422 
dem Pfalzgrafen Johann von Neuniarkt die Erlaubnis 1 ), 
sich für die ihm hergeliehenen 2500 fl. durch die ge- 
wöhnliche Judensteuer bezahlt zu machen. Er erklärte 
dabei ; dass diese Steuer nicht verpfändet werden dürfe, 
bevor er nicht vollständig entschädigt sei. 

In unseren Städten waren sie noch in seinem Be- 
sitze. Dies geht aus einer Urkunde vom 26. März 
1428 hervor. Er verschrieb an diesem Tage dem 
Wiprecht zu llelmstädt den goldenen Opferpfennig in 
verschiedenen Stiften, darunter auch Speyer und Worms, 
behielt sich jedoch den goldenen Opferpfennig in den 
Städten Speyer, Worms und Wimpfen ausdrücklich vor. 2 ) 

39 ; Kerler, a. a. 0. 

') R. T. A. Vlir. No. 144. 

s ) Altiuamt, No. 7035. 
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Zum Einnehmer der Steuern in allen Reichsstädten 
Schwabens, Fiankens, Bayerns, im Elsass, am Rhein 
und in der Wetterau ernannte er am 31. August 1411 
den Burggrafen Friedrich von Nürnberg. :i ) Am 23. Juni 
1415 betraute er Konrad von Weinsberg mit der Ein- 
kassierung der Judensteuern im ganzen Reiche. 4 ) Gleich- 
zeitig ermächtigte er ihn auch für den Fall, dass Meister 
Israel krank würde oder stürbe, andere Judenmeister 
einzusetzen. 5 ) Ausser Friedrich von Nürnberg und 
Konrad begegnet uns dann auch noch Johann von 
Nürnberg als Erheber der Judenste uer. ü ) 

Mit Vorliebe bediente sich Sigismund der Juden 
selbst als Steuererheber, denen er dann unter dem 
Namen „ Judenmeister " auch richterliche Befugnisse gab, 
um ihre Macht zu stärken. Am 8. April 1412 wird 
der Jude Michel von Koblenz mit der Steuererhebung 
beauftragt 7 ), und früher schon hatte der Jude Colner 
dasselbe Geschäft besorgt. 8 ) Dessen Vollmacht wird 
aber am 29. September 1420, da er sich treulos und 
unehrlich erwiesen hat, widerrufen 9 ) 

Der Tätigkeit des Rabbi Josef von Schiet tstadt, 
des Lazarus Isaak und des Lewe von Konstanz, sowie 
dtis Juden Vivelin, haben wir bereits gedacht. 

Galt also Sigismunds Sorge, wie wir gesehen haben, 
meistens dem Gelde der Juden, so dürfte es doch un- 

3 j Altmann, Nu. 80. 
A ) Altmann, Nu. 1784. 

6 ) Altmann, ebenda und Stobbe, S. 259. Anm. 139; Stern, 
Konig Ruprecht, S. LV, Anm. 1. 

«) Altmann, No. 2887. 

7 ) Altmann, No. 210. 

8 ) Altmann, Nu. 1784; vergl. auch Altmann, No. 2353. 
ö ) Altmann, No. 4278. 
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gerecht sein, wenn man seine Worte, er wolle versuchen, 
ihre „Gebrechen" zu heilen und zu wenden, damit sie 
unter ihm „gcrulich besiezen * mögen, 10 ) als blosse 
Phrase auffassen wollte. Die Einsetzung von Juden- 
meistern, die er wiederholt vornehmen Hess, dürften wohl 
nicht lediglich im Interesse der königlichen Kammer 
geschehen sein. Die missliche Lage, in der sich die 
Juden unter seiner Regierung befanden, hat ihn vielleicht 
hier und da zum Eingreifen veranlasst. Die Juden 
waren unter seiner Regierung mancherlei Anfechtungen 
ausgesetzt. Joannis belichtet in seiner Mainzer Ge- 
schichte, 11 ) dass im Jahre 1425 der Erzbisehof Konrad III. 
von Mainz gegen die Juden von Mainz, Worms, Speyer, 
Frankfurt, Oppenheim, deimassen aufgebracht gewesen 
sei, dass er seinem erzbischöflichen Vikar Johannes den 
Auftrag gab, die Juden vorzuladen und Gericht über 
sie zu halten. Es gelang den Juden, die Verzeihung 
des Bischofs zu erlangen, der ihnen am 5. Februar 1426 
sogar ihre Rechte bestätigte. Gründe für das Vorgehen 
des Erzbischofs weiss Joannis nicht anzugeben. 

Solche Vorkommnisse mögen bei der Ernennung von 
Judenmeistern mitgewirkt haben, von denen uns eine 
ganze Reihe bezeugt ist. Am 10. November 1426 be- 
fahl 12 ) Sigismund dem Haym von Landshut, wohnhaft 
in Konstanz, drei Judenmeister einzusetzen, nach dem 
Vorbilde des Hochmeisters Urael, um der Unordnung 
und Unredlichkeit unter der Judenschaft zu steuern, 



l0 ) R. T. A. XI, No. 163, 

n ) Joannis, rer, Mog. üb. V, p. 740; Wiener, M. f. G. W. J. 
1863, S. 456. 

,2 ) Alhnann, No. 6799; Grats 8, S. 138. 
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den Nassan zu Eger, Jakob zu Mainz 13 ) und Johann zu 
Cambrai. 

Das Recht, Judenmeister nach Gefallen ein- und 
abzusetzen, erhielt am 23. April 1434 auch Konrad von 
Weinsberg. 14 ) Dieser machte von seinem Rechte Ge- 
brauch, indem er am 4. Juli 1435 Anselm von Köln, 
gesessen zu Worms zum „obersten Meister und rabbi" 
in den Erzbistümern und Bistümern Mainz, Köln, Trier, 
Bremen, Besancon, Lausanne, Worms, Speyer, Hildes- 
heim, Basel, Strassburg, Metz, Münster, Utrecht, Kon- 
stanz, Werden, und in den Landen Elsass, Jülich, Cleve, 
Berg, Geldern, Savoyen und in der Clevschen Mark 
ernannte. 15 ) 

Anselm sollte die Gefälle und Bussen einkassieren, 
gleichzeitig das oberste Richteramt über die Juden hand- 
haben. Zu diesem Zwecke war er mit einer weit- 
gehenden Bannbefugnis ausgestattet, durch die andere 
Rabbiner in ihrem Wirkungskreise beeinträchtigt wurden. 
Anselm wusste sehr gut — der Versuch Ruprechts 
hatte das in der Praxis gezeigt — dass diese seiner 
Tätigkeit den heftigsten Widerstand entgegensetzen 
würde. Wenn er nun vielleicht auch nicht, wie Güde- 
mann meint, 10 ) sein Dekret einfach in den Papierkorb 
geworfen hat, so hat er doch sicherlich auch niemals 
ernstlich davon Gebrauch gemacht. Die Quellen er- 
wähnen nichts von seiner Tätigkeit. 

Man stand solchen Eingriffen der Regierung in 
die innersten Angelegenheiten der Gemeinden, und um 

IÄ ) Jakob dürfte mit Maharil identisch sein. 
u ) \i. T. A. XI, No. lf>7. 

IÄ ) Urkunde gedruckt bei G ademann III, S. 2fi5; vgl. U. T. 
A. XI, S. 310, Anm. 1. 

16 ) G üd »mann, S. 37. 
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die handelte es sich doch hier, immer feindlich gegen- 
über. Die Judenmeister kamen infolgedessen nicht zur 
Geltung. Aber man schien zu befürchten — die fort- 
währende Ernennung von Judenmeistern unter Sigismund 
gab Grund dazu — dass doch einmal jemand das Amt 
durchzuführen trachten werde. 

Aus dieser Befürchtung heraus erklärt es sich am 
besten, dass ein so hervorragender und frommer Mann, 
wie Seligmann Bing Oppenheim 17 ) auf den Gedanken 
kommen konnte, sich ein Vorrecht über andre Rabbiner 
anzumassen und gewissermassen ein Oberrabbinat in den 
Rheingegenden zu schaffen. Der Plan scheiterte jedoch 
an dem Protest anderer Gemeinden, darunter Worms 
und Mainz. 18 ) 

Keiner war unter den Rabbinern, Mahaiil war ge- 
storben, der durch seine geistige Grösse imstande ge- 
wesen wäre, ein Primat für sich in Anspruch zu nehmen. 
Das geistige Leben, das früher in Mainz, Speyer und 
Worms, den Städten, die QS1 3K (Vater und 

Mutter in Israel) gewesen waren, geherrscht hatte, war 
nun einmal erloschen. Die Juden kamen aus der 
Beunruhigung nicht heraus. Gerade unter Sigismund 
machten sich die fortgesetzten Besteuerungen so 
drückend geltend, dass viele Juden aus dem Reiche aus- 
wanderten, nachdem man sie wie Schwämme ausgepresst 
hatte. 

In Speyer ersparte man ihnen den freiwilligen 
Wegzug, indem man sie am 5. Mai 1435 vertrieb. 
Gerne hätten sie in Speyer gewohnt, aber die Bürger- 

,7 ) G ademann, S. 38. 

'*) GüdemannH Erklftmng (a. a. O.). dass «Ii*» Ernennung von 
Judenmeistern Oppenheini ge\visserinnss«'n zu Kopf gestiegen sei, 
st mir wenig einleuchtend. 
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schaft gab es nicht zu, obwohl der Rat auf Seite der 
Juden stand. Bis zum 11. November sollten sie mit 
Leib und Gut dahinziehen, wo sie sich in Zukunft auf- 
halten wollten. Inzwischen sollten sie auf dem Wege 
des Rechts mit den Bürgern, mit denen sie in geschäft- 
licher Beziehung standen ; sich auseinandersetzen. 19 ) 

1438 verliess die Mainzer Gemeinde die Stadt. 
Dio Bevollmächtigten König Albrechts, die gerade in 
Nürnberg über eine neue Schätzung der Juden berieten, 
nahmen an, dass der Rat die Juden vertrieben habe 
und legten deshalb gegen eine solche Schädigung der 
königlichen Kasse Protest ein. Der Rat erklärte darauf 
am 30. Juli, dass die Juden aus freien Stücken 20 ) die 
Stadt verlassen hätten. 

Vernichtet waren also auch wieder am Ende unserer 
Periode die Gemeinden Mainz und Speyer, und Worms 
hatte keine Bedeutung mehr. 21 ) Es war ihnen nicht 
gelungen im Zeitraum eines Jahrhunderts wieder feste 
Wurzeln zu schlagen. Jahre vergingen, bis wieder neue 
Gemeinden in Mainz und Speyer entstanden und noch 
mehr Jahre, bis man sich daran gewöhnte, auch die 
Juden als Menschen und nicht als Sachen zu betrachten 

15> ) Lehmann, S. 829 a; Wiener, M. f. G. W. J. 1863, S. 457; 
Stobbe, S. 192; vgl. Hegel, Städtechroniken XVII, S. 111, unter 
den Einnahmen der Stadt Speyer. 

ao j Kerler, S. 120 f.; vergl. auch dio Noliz im Memorbuch 
von Pfersee {Salfeld, Martyrol. des Nürnberger Memorbuches Q. z. 
G. d. J. III (Berlin 1898). 

'») Vergl. S. 106. 
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